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1. Einleitung 

Die vorliegende Expertise zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf in Berlin wurde im Auftrag der Stif-

tung für die Familien des Landes Berlin für den Berliner Beirat für Familienfragen erstellt. Sie ist vor 

dem Hintergrund der Feststellung des Familienberichtes 2011 des Berliner Beirates für Familienfra-

gen zu sehen, wonach es erhebliche Datenlücken an der Schnittstelle zwischen Familienleben und 

Arbeitswelt gibt. Diese Datenlücken werden nachgewiesen u.a. für 

- „Daten über zu pflegende Angehörige. In Berlin existieren keine amtlichen Daten darüber, 

wie viele und in welchem Ausmaß Berlinern und Berlinerinnen1 an der Betreuung und Pflege 

von Angehörigen beteiligt sind und in welcher Erwerbssituation sie sich befinden.“ 

und weiter: 

- „Regelmäßige und berlinweite Erhebungen über Vereinbarkeitsaktivitäten durch Unterneh-

men und öffentliche Arbeitgeber.“2 

Vor diesem Hintergrund wurden folgende Anliegen für die Expertise genannt:  

1) Darstellung der gesetzlichen Rahmenbedingungen und Auswertung der öffentlich zugänglichen 

Berliner Datenlage zu betrieblichen Reglungen und zur Inanspruchnahme von gesetzlich garan-

tierten Unterstützungsmöglichkeiten (Familienpflegezeit, Freistellung nach Pflegezeitgesetz). 

Hierbei erfolgt soweit möglich, eine Regionalisierung auf Bezirksebene. 

2) Durchführung einer Literaturrecherche und von Experteninterviews mit Vertretern und Vertrete-

rinnen von Arbeitgeberverbänden, Gewerkschaften, Kranken-/Pflegekassen, Angehörigen-

Selbsthilfegruppen sowie Pflegestützpunkten/-beratungen. 

3) Ableitung von Handlungsempfehlungen für Entscheidungsträger. 

Nachfolgend werden daher die gesetzlichen Rahmenbedingungen zur Vereinbarkeit von Pflege und 

Beruf dargestellt sowie tarifliche bzw. arbeitsrechtliche Regelungen und neuere Ergänzungen zum 

Pflegeversicherungsgesetz, soweit jeweils Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf ein-

bezogen sind. In einem weiteren Kapitel werden die bundesweite und die Berliner Datenlage heran-

gezogen, um darzustellen, wie viele Pflegebedürftige es gibt, wie viele Erwerbstätige Angehörige 

pflegen und welche Pflegeverpflichtungen Erwerbstätige übernehmen. Die daraus resultierenden 

Belastungen werden ebenso erörtert wie die Beanspruchung der gesetzlich möglichen Pflegezeit und 

Familienpflegezeit durch Erwerbstätige zu ihrer Entlastung und was Unternehmen dazu beitragen. Im 

nächsten Kapitel wird dann die mittlerweile umfangreiche Informations- und Beratungslandschaft 

zur Vereinbarkeit von Beruf und Pflege in Berlin beleuchtet. Schließlich werden die Ergebnisse der 

nicht-repräsentativen, exemplarischen Befragungen unter erwerbstätigen pflegenden Angehörigen, 

Unternehmen, öffentlichen Arbeitgeber/innen sowie Vertreter/innen von Pflegekassen, Gewerk-

schaften, Beratungsinitiativen und Dienstleistern zur Beratung von Arbeitgeber/innen und Arbeit-

nehmer/innen zu Anliegen der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf dargestellt. 

Die einzelnen Kapitel münden dann in Empfehlungen, wie die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf in 

Zukunft auf ein breiteres Fundament gestellt werden kann. 

                                                           

1
 Im gesamten Text werden wegen der Lesbarkeit männliche und weibliche Formen immer mitgedacht, wenn sie nicht 

explizit ausgeschrieben sind. 
2
 Berliner Beirat für Familienfragen 2011, S. 47 
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2. Gesetzlicher Rahmen der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf 

Die Betreuung Pflegebedürftiger3 ist zum ersten Mal – nach jahrelangen Diskussionen – im Pflegever-

sicherungsgesetz (SGB XI), das 1995 in Kraft trat, umfassend geregelt. Damals hatte man noch kaum 

die Belange pflegender Angehöriger im Blick. Letztere wurden etwas ausführlicher seit dem 2002 

geltenden Pflegeleistungs-Ergänzungsgesetz und dem zum 1.7.2008 in Kraft getretenen Pflege-

Weiterentwicklungsgesetz berücksichtigt, in dem Ansprüche für Pflegebedürftige mit erheblichem 

Bedarf an Betreuung im häuslichen Bereich und die Ausweitung von Ansprüchen für Personen mit 

eingeschränkter Alltagskompetenz, d. h. Hilfebedürftige der Pflegestufe 0, geregelt wurden und z.B. 

der Aufbau von Pflegestützpunkten angeregt wurde. Mit dem Pflege-Neuausrichtungsgesetz wurden 

die Leistungen für Personen der Pflegestufen 0, I und II schließlich noch ausgeweitet.4 

Das Bewusstsein für das Thema der Vereinbarkeit von Beruf und Pflege wird seitens der Politik viel-

fältig zum Ausdruck gebracht. So hat die Bundesregierung vor diesem Hintergrund das Pflegezeitge-

setz (PflegeZG) 2008 und das Familienpflegezeitgesetz (FPfZG) 2012 ins Leben gerufen. Das Modell 

der Familienpflegezeit verfolgt nach dem Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju-

gend die Ziele: 

- „Verbesserte Vereinbarkeit von beruflichen Anforderungen und der Wahrnehmung von pfle-

gerischen Aufgaben. 

- Vermehrte Bereitschaft seitens der Unternehmen, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 

Familienpflegezeit zu ermöglichen. 

- Optimierte Rahmenbedingungen, die es Pflegenden ermöglichen, ohne Angst vor Diskrimi-

nierung, vor Einbußen bei der Rente oder vor Arbeitsplatzverlust pflegerische Aufgaben im 

Familienkreis wahrzunehmen. 

- Keine pflegebedingten Unterbrechungen in der Erwerbsbiographie.“5 

 

Neben den gesetzlichen Regelungen des Pflegezeitgesetzes und des Familienpflegezeitgesetzes (vgl. 

Kapitel 2.1) werden in diesem Kapitel tarif- und arbeitsrechtliche Regelungen zur Vereinbarkeit von 

Pflege und Beruf (vgl. Kapitel 2.2.) und einige zusätzliche - seit dem Pflege-Weiterentwicklungsgesetz 

und dem Pflege-Neuausrichtungsgesetz für die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf -  relevante pfle-

geversicherungsrechtliche Passagen (Kapitel 2.3) behandelt. 

2.1 Familienpflegezeitgesetz und Pflegezeitgesetz  

Während das Familienpflegezeitgesetz zum 1.1.2012 in Kraft getreten ist, besteht das Pflegezeitge-

setz bereits seit dem 1.7.2008. Somit kann das Familienpflegezeitgesetz (FPfZG) als Ergänzung bzw. 

Erweiterung zum Pflegezeitgesetz (PflegeZG) verstanden und genutzt werden. Beide Gesetze zielen 

auf verbesserte Möglichkeiten zur Vereinbarkeit von Beruf und familiärer Pflege für Beschäftigte, die 

pflegebedürftige nahe Angehörige pflegen.  

Nach dem Pflegezeitgesetz muss im Akutfall jeder Arbeitgeber - unabhängig von der Unternehmens-

größe - die kurzzeitige unbezahlte Arbeitsfreistellung nach §2 PflegeZG für die Dauer von bis zu 10 

                                                           

3
 vgl. die Erläuterungen zu den hier kursiv gesetzten Begriffen im Glossar im Anhang 

4
 vgl. Franke 2014, S. 4 

5 
 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) 2011, S. 1 
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Arbeitstagen gewähren. Von der Verpflichtung zur Gewährung einer längerfristigen Pflegezeit nach 

§3 PflegeZG für bis zu 6 Monate sind Kleinunternehmen dagegen ausgenommen: Anspruch auf Pfle-

gezeit besteht nicht in Unternehmen mit in der Regel 15 oder weniger Beschäftigten.6 

Als Voraussetzungen zur Gewährung der Pflegezeit muss seitens des Beschäftigten eine Bescheini-

gung der Pflegekassen oder des Medizinischen Dienstes der Krankenkassen (MDK) über die Pflegebe-

dürftigkeit7 des/der nahen Angehörigen8 vorgelegt werden. Die beabsichtigte Beanspruchung der 

Pflegezeit ist dem Arbeitgeber bis spätestens 10 Arbeitstage vor Beginn der Inanspruchnahme schrift-

lich anzukündigen. Dabei sind auch Dauer und Umfang der Freistellung zu erklären und dann schrift-

lich zu vereinbaren. Für die kurzfristige Arbeitsfreistellung nach §2 PflegeZG ist bei akut auftretenden 

Pflegesituationen naher Angehöriger auf Verlangen eine ärztliche Bescheinigung vorzulegen. Auch 

hier ist eine Angabe von Zeitraum und Umfang der Freistellung erforderlich. 

Die Familienpflegezeit beinhaltet im Vergleich zum Pflegezeitgesetz keinen Rechtsanspruch, sondern 

besteht als „Kann-Leistung“ der Arbeitgeberseite und bedarf somit einer Zustimmung des Arbeitge-

bers. Das Familienpflegezeitgesetz ermöglicht pflegenden Beschäftigten auf Antrag und Vorlage der 

gleichen Bescheinigungen wie beim Pflegezeitgesetz eine wöchentliche Stundenreduzierung bis zur 

Untergrenze von 15 Wochenstunden. Im Zuge dieser Stundenreduzierung wird das monatliche Ar-

beitsentgelt um die Hälfte des reduzierten monatlichen Arbeitsentgeltes aufgestockt. D.h., bei bspw. 

einer Verringerung der Arbeitszeit von 100% auf 50% erhält der Arbeitnehmer ein Gehalt von 75% 

des letzten Bruttoeinkommens. Dies wird bis zu einer Dauer von längstens 24 Monaten vereinbart, 

um im Anschluss an die Familienpflegezeit die Ausgleichsphase, die sogenannte Nachpflegephase, 

anzuschließen. In dieser wird die Arbeitszeit wieder um die Stunden erhöht, um die sie während der 

Familienpflegezeit reduziert wurde. Dabei erfolgt die Rückzahlung des in der Pflegephase aufgestock-

ten Gehaltes. Dies geschieht durch Verringerung der monatlichen Gehälter an den Arbeitnehmer um 

die Geldsumme, die er in der Pflegephase als Aufstockung erhalten hat.9 Durch die Beitragszahlungen 

an die Rentenversicherung aus dem reduzierten Gehalt und die Verpflichtung der Pflegeversiche-

rung, in der Familienpflegezeit die pflegenden Angehörigen in der Rentenversicherung abzusichern, 

sollen die Rentenansprüche etwa auf dem Niveau der Vollbeschäftigung bleiben. Zudem besteht ein 

Kündigungsschutz in der Pflege- und Nachpflegephase. 

Diese Festlegung setzt eine von Arbeitgeberseite freiwillige schriftliche Vereinbarung zwischen Ar-

beitgebern und Arbeitnehmern über die Inanspruchnahme der Familienpflegezeit voraus. 

Um das Risiko eines Arbeitnehmerausfalls (durch Tod, Berufsunfähigkeit oder Beendigung des Ar-

beitsverhältnisses) abzusichern, muss eine Familienpflegezeitversicherung entweder individuell oder 

über eine Gruppenversicherung abgeschlossen werden. Dies kann durch den Beschäftigten oder Ar-

beitgeber bspw. über das Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben (BAFzA) gesche-

hen und muss ebenfalls vor Beginn der Familienpflegezeit zwischen dem Arbeitnehmer und Arbeit-

geber vereinbart werden. Die Gruppenversicherung hat für den Arbeitgeber den Vorteil, dass dieser 

                                                           

6
 §3 Abs. 1 Satz 2 PflegeZG 

7
 Pflegebedürftigkeit wird im §7 Abs. 4 PflegZG und §2 Abs. 2 FPfZG bezugnehmend auf §14 Abs. 1 SGB XI definiert. 

8  
Als „nahe Angehörige“ werden im PflegeZG und FPfZG verstanden: „Großeltern, Eltern, Schwiegereltern, Ehegatten, 
Lebenspartner, Partner einer eheähnlichen Gemeinschaft, Geschwister, Kinder, Adoptiv- oder Pflegekinder, die Kinder, 
Adoptiv- oder Pflegekinder des Ehegatten oder Lebenspartners, Schwiegerkinder und Enkelkinder“ (§ 7 Abs. 3 PflegeZG; § 
2 FPfZG) 

9
 vgl. Darlehensrückzahlung §6 FPfZG 
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als Versicherungsnehmer eingetragen werden kann und dadurch die Versicherungssumme im Be-

darfsfall direkt an ihn ausgezahlt wird. Zudem ist die Prämie im Vergleich zu den Einzelversicherun-

gen günstiger. Auch Arbeitnehmer können sich über eine Gruppenversicherung absichern.10 

Von politischer Seite11 wird in der Absicherung durch die Familienpflegezeitversicherung eine Attrak-

tivität des Familienpflegezeitgesetzes gesehen. Hinzu komme - gerade für kleine und mittlere Unter-

nehmen - die Möglichkeit, durch Antrag beim BAFzA bzw. der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) 

ein zinsloses Bundesdarlehen zur monatlichen Aufstockung des Arbeitsentgeltes während der Fami-

lienpflegezeit zu beanspruchen. Damit können die finanziellen Einbußen für den Arbeitgeber ausge-

glichen werden. Hier ist vor allem an kleine und mittlere Unternehmer gedacht. 

Das Familienpflegezeitgesetz und das Pflegezeitgesetz unterscheiden sich zusammenfassend in 

Leistungsumfang und Anspruch. Die Möglichkeit im Pflegezeitgesetz besteht darin, sich für eine be-

grenzte Zeitdauer (10 Tage bis 6 Monate) von der Arbeit unentgeltlich12 freistellen zu lassen, um be-

darfsgerechte Pflege zu organisieren bzw. im häuslichen Umfeld selbst durchzuführen. Im Vergleich 

dazu beträgt die längst mögliche Laufzeit des Familienpflegezeitgesetzes 24 Monate. Damit soll die 

als oft nicht ausreichend empfundene 6-monatige Pflegezeit aufgestockt werden. Auch ergänzt das 

Familienpflegezeitgesetz das Pflegezeitgesetz dahingehend, dass (1) pflegende Angehörige meist auf 

ihr Einkommen nicht ganz verzichten können, nicht den Arbeitsplatz aufgeben wollen und (2) Arbeit-

geber und Beschäftigte trotz Pflege keine Beendigung des Arbeitsverhältnisses, sondern lieber eine 

Teilzeitlösung bevorzugen. Der Arbeitgeber ist jedoch nicht verpflichtet, Familienpflegezeit zu ge-

währen. 

2.2 Tarifliche Regelungen zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf 

Zusätzlich zu den aus dem Pflegezeitgesetz und dem Familienpflegezeitgesetz resultierenden 

Vorgaben regulieren tarifrechtliche Gesetze das Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverhältnis. So sind 

Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber bei einer Nichtleistung des Arbeitnehmers von der Zahlungspflicht 

grundsätzlich befreit (§§320 ff. BGB). Jedoch sind sie verpflichtet in bestimmten Fällen das Gehalt 

weiter zu zahlen, bspw. im Urlaub oder während einer Erkrankungszeit und bei einer sogenannten 

„Arbeitsverhinderung“ (§ 616 BGB). Diese Fortzahlung des Entgelts regeln das Bundesurlaubs- und 

das Entgeltfortzahlungsgesetz sowie Tarif- und Arbeitsverträge. 

Dabei regelt ein Tarifvertrag „die Rechte und Pflichten der Tarifvertragspartner und enthält 

Rechtsnormen, die den Inhalt, den Abschluss und die Beendigung von Arbeitsverhältnissen ordnen, 

aber auch betriebliche und betriebsverfassungsrechtliche Fragen betreffen können. (…) Tarifverträge 

haben Vorrang gegenüber betrieblichen und individuellen Regelungen, außer in den Fällen, in 

denen der Tarifvertrag abweichende Abmachungen gestattet („Öffnungsklausel“) oder solche 

                                                           

10 
 Derzeit bieten zwei zertifizierte Versicherungsgruppen die Familienpflegezeitversicherungen an: Die Ries Spezialmakler 
GmbH und die Genworth Financial, wobei letztere seit dem 1.1.2014 der Versicherer seitens des BAFzA angebotenen 
Gruppenversicherung für die Familienpflegezeitversicherung ist. Auf den Informationsseiten der BAFzA (http:// 
www.familien-pflege-zeit.de) werden noch drei zertifizierte Versicherungen aufgeführt. Nach Anfragen unseres Instituts 
teilte Cardif Lebensversicherung mit, dass diese die Familienpflegezeitversicherung aus dem Programm genommen habe 
und stattdessen Genworth Financial die Versicherung übernehme. 

11
 vgl. Schröder 2011a, S. 1 

12 
 Es muss jedoch differenziert werden: Für die Zeit einer kurzzeitigen Arbeitsverhinderung nach §2 PflegeZG (Akutfälle) 
richtet sich die Entgeltfortzahlungspflicht nach §616 BGB oder nach weiteren gesetzlichen, auch tarifrechtlichen Bestim-
mungen bzw. für Berufsausbildungsverhältnisse nach §19 Abs. 1 Nr. 2b BBiG 

http://www.familien-pflege-zeit.de/
http://www.familien-pflege-zeit.de/
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Änderungen die Beschäftigten begünstigen („Günstigkeitsprinzip“).“13 Häufig fällt in tariflichen 

Verträgen das Themenfeld der Vereinbarkeit von Beruf und Pflege unter den Überbegriff der 

„Familienfreundlichen Maßnahmen“ oder der „Vereinbarkeit von Beruf und Familie“. Dabei werden 

u.a. die Bereiche (1) Arbeitszeitflexibilisierung und Telearbeit, (2) Kinder- und Angehörigenbetreuung 

sowie Fördermaßnahmen für Eltern fokussiert. 

Neben diesen grundsätzlich bestehenden Regelungen, werden z.T. auch haustarifliche Veran-

kerungen zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf initiiert. Für die Betreuung von pflege-bedürftigen 

Angehörigen gewähren manche Branchen und/bzw. Großunternehmen Freistellungen bspw. bis 36 

Monate (IBM und Bosch)14 oder von unbezahltem Sonderurlaub über einen Haustarif (wie die 

Deutsche Telekom)15. „Dies wird auch ohne einen amtlichen Nachweis einer Pflegestufe der zu 

betreuenden Person gewährt“16. Auch haben die Tarifpartner der Chemie Industrie Ost Ende 2011 

einen Tarifvertrag abgeschlossen, der sich explizit als Gestaltungselement für den demographischen 

Wandel versteht. So werden im §4 tarifliche Pflegezeiten geregelt, die sich auf das Pflegezeitgesetz 

beziehen. Kernelement dieses Tarifvertrages ist die Möglichkeit, die Arbeitszeiten der Beschäftigten 

den verschiedenen Lebensphasen anzupassen.17  

Ferner unterstützen auch „viele kleine und mittlere Unternehmen (KMU), die keiner Tarifbindung 

unterliegen und auch keine Betriebsvereinbarung haben, (…) dennoch ihre Beschäftigten, wenn 

Angehörige plötzlich krank werden und Betreuung benötigen, damit sie nicht alle Urlaubstage dafür 

aufbrauchen müssen. Diese Unternehmen gewähren je nach Einzelfall einige Tage unbezahlten 

Sonderurlaub pro Jahr. Sie verdeutlichen durch eine gezielte Informationspolitik, dass dieser 

unbezahlte Sonderurlaub aus familienbedingten Gründen nicht als Freizeit gewährt wird, sondern 

eine Freistellung für Familienarbeit ist“18. 

Insgesamt wird nach einer Tarifvertragsanalyse zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie 201219 

deutlich, dass Tarifregelungen Phasen ermöglichen, die durch die Reduzierung von „Arbeitszeit oder 

mit ruhenden Arbeitsverhältnissen im Erwerbsleben relativ selbstbestimmt in Anspruch zu nehmen 

sind und dafür Zeit und Geld anzusparen“20. „Die Beschäftigten erhalten dadurch mehr Freiräume, 

um die Arbeitszeit auch längerfristig im Lebensverlauf variieren zu können, Belastungen in 

bestimmten Lebensphasen zu reduzieren und einen gleitenden Ausstieg aus dem Erwerbsleben in 

Anspruch zu nehmen.“21 

Gleichermaßen sind für Beamtinnen und Beamte sowie Tarifbeschäftigte des öffentlichen Dienstes 

Möglichkeiten zur Vereinbarkeit von Beruf und Pflege gesetzlich verankert. So besteht ein Anspruch 

auf (1) Teilzeitbeschäftigung22, (2) Beurlaubung und (3) familienbedingten Sonderurlaub. 

                                                           

13
 Flüter-Hoffmann 2005, S. 5 

14 
 vgl. Flüter-Hoffmann 2005, S. 13 

15
 vgl. Stockfisch und Meissner 2012, S. 36f. 

16
 Stockfisch und Meissner 2012, S. 37 

17
 vgl. Stockfisch und Meissner 2012, S. 36f. 

18
 Flüter-Hoffmann 2005, S. 14 

19
 Das Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Institut (WSI) in der Hans-Böckler-Stiftung untersuchte empirisch die Förde-
rung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf in Tarifverträgen und Betriebsvereinbarungen in Deutschland - vgl. Klenner 
et.al. 2013. 

20
 Klenner et al. 2013, S. 23 

21
 Klenner et al. 2013, S. 18 

22
 Bundesministerium des Inneren 2011, S. 11 
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(1) Die Beschäftigung mit reduzierter Arbeitszeit ist fester Bestandteil des Dienstrechts. Sie wird als 

ein „aktiver Beitrag zu einer zukunftsgerichteten Personalpolitik“23 verstanden. Für die verschie-

denen Formen der Teilzeitbeschäftigung bestehen im Einzelnen Voraussetzungen: Grundsätzlich 

kann sie nur auf Antrag bewilligt werden. Eine Bewilligung kann aufgrund von dienstlichen Belangen 

verweigert werden (§91 Abs. 1 Bundesbeamtengesetz - BBG). Des Weiteren besteht die Möglichkeit 

einer erneuten Beantragung nach Ablauf einer bewilligten Teilzeitbeschäftigung. Jedoch muss der 

beantragte Zeitraum auch ausgeschöpft werden. Dabei kann die Arbeitszeit ungleichmäßig auf die 

Wochentage verteilt werden. Für Freistellungen von bis zu einem Jahr müssen Beschäftigte in 

Vorleistung gehen. Diese langfristige Ausgleichsmöglichkeit von Sabbatmonaten und Sabbatjahr als 

besonderes Arbeitszeitmodell ist für Beamtinnen und Beamte in §9 Abs. 1 Arbeitszeitverordnung 

geregelt. Dies ist eine Möglichkeit, die Arbeitszeit für die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf zu 

gestalten. Darüber hinaus sind folgende Formen der Teilzeitbeschäftigung möglich: Voraus-

setzungslose Antragstellung (§91 Abs. 1 BBG) und familienbedingte Teilzeitbeschäftigung (§92 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 1 BBG, §13 Abs. 1 Satz 1 Bundesgleichstellungsgesetz). 

Der Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) sieht eine besondere Förderung der Teilzeit-

beschäftigung aus familiären Gründen vor, damit Familie und Erwerbsarbeit besser vereinbar 

werden. Ein Antrag auf Teilzeitbeschäftigung ist auf bis zu fünf Jahre zu befristen, anschließend geht 

das Arbeitsverhältnis automatisch in eine Vollzeitbeschäftigung über. Es besteht jedoch die 

Möglichkeit einer Verlängerung der Teilzeitbeschäftigung, die sechs Monate vor Ablauf der verein-

barten Zeit beantragt werden muss24. Die Teilzeitbeschäftigung für Tarifbeschäftigte ist im §8, sowie 

§13 Abs. 1 Satz 1 Bundesgleichstellungsgesetz und §11 Abs. 1 Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst 

(TVöD) geregelt. 

Eine Teilzeitbeschäftigung hat sowohl für Beamtinnen und Beamte als auch Tarifbeschäftigte zur 

Folge, dass das Grundgehalt, der Familienzuschlag, Zulagen, Vergütungen und Auslandsdienstbezüge 

grundsätzlich im gleichen Verhältnis wie die Arbeitszeit gekürzt werden (§6 Abs. 1 Bundesbesol-

dungsgesetz). 

(2) Die familienbedingte Beurlaubung ist aus denselben Gründen geschaffen worden wie die fami-

lienbedingte Teilzeitbeschäftigung und unterliegt denselben Voraussetzungen25. Ein Anspruch be-

steht, wenn mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder ein pflegebedürftiger Angehöriger zu betreuen 

oder zu pflegen ist, und zwingende dienstliche Belange nicht entgegenstehen (§92 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 

BBG). Ein vergleichbarer Beurlaubungsanspruch ergibt sich auch aus §13 Abs. 1 Satz 1 Bundesgleich-

stellungsgesetz. 

(3) In der Sonderurlaubsverordnung (§9) und nach § 28 TVöD sowie §13 Abs. 1 Satz 1 Bundes-

gleichstellungsgesetz können Beschäftigte zur Betreuung oder Pflege eines Angehörigen beurlaubt 

werden. Es erfolgt in diesem Zeitraum keine Besoldung/ keine Entgeltzahlung. 

2.3 Zusatzregelungen zum Pflegeversicherungsgesetz 

Das Pflege-Neuausrichtungs-Gesetz (2012 und 2013) ergänzt das SGB XI (Pflegeversicherungsgesetz), 

das bereits 2002 durch das Pflege-Ergänzungs-Gesetz und 2008 durch das Pflege-

                                                           

23
 Bundesministerium des Inneren 2011, S. 7 

24
 vgl. Bundesministerium des Inneren 2011, S. 15 

25
 vgl. Bundesministerium des Inneren 2011, S. 35 
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Weiterentwicklungsgesetz erweitert wurde. Einzelne Bestimmungen seit In-Kraft-Treten des Pflege-

Weiterentwicklungsgesetzes werden hier in dieser Expertise kurz erwähnt, obwohl sie nicht unmit-

telbare Anreize zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf setzen, aber insbesondere eine bessere Un-

terstützung von Demenzerkrankten und ihren pflegenden Angehörigen gewähren.26 

Mit dem Pflege-Weiterentwicklungsgesetz wird seit dem 1.7.2008 die Betreuung von hilfebedürfti-

gen Personen – vor allem von Demenzerkrankten – ermöglicht, die dauerhaft erheblich einge-

schränkte Alltagskompetenz aufweisen, jedoch nicht das Ausmaß einer Pflegestufe I erreichen. Mit 

dieser sogenannten Pflegestufe 0 ist ein Anspruch auf Pflegegeld bei Pflege durch Angehörige, die 

Zahlung eines Betreuungsgeldes und die Beanspruchung von Kurzzeit- und Verhinderungspflege27 

verbunden. 

Mit dem seit Oktober 2012 bzw. Januar 201328 in Kraft getretenen Pflege-Neuausrichtungs-Gesetz 

(PNG) wird bei der Nutzung einer Verhinderungs- oder Kurzzeitpflege für Pflegebedürftige aller Pfle-

gestufen das bezogene Pflegegeld für jeweils bis zu vier Wochen im Kalenderjahr zur Hälfte weiterge-

zahlt29 und das Pflegegeld für die Pflegestufen 0, I und II erhöht. 

Des Weiteren wurde mit dem PNG durch eine Bereitstellung von Geldmitteln für Selbsthilfegruppen 

und Selbsthilfeorganisationen sowie Selbsthilfekontaktstellen eine Verbesserung der Austausch- 

und Hilfeangebote für pflegende Angehörige angestrebt. 

2.4 Anmerkungen zur Gesetzeslage 

Die Erwartungen der damaligen Bundesregierung in Bezug auf die Inanspruchnahme von Familien-

pflegezeit waren 2011 sehr hoch, so dass davon ausgegangen wurde, dass „auf Grund der positiven 

Erfahrungen mit der Altersteilzeit die Förderung der Familienpflegezeit eine große Resonanz nach 

sich ziehen und eine umfassend positive Wirkung entfalten“30 wird. Zudem wurde der Blick auf die 

unterschiedlichen Voraussetzungen, die Unternehmen durch ihre Betriebsgröße mit sich bringen, 

gerichtet. So wurde bekräftigt, dass durch das Familienpflegezeitgesetz „gerade für mittelständische 

Unternehmen“ das Liquiditätsproblem gelöst sei, indem mit der Absicherung durch die Kreditanstalt 

für Wiederaufbau (KfW) „keinerlei Zinskosten“ entstünden und damit „auch kein Risiko“. Damit sei 

„das (Familienpflegezeitgesetz - Ergänzung durch Autorinnen) gerade auch für mittelständische Un-

ternehmen ein sehr attraktives Angebot“.31 

Das Gesetz sollte nicht nur die Beanspruchung von Teilzeitarbeit durch pflegende Angehörige erleich-

tern, auf unterschiedlichen Voraussetzungen und Interessen von kleineren und großen Unternehmen 

                                                           

26
 vgl. Bundesministerium für Gesundheit 2012, S. 1  

27
 Verhinderungs- (§39 SGB XI) und Kurzzeitpflege (§42 SGB XI) für Pflegebedürftige von jeweils bis zu 4 Wochen wird ge-
währt, wenn die Pflegeperson kurzfristig ausfällt bzw. häusliche Pflege zeitweise nicht, noch nicht oder nicht im erforder-
lichen Umfang erbracht werden kann. 

28
  „Das PNG wurde am 29. Juni 2012 vom Deutschen Bundestag in zweiter und dritter Lesung beschlossen und ist in we-
sentlichen Teilen am 30. Oktober 2012 in Kraft getreten. Weitere Regelungen sind am 1. Januar 2013 in Kraft getreten, so 
dass nunmehr alle Regelungen des PNG geltendes Recht sind.“ Bundesministerium für Gesundheit 2012, S. 1 

29
 Vorher wurde für die Zeit, die ein/e Pflegebedürftige/r in einer Kurzzeitpflegeeinrichtung verbrachte oder in der Verhin-

derungspflege erfolgte, kein Pflegegeld gezahlt, sondern nur die Leistungen der Pflegeversicherung für die Kurzzeit- bzw, 

Verhinderungspflege. 
30 

 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 2011, S. 1 
31

 Schröder 2011a, S. 1 
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eingehen, sondern auch die geschlechtsspezifische Pflegelage berücksichtigen, indem auch Vollzeit 

beschäftigten Männern die Gelegenheit gegeben werden sollte, ihre Arbeitszeit für die Pflege von 

Angehörigen zu reduzieren.32 

Im Januar 2013 wurde eine Kleine Anfrage zum Stand der Umsetzung des Familienpflegezeitgeset-

zes (Drucksache 17/12166) gestellt, worauf die Antwort der Bundesregierung (Drucksache 

17/12330) im Februar 2013 erfolgte. Darin nimmt sie Bezug auf eine „vorläufige Statistik des Bun-

desministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend“33. Auf Seite eins der Antwort wird berich-

tet, dass die Familienpflegezeit „bisher von nicht mehr als 200 Personen in Anspruch genommen 

worden“ und „beim BAFzA34 (…) bisher erst 135 Anträge auf eine entsprechende Förderung einge-

gangen“ seien. 35 Auf Seite drei der Antwort wird beschrieben, dass „nach Kenntnis der Bundesregie-

rung (…) insgesamt 123 Familienpflegezeitversicherungen abgeschlossen wurden, davon 118 im 

Rahmen der Gruppenversicherung des BAFzA“36 und „bis zum 28. Januar 2013 wurden 58 Darlehen 

beantragt“37. In dieser Zahl bundesweiter Inanspruchnahmen „beträgt die durchschnittliche Dauer 

einer Familienpflegezeit 14,73 Monate. Maximal wurde die Familienpflegezeit 24 Monate in An-

spruch genommen, minimal einen Monat“38. Infolge dieser Entwicklungen wurde im Frühjahr 2013 

eine entsprechende Evaluation des Familienpflegezeitgesetzes öffentlich ausgeschrieben und ver-

geben, deren Ergebnisse bis zum heutigen Datum nicht öffentlich gemacht worden sind. 

Neben den diskutierten und derzeit In Kraft befindlichen gesetzlichen Regelungen sind folgende ge-

plante Ansätze im Koalitionsvertrag der CDU, CSU und SPD39 beschrieben: 

So wird eine Zusammenführung von Pflegezeitgesetz und Familienpflegezeitgesetz angestrebt. Mit 

dieser Zusammenführung der bisher getrennten Vereinbarkeitsgesetze und einem Rechtsanspruch 

soll die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf verbessert werden und die zehntägige Arbeitsfreistellung 

für pflegende Beschäftigte aufbauend auf den bisher geltenden gesetzlichen Regelungen mit einer 

Lohnersatzleistung analog der Kindergeldzahlung gekoppelt werden40. Mit diesem Ansatz und einer 

Prüfung der Anrechnung von Pflegezeiten in der Rentenversicherung41 ist auch eine finanzielle Bes-

serstellung anvisiert. Zu diesen gesetzlichen Veränderungen sollen pflegende Angehörige auch durch 

verbesserte Netzwerkgestaltung Unterstützung erfahren.42 

Auch das Land Berlin hält in seinen seniorenpolitischen Leitsätzen „(…) die Unterstützung von Pfle-

gebedürftigen und ihren Angehörigen für eine herausragende gesellschaftliche Aufgabe der solidari-

schen Stadtgemeinschaft.“43 Dazu sind Kampagnen entwickelt worden zur Stärkung der professio-

                                                           

32
 Schröder 2011, S. 1 

33
 Deutscher Bundestag 2013, S. 1 

34
 BAFzA entspricht der Abkürzung des Bundesamtes für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben 

35 
 ebd., S. 1 

36
 ebd., S. 3 

37 
 ebd., S. 4 

38 
 ebd., S. 3 

39 
 vgl. Koalitionspartner 2013 

40
 vgl. Koalitionspartner 2013, S. 77 

41
 vgl. Koalitionspartner 2013, S. 77 

42
 Koalitionspartner 2013, S. 77f. 

43
 Senatsverwaltung für Gesundheit und Soziales 2013, S. 63 
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nellen Pflege („Für ein gutes Leben im Alter“ und „Gepflegt in die Zukunft“)44 und damit auch einer 

Entlastung pflegender Angehöriger.45 Bei den Begründungen zu den Kampagnen wird jeweils auch 

auf die besonderen Belastungen pflegender Angehöriger von Demenzerkrankten hingewiesen. Mit 

dem ressortübergreifenden Demografiekonzept wird schon 2009 hervorgehoben, dass Unterneh-

men besonders gefordert sind, um die Rahmenbedingungen für die Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf zu verbessern.46 Und es sei Aufgabe staatlicher Einrichtungen wie von Wirtschaftsverbänden, 

auf Unternehmen der Privatwirtschaft und des öffentlichen Dienstes „… einzuwirken, damit diese 

ihre Personalpolitik sowie die Formen der Personalrekrutierung und –entwicklung der neuen Situati-

on (- der Auswirkungen des demografischen Wandels z.B. in Bezug auf eine steigende Anzahl von zu 

Hause zu Pflegenden  - die Autorinnen) anpassen.“47  

Diese Verbesserungsansätze auf verschiedenen Ebenen haben u.a. zum politischen sowie praktischen 

Ziel, die Vereinbarkeit von Beruf und Pflege zu verbessern und pflegebedürftige Menschen so lange 

wie möglich in ihrem gewohnten Umfeld zu halten.48 

Insgesamt wird in den oben dargestellten gesetzlichen und tariflichen Regelungen zur Vereinbarkeit 

von Beruf und Pflege an drei Aspekten ersichtlich, dass die Möglichkeiten der Unterstützung pfle-

gender Beschäftigter noch ausbaufähig sind. 

Zum einen richten sich die Regelungen insgesamt nur an Hauptpflegepersonen. Die sogenannten 

Nebenpflegepersonen (die in einem Pflegearrangement neben der Hauptpflegeperson zusätzlichen, 

zum Teil auch nicht verwandten, privaten Pflegepersonen) werden nicht miteinbezogen bzw. berück-

sichtigt oder erwähnt. Eine Forderung zur Erweiterung des Kreises der Berechtigten wird u.a. durch 

die Partei der Grünen vorgeschlagen49 und von anderen aufgegriffen.50 

Zum anderen sind die gesetzlichen Vorgaben, insbesondere das Familienpflegezeitgesetz, darauf 

ausgerichtet, dass die Arbeitgeberin bzw. der Arbeitgeber kein Risiko tragen soll. Damit besteht das 

finanzielle und biographische Risiko überwiegend auf Arbeitnehmerseite. Eine Form von gesell-

schaftlicher Verantwortung, die von pflegenden Angehörigen übernommen wird, wird dadurch nicht 

gewürdigt. 

Des Weiteren handeln Arbeitgeber überwiegend erst aus einem Problemdruck heraus, der sich bspw. 

in Form von alternden Belegschaften offenbart. So bringen auch Klenner et al. zum Ausdruck, es sei 

nicht zu erkennen, dass Arbeitgeber „mehrheitlich (Fettdruck durch Autorinnen) bemüht waren, 

mittels Tarifvertrag oder Betriebsvereinbarungen die konkrete Umsetzung neuer Gesetze zu regulie-

                                                           

44
 „Für ein gutes Leben im Alter – Qualitäts- und Qualifizierungsoffensive für Fachkräftesicherung in der Altenpflege“ mit 
zahlreichen Veranstaltungen seit 2011 und „Gepflegt in die Zukunft“ seit dem 1.4.2014. URL: 
http://www.dienstleistungsmetropole-berlin.de/de/landesinitiative-altenpflege.html; 
www.berlin.de/gepflegt-in-die-zukunft/home.html  

45
 z.B. mit der „Woche der Angehörigen“ 

46
 vgl. z.B. Senatsverwaltung für Stadtentwicklung Berlin 2009, S. 40 

47
 ebd. S. 48 

48
 vgl. Koalitionspartner 2013, S. 78 

49
 vgl. Deutscher Bundestag 2011a, S. 13174 

50
 ebd., SPD-Abgeordnete Petra Crone;  

http://www.dienstleistungsmetropole-berlin.de/de/landesinitiative-altenpflege.html
http://www.berlin.de/gepflegt-in-die-zukunft/home.html
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ren oder Defizite der gesetzlichen Regulierungen oder der Infrastruktur für Kinder- und Pflegebe-

treuung für ihren jeweiligen Bereich aufzufangen.“51 

 

3. (Berliner) Datenlage  

Um einen Überblick über die gegenwärtige Situation der Vereinbarkeit von Beruf und Pflege zu ge-

ben, wird in diesem Kapitel die öffentlich zugängliche, bundesweite und Berliner Datenlage darge-

stellt, die allerdings in Bezug auf die eingegrenzte Problemlage noch sehr rudimentär ist. Daher wer-

den zusätzlich Ergebnisse einschlägiger empirischer Studien mit heran gezogen. Die Fragstellungen 

lauten: 

1. Wer wird in der eigenen Häuslichkeit gepflegt? 

2. Wer pflegt und unterstützt die Pflegebedürftigen zu Hause und wie verteilt sich die Erwerbs-

tätigkeit dieser Pflegenden? 

3. Welche Belastungen in der häuslichen Pflege werden benannt? 

4. Wie können Erwerbstätige, die zu Hause zusätzlich pflegen, entlastet werden – nutzen sie die 

gesetzlichen Möglichkeiten? 

5. Was tragen Unternehmen zur Entlastung bei? 

3.1 Anzahl und Verteilung von Pflegebedürftigen und deren Versorgung 

Bundesweite Daten 

Bundesweit waren im Dezember 2011 rund 2,5 Millionen Menschen nach Maßgabe des Pflegeversi-

cherungsgesetzes pflegebedürftig. Davon lebten 70 % (nämlich 1,76 Millionen) in Privathaushalten. 

Von diesen häuslich versorgten Pflegebedürftigen erhielten 1,18 Millionen ausschließlich Pflege-

geld, was im statistischen Berichtswesen über Pflegebedürftige als Indikator dafür gilt, dass sie in der 

Regel allein von Angehörigen versorgt werden: dies betrifft also 47 % aller Pflegebedürftigen und 67 

% der häuslich Versorgten. Die weiteren 576.000 häuslich versorgten Pflegebedürftigen erhielten 

entweder zusätzliche oder alleinige Pflege durch ambulante Dienste.52  

Tabelle 1: Pflegebedürftige nach Art der Versorgung zum Jahresende 2011 - Bund53 

Pflegebedürftige absolut in Prozent aller Pflegebedürftigen 

Insgesamt 2,5 Mio. 100 % 

darunter Frauen 1,62 Mio 65 % 

vollstationär in Heimen 743 000 30 % 

zu Hause 1,76 Mio. 70 % 

davon versorgt allein durch Angehörige 1,18 Mio. 47 % 

zusammen mit/durch 
ambulante Pflegedienste 

576.000 
 

23 % 

 

                                                           

51
 Klenner et al. 2013, S. 38 

52
 vgl. Statistisches Bundesamt 2013, S. 5ff (siehe auch: Statistisches Bundesamt 2013a). Die Pflegestatistik erscheint alle 
zwei Jahre, eine aktuellere erscheint demnach erst im Januar 2015 für den Erhebungsstichpunkt Dezember 2013. 

53
 ebd. 

file:///C:/Users/marianne/Documents/Arbeit/Familienbeirat/Pflege%20und%20Beruf/30.1._Bericht_Gliederungsentwurf.docx%23_Toc378598438
file:///C:/Users/marianne/Documents/Arbeit/Familienbeirat/Pflege%20und%20Beruf/30.1._Bericht_Gliederungsentwurf.docx%23_Toc370146436
file:///C:/Users/marianne/Documents/Arbeit/Familienbeirat/Pflege%20und%20Beruf/30.1._Bericht_Gliederungsentwurf.docx%23_Toc370146437
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Die große Mehrzahl der Pflegebedürftigen ist 65 Jahre oder älter (83 %) und 65 % sind weiblich; 

unter den zu Hause Versorgten beträgt die Zahl der Frauen 62 %.54 Pflegebedürftige, die in Heimen 

versorgt werden, gehören zu 20 % der Pflegestufe III an, im Vergleich zu 9 % derjenigen, die zu Hause 

betreut werden.55  

Die Zahl der zu Hause versorgten Pflegebedürftigen unter 15 Jahren beträgt 67.594, also knapp 4 % 

der zu Hause versorgten Pflegebedürftigen. Gemessen an der Gesamtzahl der unter 15Jährigen sind 

etwa 0,6 % pflegebedürftig.56 Pflegebedürftigkeit ist also vorrangig ein Altersrisiko, betrifft kaum 

Kinder und wesentlich mehr Frauen als Männer. 

Die Dauer der Pflege ist bei Einritt einer Pflegebedürftigkeit sehr schwer abzuschätzen. Valide Mes-

sungen zur durchschnittlichen Dauer der Pflegeverläufe gibt es derzeit nicht.57 

Nach einer repräsentativen Studie von TNS Infratest Sozialforschung zu den Wirkungen des Pflege-

Weiterentwicklungsgesetzes lebten 2010 rund ein Drittel der Pflegebedürftigen allein; im Vergleich 

zu 1998 ist die Anzahl alleinlebender Pflegebedürftiger um 12 % gestiegen.58 Mehrere Faktoren 

werden angeführt, die u.a. eine Rolle spielen mögen bei der Wahl der häuslichen Lebensform bzw. 

bei der Entscheidung, trotz Pflegebedürftigkeit alleine zu leben: der Trend zum Single-Haushalt; der 

Wunsch, möglichst lange in der eigenen Wohnung zu leben; der Wunsch, den Angehörigen nicht 

mehr als nötig zur Last zu fallen; eine gute wohnungsnahe Versorgungsstruktur.59 Festzuhalten 

bleibt, dass auch die Alleinlebenden häufig von Angehörigen gepflegt bzw. zusammen mit ambulan-

ten Diensten betreut werden: dies mag einerseits für die pflegenden Angehörigen eine zusätzliche 

zeitliche Belastung bedeuten, vor allem dann, wenn die jeweiligen Wohnungen nicht benachbart 

sind; zum anderen mag es auch für die Angehörigen eine Entlastung bringen, wenn sie nicht rund um 

die Uhr zur Verfügung stehen (müssen). 

Von besonderem Interesse ist die Frage nach der Pflegebedürftigkeit von Menschen mit Migrati-

onshintergrund60. Es gibt wenige Zahlen zu dem Aufkommen von Pflegebedürftigen mit Migrations-

hintergrund.61,62 Zumindest zwei neuere Veröffentlichungen werden aber genannt, in denen der An-

teil der Pflegebedürftigen mit Migrationshintergrund an allen Pflegebedürftigen auf 8 %63 bzw. 8,2 

– 8,6 %64 berichtet wird. Aus der Untersuchung von TNS Infratest Sozialforschung zu den Wirkungen 

des Pflege-Weiterentwicklungsgesetzes geht weiterhin hervor, dass fast 80 % der Pflegebedürftigen 

mit Migrationshintergrund – und damit 10 % mehr als von den Pflegebedürftigen ohne Migrations-

                                                           

54
 vgl. ebd, Tabelle 1.1, S. 9 

55
 vgl. ebd. S. 8 und Tabelle 1.1, S. 9 

56
 vgl. ebd., Tabelle 1.2, S. 9  

57
 vgl. Barmer GEK 2010, S.139 und weitere Seiten. Dort werden die methodischen und inhaltlichen Probleme der Berech-
nung der Pflegedauer ausführlich behandelt. 

58
 TNS Infratest Sozialforschung 2011, S. 17 

59
 vgl. ebd., S. 17/18 

60
 Dazu werden alle gerechnet, die eine ausländische Staatsangehörigkeit besitzen, alle nicht in Deutschland Geborenen, 
und diejenigen mit mindestens einem Elternteil, das nicht in Deutschland geboren wurde. Vgl. TNS Infratest Sozialfor-
schung 2011, S. 61 

61
 vgl. z.B. Habermann et al. 2009; vgl. auch Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2012 

62
 Das Statistische Bundesamt hat erstmalig die 2005 im Mikrozensus erhobenen Bevölkerungszahlen nach Migrationshin-
tergrund für ausgewählte Kriterien auf Länderebene ausgewertet, die Anfang 2007 veröffentlicht wurden. Vgl. Senats-
verwaltung für Gesundheit, Umwelt und Verbraucherschutz Berlin 2007, S. 4.  

63
 TNS Infratest Sozialforschung 2011 

64
 Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2012a, S. 76 
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hintergrund - ausschließlich Pflegegeld beanspruchen.65 Zugleich stellt sich heraus, dass eine ziem-

lich hohe Zahl potentieller Anspruchsberechtigter erst gar keinen Antrag auf die Feststellung der 

Pflegedürftigkeit stellt66, also entweder bewusst auf das Pflegegeld oder Sachleistungen der Pflege-

versicherung verzichtet oder aber unzureichend über die Hilfemöglichkeiten der Pflegeversicherung 

unterrichtet ist. Offen bleibt, ob die Gruppe der Pflegegeldbezieher mit Migrationshintergrund aus-

schließlich durch Angehörige betreut wird, was jedoch zumeist vermutet wird aufgrund der Annah-

men über die höhere familiäre Bindung von Menschen mit Migrationshintergrund.67 Dass das Pflege-

geld für den laufenden Lebensunterhalt benötigt werde, wird von den Pflegebedürftigen mit Migrati-

onshintergrund doppelt so häufig genannt wie von denjenigen ohne Migrationshintergrund.68 Wei-

terhin begründet ein Fünftel der Pflegebedürftigen mit Migrationshintergrund den ausschließlichen 

Bezug von Pflegegeld damit, dass beim Bezug von Sachleistungen (= Pflege durch ambulante Dienste) 

kulturelle und religiöse Belange nicht berücksichtigt werden und sie daher auf Sachleistungen ver-

zichten.  

Zusammenfassend stellt sich die Versorgung Pflegebedürftiger mit und ohne Migrationshintergrund 

2010 wie folgt dar: 

Tabelle 2: Inanspruchnahme von Leistungen der Pflegeversicherung von Pflegebedürftigen mit bzw. 

ohne Migrationshintergrund (%); Basis: Pflegebedürftige in Privathaushalten69 

 

 

Es dürfte äußerst schwierig sein, eine differenzierte religions- und kultursensible Pflegeinfrastruktur 

zu schaffen. So entfallen z.B. von den fast 1,5 Mio. Menschen mit Migrationshintergrund im Alter von 

                                                           

65
 TNS Infratest Sozialforschung 2011, S. 62 

66
 ebd., S. 63; die Zahl derjenigen, die keinen Antrag stellen, ist mit 17 % der Menschen mit Migrationshintergrund doppelt 
so hoch wie bei denjenigen ohne Migrationshintergrund. 

67
 vgl. z.B. Camino 2014, S. 1 

68
 TNS Infratest Sozialforschung 2011, S. 63 

69
 TNS Infratest Sozialforschung 2011, S. 62 
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65 und mehr Jahren (2010) fast 12 % auf Menschen mit türkischem, 9 % auf Menschen mit polni-

schem Hintergrund und 8 % auf Menschen aus der russischen Föderation; der Rest verteilt sich sehr 

viele kleine Herkunftsanteile.70 Entsprechend vielfältig müssten die Bedingungen sein, auf die eine 

religions- und kultursensible Pflege Rücksicht nehmen müsste. Die Datenlage für die Entwicklung 

entsprechender Konzepte ist trotz einiger im vorigen Abschnitt dargelegter neuerer Ergebnisse noch 

sehr schmal.71 

 

„Mit der Zunahme älterer Migranten wird ein erheblicher Pflege- und Hilfebedarf für diese 
Bevölkerungsgruppe unterstellt. Dieser Bedarf soll kultursensitiv befriedigt werden, um 
von der Bevölkerung angenommen zu werden und um die Pflegequalität zu sichern. Feh-
lende oder unzureichende migrationssensitive Daten der Pflegeberichterstattung erschwe-
ren jedoch die Einschätzung aktueller und zukünftiger Bedarfe einer vielschichtigen Mig-
rantenbevölkerung. Ebenso fehlen Informationen zur subjektiven Einschätzung der eige-
nen Bedürftigkeit.“72 
 

 
Vor dem Hintergrund des Mangels an migrationssensitiven Daten der Pflegeberichterstattung ist 

auch nicht zu erwarten, dass es in Unternehmen schon kulturspezifische Personalstrategien zur Ver-

einbarkeit von Pflege und Beruf geben könnte. 

Neben den bisher vorgestellten Daten zur derzeitigen Situation Pflegebedürftiger gibt es eine Reihe 

von Prognosen darüber, dass – allein Demografie bedingt – die Zahl der Pflegebedürftigen insgesamt 

in Zukunft noch wachsen und daher die Aufgabe für Pflegende, Beruf und Pflege zu vereinbaren, 

noch brisanter werden wird. 

 

„Bereits im Jahr 2007 gab es in Deutschland 2,25 Millionen Pflegebedürftige mit einer 
Pflegestufe. Diese Zahl wird nach Angaben des Statistischen Bundesamts bis zum Jahr 
2020 auf 2,9 Millionen anwachsen, im Jahr 2030 werden es bereits 3,4 Millionen sein.“73 

 

 
Die angeführte Prognose ist eine unter mehreren, da es für die weitere Entwicklung der Zahlen der 

Pflegebedürftigen zwei Szenarien gibt, die nach wie vor neben einander stehen: 

Die Szenarien und die entsprechenden Modellrechnungen zur Entwicklung der Pflegebedürftigkeit 

unterscheiden sich hinsichtlich der weiteren gesunden Lebenserwartung im höheren Alter. Das Sze-

nario einer sinkenden Pflegequote geht davon aus, dass die Menschen in Zukunft zunehmend ge-

sünder altern und daher auch später pflegebedürftig werden. Die Voraussagen hinsichtlich der zu-

künftigen Pflegebedürftigen fallen dabei niedriger aus als bei dem zweiten status-quo-Szenario. Hier 

                                                           

70
 vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2012, S. 99  

71
 Darauf weisen Habermann et al. 2009, S. 363 hin; Die Daten von TNS Infratest Sozialforschung von 2010 können wegen 
der geringen Fallzahlen von Pflegebedürftigen mit Migrationshintergrund  auch nicht differenzierter ausgewertet wer-
den. 

72
 Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2012, S. 248 

73
 BMFSFJ und DIHK 2012, S. 6. Wir gehen hier nicht näher auf die unterschiedlichen Modellrechnungen ein, sondern wei-
sen lediglich auf den Stellenwert des Themas auch für die Zukunft hin. 
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geht man davon aus, dass sich die altersbedingte Erkrankungshäufigkeit, die damit einhergehende 

Pflegebedürftigkeit und Pflegequote auf dem heutigen Niveau hält.74  

Unabhängig aber von diesen Szenarien gehen jedoch alle Prognosen von einem erheblichen Zuwachs 

Pflegebedürftiger aus.  

Daten für Berlin 

Vergleicht man die bundesweit erhobenen Zahlen (Tabelle 1) mit denjenigen von Berlin, so ergeben 

sich leichte Verschiebungen, wie Tabelle 3 veranschaulicht: 

Tabelle 3: Pflegebedürftige nach Art der Versorgung zum Jahresende 2011 - Berlin
75 

Pflegebedürftige absolut In Prozent aller Pflegebedürftigen 

Insgesamt 107 917 100 % 

darunter Frauen 70 388 65,2 % 

vollstationär in Heimen 27 031 25,0 % 

zu Hause 80 886 75,0 % 

davon versorgt allein durch Angehörige 54 488 50,5 % 

zusammen mit/durch 
ambulante Pflegedienste 

26 398 
 

24,5 % 

 
Demnach wurden in Berlin Ende 2011 im Vergleich zu den bundesweiten Daten mehr Pflegebedürf-

tige zu Hause versorgt, nämlich 75 % (im Vergleich zu 70 % bundesweit); auch der Anteil der allein 

von Angehörigen versorgten Pflegebedürftigen an allen Pflegebedürftigen war etwas höher und lag 

bei 50 % aller Pflegebedürftigen (im Vergleich zu 47 % bundesweit). Schließlich war auch der Anteil 

derjenigen Pflegebedürftigen,76 die in Berlin ambulant versorgt werden, höher als im bundesweiten 

Vergleich. Als Gründe für diese höheren Anteile in Berlin (und den neuen Bundesländern) im Ver-

gleich zu Deutschland (und den alten Bundesländern) werden u. a. ein höheres Armutsrisiko, die 

höhere Arbeitslosenquote und höhere Transferleistungsquote genannt:77 Pflegebedürftige und deren 

pflegende Angehörige, die in prekären Verhältnissen leben, sind stärker angewiesen auf Pflegegeld 

und schöpfen dieses möglichst lange aus, bevor sie ambulante Hilfen hinzu ziehen; des Weiteren 

zögern sie die teure Heimversorgung hinaus. 

Tabelle 3 macht deutlich, dass es schwierig ist, die Zahl derjenigen Pflegebedürftigen zu bestimmen, 

die auch von Angehörigen betreut werden, bei denen aber zusätzlich ambulante Dienste in die Be-

treuung einbezogen sind – die also nicht nur Pflegegeld beanspruchen, sondern auch Sachleistungen 

mit der Pflegekasse abrechnen können (Empfänger von Kombileistungen). Diese Gruppe der Pflege-

bedürftigen wird in der Pflegeberichterstattung  zusammengefasst mit denjenigen, die ausschließlich 

von ambulanten Diensten Pflege erhalten. In der bereits zitierten Repräsentativerhebung ermittelte 

TNS Infratest Sozialforschung für das Jahr 2010 einen Anteil von lediglich 7 % aller häuslich versorg-

                                                           

74
 vgl. Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2010, S. 4. Das Heft geht ausführlich auf die unterschiedlichen Modell-
berechnungen zur Entwicklung der Zahlen von Pflegebedürftigen ein. 

75
 vgl. Statistisches Bundesamt 2013b, S. 12, Tabelle 4.1 

76
 vgl vgl. Senatsverwaltung für Gesundheit und Soziales 2013a, S. 111. Dieser Bericht fußt auf den Daten der Pflegestatistik 
2011 des statistischen Bundesamtes; vgl. die vorherigen Fußnoten 

77
 vgl. ebd,, S. 109; vgl. dazu auch die Angaben im Sozialstrukturatlas 2013, Senatsverwaltung für Gesundheit und Soziales 
2013b, S. 134 u.a. 
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ten Pflegebedürftigen, die bundesweit ausschließlich von ambulanten Diensten betreut werden.78 

Wenn man diese Angabe auf Berliner Pflegebedürftige überträgt, so dürften unter den 26.398 zu-

sammen mit bzw. nur durch ambulante Dienste zu Hause betreuten Pflegebedürftigen ca. 5.700 Pfle-

gebedürftige sein, die keinerlei Unterstützung von pflegenden Angehörigen bekommen, also nur von 

ambulanten Diensten betreut werden. Damit würde sich in Berlin die Zahl der allein durch Angehöri-

ge versorgten 54.488 Pflegebedürftigen um ca. 20.000 auf etwa ca. 75.000 Pflegebedürftige erhö-

hen, die Ende 2011 zu Hause Unterstützung von pflegenden Angehörigen bekommen (ohne oder 

mit Hilfe ambulanter Dienste). 

Insgesamt waren Ende 2011 etwa 80 % der Pflegebedürftigen 65 Jahre und älter.79 Zwar ist die gro-

ße Mehrheit der Pflegebedürftigen weiblich; im Vergleich der Daten ab 1999 zeichnet sich jedoch 

eine Tendenz der Zunahme männlicher Pflegebedürftiger ab.80 Auffällig ist, dass die Quote männli-

cher, zu Hause versorgter Pflegebedürftiger höher ist als die Quote der pflegebedürftigen Frauen, die 

zu Hause versorgt werden (sowohl in Berlin als auch bundesweit). Dennoch sind in allen Altersgrup-

pen ab 70 Jahren Männer seltener pflegebedürftig als Frauen.81  

Bei den unter 15-Jährigen werden mehr Jungen (1.626) als Mädchen (999) zu Hause (mit Pflegegeld) 

gepflegt. Der Anteil von pflegebedürftigen Kindern an der Gesamtzahl der Pflegebedürftigen ist in 

Berlin mit nicht ganz 5 % etwas geringer als im Bundesdurchschnitt.82 

Bezogen auf die Haushaltsgröße hat Berlin im bundesweiten Vergleich den größten Anteil an Ein-

Personen-Haushalten (2011: 54 % aller Haushalte).83 Dabei ist die Zahl der älteren und hier vorrangig 

der weiblichen Ein-Personen-Haushalte besonders stark gestiegen.84 Auch dieser Tatbestand dürfte 

sich auf die Entwicklung der Brisanz der Pflegebedürftigkeit in Berlin auswirken, wobei Daten über 

alleinlebende Pflegebedürftige in Berlin fehlen. 

Im Bezirksvergleich gibt es in Berlin Unterschiede in den Anteilen der älteren Bevölkerung und 

demnach auch der Pflegebedürftigen – so haben Steglitz-Zehlendorf, Charlottenburg-Wilmersdorf 

und Tempelhof-Schöneberg mit jeweils 11 % bzw. 12 % den größten Anteil an der Bevölkerung ab 80 

Jahren85 und verzeichnen Charlottenburg-Wilmersdorf (+ 728) wie Tempelhof-Schöneberg (+ 486) 

zwischen 2007 und 2011 den höchsten Zuwachs an ambulant betreuten Pflegebedürftigen.86  

Nach dem Zensus hatten am 2.5.2009 fast ein Viertel der Berlinerinnen und Berliner einen Migrati-

onshintergrund.87 Dabei gibt es sehr starke Unterschiede in der räumlichen Verteilung dieser Bevöl-

                                                           

78
  „Pflegebedürftige in Privathaushalten werden in der Regel durch eine oder mehrere private Pflegepersonen betreut. 
Lediglich sieben Prozent der Pflegebedürftigen erhalten keinerlei Unterstützung durch Angehörige oder Bekannte, in der 
Pflegestufe III gilt dies nur für ein Prozent der Pflegebedürftigen. In diesem Fall wird die Versorgung ausschließlich von 
professionellen Pflegediensten erbracht.“ TNS Infratest Sozialforschung 2011, S. 26 

79
 vgl. Senatsverwaltung für Gesundheit und Soziales, Gesundheitsberichterstattung 2013a, S. 107 

80
 vgl. ebd., S. 106 

81
 ebd., S. 107 

82
 vgl. Senatsverwaltung für Gesundheit und Soziales 2013a, Tabelle 3.47-1: http://www.gsi-Berlin.info/gsi_datei.asp? in-
fo=TG0100347100201300.xls; eigene Berechnung 

83
 Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt 2013, S. 34 

84
 ebd., S. 35 

85
 Senatsverwaltung für Gesundheit und Soziales 2013b, S. 195 

86
 ebd. S. 202 

87
 Senatsverwaltung für Gesundheit und Soziales 2013a, S. 18 

http://www.gsi-berlin.info/gsi_datei.asp?%20info=TG0100347100201300.xls
http://www.gsi-berlin.info/gsi_datei.asp?%20info=TG0100347100201300.xls
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kerungsgruppen.88 Konkrete Angaben zu Pflegebedürftigen mit Migrationshintergrund (bzw. Zuwan-

derern89) in Berlin lassen sich derzeit (noch) nicht finden. Jedoch ist nach den Aussagen der Migrati-

onsbeauftragten des Senats eine Sensibilisierung und auch Konkretisierung zu erwarten durch das 

„Gutachten zu Bedarfen im Bereich der interkulturellen Altenpflege auf Basis einer empirischen Un-

tersuchung“ durch Camino, Werkstatt für Fortbildung, Praxisbegleitung und Forschung im sozialen 

Bereich gGmbH.90 

In Bezug auf die zukünftige Entwicklung der Zahl der Pflegebedürftigen in Berlin wird nach dem 

Status-Quo-Szenario von 2007 bis 2030 eine Zunahme von 66 % erwartet.91 Unter der Annahme des 

zweiten Szenarios einer sinkenden Pflegequote fällt der Zuwachs niedriger aus.92 In beiden Szenarien 

dürfte der Anteil der ab 80Jährigen und derjenige der pflegebedürftigen Männer überproportional 

steigen, wobei auch hier im Bezirksvergleich erhebliche Unterschiede zu erwarten sind.93 Zugleich 

kann man mit der aktuellen Bevölkerungsprognose für Berlin davon ausgehen, dass die Gruppe der 

Erwerbsfähigen im Alter zwischen 18 bis 65 Jahren konstant bleibt, damit aber die Gruppe der poten-

tiell erwerbstätigen Pflegepersonen bei steigender Zahl von Pflegebedürftigen abnimmt.94 

Zusammenfassend war 2011 „(…) in Berlin im Vergleich zum gesamten Bundesgebiet ein höherer 

Anteil derer, die im häuslichen Bereich versorgt wurden, zu beobachten. Das traf sowohl auf Frauen 

(Berlin 72 %, Deutschland 66 %) als auch auf Männer (Berlin 80 %, Deutschland 78 %) zu, (…).“95 Der 

oben genannte Grund, dass in Berlin ein hoher Anteil von Menschen in prekären Verhältnissen lebt, 

wird zur Erklärung herangezogen. Das bedeutet aber auch, dass der Unterstützung pflegender An-

gehöriger in Berlin im Vergleich zum Bundesgebiet insgesamt eine noch stärkere Bedeutung zu-

kommt. 

3.2 Pflegende Angehörige im erwerbsfähigen Alter 

Bundesweite Daten 

Nach einer Sonderauswertung des Sozio-ökonomischen Panels (SOEP) für das Bundesfamilienminis-

terium (im Auftrag des Unternehmensprogramms „Erfolgsfaktor Familie“) aus dem Jahr 2007 war 

fast die Hälfte der ca. 4,6 Millionen Personen, die sich um hilfe- oder pflegebedürftige Angehörige 

kümmerten, berufstätig, nämlich 46 Prozent: demnach gab es 2007 in der Bundesrepublik 2,1 Millio-

nen erwerbstätige pflegende Angehörige!96 

                                                           

88
 ebd. 

89
 vgl. Kompetenz Zentrum interkulturelle Öffnung der Altenhilfe 2013. Dort wird der begriff der „Zuwanderer“ statt „Men-
schen mit Migrationshintergrund“ verwendet. 

90
 Auch bei Camino 2014 – dem Entwurf - werden noch keine Zahlen genannt. 

91
 vgl. Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2010, S. 28, S. 30 

92
 Wird aber für Berlin nicht dargestellt. vgl. ebd., S. 30. 

93
 Senatsverwaltung für Gesundheit und Soziales 2013b, S. 197 

94
 Vgl. die Angaben in Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt 2013, S. 29 

95
 Senatsverwaltung für Gesundheit und Soziales 2013a, S. 109 

96
 BMFSFJ und DIHK 2012, S. 7 
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Detailliertere Analysen der pflegenden Angehörigen im erwerbsfähigen Alter, die Hauptpflegeperson 

im Pflegearrangement97 sind, finden sich in der Studie „Wirkungen des Pflege-

Weiterentwicklungsgesetzes“ mit Angaben aus dem Jahr 2010. 98 

Der Anteil von Pflegebedürftigen, die von Angehörigen versorgt werden, hat sich seit Beginn der 

Erhebungen dazu (etwa seit den 80er Jahren des vorigen Jahrhunderts) nicht erheblich verändert  

und liegt 2011 bei etwa 70 % (vgl. oben, 3.1), in Berlin sogar bei 75 %. Wohl aber schrumpft – u.a. 

Demografie bedingt – die Zahl der Angehörigen, die sich innerhalb eines Pflegearrangements um 

eine pflegebedürftige Person kümmern. Demnach ist bundesweit von 1998 bis 2010 die Zahl der 

Pflegearrangements gestiegen, in denen sich kein Angehöriger kümmert/kümmern kann;  der Anteil 

derjenigen Arrangements, in denen nur ein(e) Angehörige(r) pflegt, ist  von 26 % auf 30 % gestiegen, 

in allen anderen Konstellationen ist die Zahl der innerhalb eines Familienverbandes zur Verfügung 

stehenden Pflegepersonen gesunken (vgl. die nachfolgende Abbildung 1).99  

Abbildung 1: Zahl der an der Pflege von Pflegebedürftigen beteiligten Privatpersonen 1998 und 2010; 

Basis: Pflegebedürftige in Privathaushalten 

 

 

TNS Infratest Sozialforschung berichten, dass der durchschnittliche Zeitaufwand einer privaten Pfle-

geperson für die Pflege 37,5 Wochenstunden beträgt, mit einer erheblichen Spannbreite und in Ab-

hängigkeit von der Höhe der Pflegestufe der Pflegebedürftigen. Dabei ist der Zeitaufwand der Haupt-

pflegeperson von 1998 bis 2010 in den Pflegestufen I und II gesunken, was TNS Infratest Sozialfor-

schung darauf zurückführt, dass vermehrt auch Sachleistungen (also Hilfen von ambulanten Diens-

                                                           

97
 Unter „Pflegearrangement“ verstehen wir die Konstellation von Pflegebedürftiger/m plus all derjenigen Personen, die 
sich um die Versorgung und Unterstützung kümmern. Das können z.B. neben der Hauptpflegeperson weitere Angehörige, 
Freunde, Nachbarn, professionell Pflegende sein. 

98
 vgl. TNS Infratest Sozialforschung 2011 mit Daten von 2010 und 1998  

99
 TNS Infratest Sozialforschung 2011, S. 27 
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ten) in Anspruch genommen werden, die Pflegebedürftigen und pflegenden Angehörigen seltener im 

selben Haushalt wohnen und die Hauptpflegeperson häufiger erwerbstätig ist.  

Bezogen auf die Erwerbstätigkeit pflegender Angehöriger ist gemäß der Untersuchung von TNS 

Infratest Sozialforschung der Anteil der nicht erwerbstätigen Hauptpflegepersonen im Alter von 16 

bis 64 Jahren von 1998 bis 2010 von 64 % auf 41 % gesunken, während vor allem die Anteile der 

teilzeit- bzw. vollzeitbeschäftigten privaten Hauptpflegepersonen sowie die Anzahl männlicher 

Hauptpflegepersonen von 20 auf 28 % gestiegen sind.100 

Abbildung 2: Erwerbstätigkeit der Hauptpflegepersonen 1998 und 2010; Basis: Hauptpflegepersonen 

im erwerbsfähigen Alter von 16 bis 64 Jahren in Privathaushalten mit pflegebedürftiger Person 

 

 

51 % der Hauptpflegepersonen haben nach der Übernahme von Pflegeverantwortung ihre Erwerbs-

tätigkeit unverändert fortgesetzt, 34 % diese eingeschränkt und 15 % sie aufgegeben. Dabei gibt es 

noch Unterschiede zwischen alten und neuen Bundesländern: diejenigen, die ihre Erwerbstätigkeit 

unverändert weiter geführt haben, machen in den alten Bundesländern 49 % und in den neuen Bun-

desländern 59 %101 aus - wobei Berlin zu den neuen Bundesländern gerechnet wird.102  

Die Infratest-Untersuchung ergibt auch, dass die männlichen erwerbstätigen Hautpflegepersonen 

2010 vorrangig mindestens 30 Stunden berufstätig (zu 72 %) sind, während dies auf nur 40 % der 

weiblichen Hauptpflegepersonen zutrifft.103 Die berufliche Einspannung hängt davon ab, welche 

Pflegestufe die pflegebedürftige Person hat, (entsprechend) wie hoch die zeitliche pflegerische Belas-

tung ist, wie viele Pflegepersonen sich insgesamt um die pflegebedürftige Person kümmern und ob 

zusätzlich professionelle Dienste beschäftigt werden (können). Insgesamt wird hervorgehoben, dass 

viele der erwerbstätigen pflegenden Angehörigen ihre Erwerbstätigkeit aus finanziellen Gründen 

aufrecht erhalten, aber auch deswegen, weil sie einen Ausgleich zu der belastenden Pflege suchen 

bzw. auf die Anerkennung im Beruf und ihre sozialen Kontakte nicht verzichten mögen. Gerade aus 

                                                           

100
 vgl. ebd. S. 30-32 und die die nachfolgende Graphik, ebd. S.31 

101
 ebd., S. 30 

102
 und wir ja konkret wissen, dass es in Berlin insgesamt auch mehr private Pflegearrangements gibt als im Bundes-
durchschnitt. 

103
 TNS Infratest Sozialforschung 2011, S. 30 
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diesen Gründen sind Bemühungen um die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf auch eine besondere 

Herausforderung.104 

Bei der Entscheidung über die Aufrechterhaltung der Berufstätigkeit pflegender Angehöriger, die 

erwerbstätig sind, dürften auch Überlegungen eine Rolle spielen, in welchem Ausmaß sich eine Re-

duzierung der Berufstätigkeit auf die Ansammlung von Rentenansprüchen auswirkt. Unter folgen-

den Bedingungen übernimmt die Pflegekasse die Zahlung von Rentenversicherungsbeiträgen105 für 

die nicht erwerbsmäßig pflegende Pflegeperson: 

 

 

„Für eine Zahlung von Rentenversicherungsbeiträgen für Pflegepersonen muss der wö-
chentliche Pflegeumfang für die Pflegeperson insgesamt mindestens 14 Stunden betragen. 
Voraussetzung ist, dass die/der pflegebedürftige Angehörige Anspruch auf Leistungen aus 
der sozialen oder einer privaten Pflegeversicherung hat. Voraussetzung ist zudem, dass die 
Pflegeperson regelmäßig nicht mehr als 30 Stunden einer Beschäftigung nachgehen darf 
oder eine Vollrente wegen Alters bezieht. Je nach Stundenumfang der Pflegetätigkeit wer-
den monatlich bis zu 

Pflegestufe I  125,00€ 
Pflegestufe II 251,00€ 
Pflegestufe III  376,00€ 

an Rentenversicherungsbeiträgen übernommen. (….).“106 
 

 
Personen, die nicht mehr als 30 Stunden pro Woche arbeiten bzw. ihre Arbeitszeit entsprechend 

reduzieren, um zu pflegen, sind demnach durch die Pflegekasse pflichtversichert, ohne dass sie selbst 

Beiträge abführen müssen. Zugleich sind sie bei einer Teilzeitarbeit von bis zu 30 Stunden durch die 

eigenen Pflichtbeiträge für ihre Teilzeitbeschäftigung als auch zusätzlich durch die Pflegekasse abge-

sichert, so dass sie im besten Fall keine Reduzierung ihrer Rentenansprüche befürchten müssen. Al-

lerdings wird bemängelt, dass die Abführung von Pflichtbeiträgen durch die Pflegeversicherung an 

die Rentenversicherung zu niedrig ausfalle.107 

Daten für Berlin 

Für Berlin werden rund 170.000 pflegende Privatpersonen für 2011 angegeben, die sich um Pflege-

bedürftige kümmern.108 Eine detailliertere Analyse dieser Zahl, z.B. nach Erwerbstätigkeit, fehlt. 

Eine vom IGF daher erbetene Sonderauswertung des Bereichs Statistische Analysen der Deutschen 

Rentenversicherung109 ergibt eine Übersicht über die in Berlin der Rentenversicherung gemeldeten 

pflegenden Angehörigen, die weniger als 30 Stunden arbeiten und daher über die Pflegekassen 

wegen der nicht erwerbsmäßigen Betreuung pflegebedürftiger Angehöriger pflichtversichert sind.110 

                                                           

104
 ebd., S. 30 

105
 vgl. § 99 SGB XI 

106
 Zentrum Frau in Beruf und Technik o.J., S. 10; vgl. auch: Deutsche Rentenversicherung 2013 

107
 vgl. oben, Kapitel 2.4  

108
 Senatsverwaltung für Gesundheit und Soziales Berlin 2013b, S. 207 

109
 Keck 2014. Die nachfolgenden beiden Grafiken und der eingerückte Text stammen aus diesem Manuskript. 

110
 vgl. die vorherigen Abschnitte. In die Analyse gehen die ab 30 Stunden sog. Vollzeit beschäftigen pflegenden Angehörige  
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„Am Jahresende 2011 gab es in Berlin 11.015 Pflegepersonen, für die Beiträge zur gesetzlichen Ren-

tenversicherung gezahlt wurden. Rund vier Fünftel (80,2 %) von ihnen sind Frauen, knapp 20 Prozent 

sind Männer. Mehr als 80 Prozent der in Berlin lebenden rentenversicherten Pflegepersonen sind 40 

Jahre und älter. Die größte Teilgruppe befindet sich im Alter zwischen 55 und 59 Jahren.“111 

Abbildung 3: Verteilung der am 31.12.2011 rentenversicherten Berliner Pflegepersonen nach Alters-

gruppen112 

 

 

Eine weitere Aufschlüsselung der Daten ergibt, dass von den 11.015 durch die Pflegekassen versi-

cherten privaten Pflegepersonen etwa 25 % am Jahresende ausschließlich auf diese Art versichert, 

also nicht berufstätig waren; 4,4 % dieser Gruppe waren allerdings an mindestens einem Tag im Jahr 

2011 mit Beschäftigung sozialversichert, haben aber ihre Arbeit im Jahr 2011 aufgegeben (aus wel-

chen Gründen auch immer), um nur zu pflegen. Des Weiteren sind rund 30 % dieser Gruppe zusätz-

lich in Teilzeit (weniger als 30 Stunden/Woche) oder geringfügig beschäftigt und weitere rund 30 % 

beziehen Arbeitslosengeld II (vgl. die folgende Abbildung 4).113 Die hohe Zahl von Arbeitslosengeld-II-

Beziehern unter den Berliner Pflegepersonen verweist einmal mehr auf eine relativ hohe Armutslage 

auch von Pflegepersonen.114 

                                                                                                                                                                                     

     nicht ein (vgl. oben den vorangehenden Abschnitt). 
111

 Keck 2014, S. 1 
112

 ebd., S. 2 
113

 ebd. 
114

 vgl. Hohmeyer et al. 2012. Unklar bleibt, ob ein direkter Zusammenhang zwischen dem Bezug von ALG II und Pflege  
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Abbildung 4: Weiterer Versichertenstatus von rentenversicherten Pflegepersonen mit Wohnort in 

Berlin am Jahresende 2011115 

 

 

 

 

 

Um Aufschluss zu bekommen über Zahl und Struktur der erwerbstätigen Berliner pflegenden An-

gehörigen insgesamt, kann die Zahl der höchstens 30 Stunden arbeitenden 11.050 Pflegepersonen, 

die Ende 2011 über die Pflegekassen rentenversichert wurden, in Relation gesetzt werden zur Anga-

be von rund 170.000 pflegenden Privatpersonen für 2011.116 Laut der Erhebung von TNS Infratest 

Sozialforschung waren 2010 in den neuen Bundesländern (einschl. Berlin) mehr als ein Drittel der 
                                                                                                                                                                                     

     besteht oder ob andere Gründe zum Bezug des ALG II führen. 
115

 Keck 2014, S. 3 
116 

Senatsverwaltung für Gesundheit und Soziales Berlin 2013b, S. 207; vgl. auch den ersten Satz dieses Abschnittes. 
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pflegenden Angehörigen Vollzeit, d.h. mehr als 30 Stunden/Woche erwerbstätig117 (daher nicht von 

der Pflegekasse pflichtversichert und entsprechend nicht in der Statistik der Rentenversicherung 

geführt). Dies würde für Berlin bedeuten, dass von den 170.000 pflegenden Privatpersonen ca. 

56.000 bis 57.000 Personen Vollzeit, d.h. mehr als 30 Stunden/Woche, beschäftigt waren. Zählt man 

die höchstens 30 Stunden arbeitenden 11.015 Pflegepersonen hinzu, so ergibt sich für 2011 eine 

annähernde Zahl von 67.000 bis 68.000 erwerbstätigen Pflegepersonen.118,119 

Weitere Zahlen für Berlin ergeben sich aus einer konkreten Umfrage eines Berliner Groß“-Betriebes“, 

der Technischen Universität Berlin, unter seinen 4.504 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zur Ver-

einbarkeit von Beruf und Pflege im Jahr 2012.120 Bei einem Rücklauf von 18 % geben rund 10 % der 

Befragten an, zurzeit eine pflegebedürftige Person zu unterstützen, weitere 8 % haben in der Ver-

gangenheit gepflegt und weitere 19 % sehen in absehbarer Zeit eine Versorgung oder Pflege auf sich 

zukommen. Ein knappes Fünftel der pflegenden Angehörigen pflegt alleine, etwas mehr als die Hälfte 

pflegt mit Unterstützung weiterer Angehöriger, Freunde und Nachbarn. Knapp die Hälfte der pfle-

genden Angehörigen beanspruchen keine der von der TU generell bereitgestellte Unterstützungs-

möglichkeiten zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf und nur jeweils ganz wenige beanspruchen 

Heimarbeit (Telearbeit bzw. home-office), Freistellungen oder (flexible) Arbeitszeitreduzierungen. 

Die 2012 ermöglichte Familienpflegezeit wird von keinem der Pflegenden genutzt.  

Die angeführten Daten für Berlin zeigen, dass das Pflegeberichtswesen in Berlin (und bundesweit) 

nur sehr rudimentär auf Daten über pflegende Angehörige eingeht. Daher fehlen sowohl exaktere 

großflächige, noch viel mehr aber kleinräumige Angaben zu Struktur und Situation erwerbstätiger 

pflegender Angehöriger. 

3.3 Belastungen pflegender (erwerbstätiger) Angehöriger 

Die Belastungen von pflegenden Angehörigen sind zahlreich; bei gleichzeitiger Berufstätigkeit sind sie 

besonders gravierend.  Nachfolgend gehen wir detaillierter auf die Belastungen ein, da es hierzu eine 

Reihe von allerdings nur bundesweiten Untersuchungen gibt. So berichtet TNS Infratest Sozialfor-

schung in der bereits zitierten Studie zwar von einer Abnahme derjenigen Hauptpflegepersonen, die 

zwischen 1998 und 2010 eine „sehr starke“ Belastung durch die Pflege angeben. Festzuhalten blei-

ben aber die 2010 „eher als stark“ bzw. „sehr stark“ empfundenen Belastungen von 77 % der 

Hauptpflegeperson in Privathaushalten mit einer pflegebedürftigen Person.121  

TNS Infratest Sozialforschung benennt besonders belastende Faktoren für die Hauptpflegeperson: 

eine höhere Pflegestufe, psychische Veränderungen der Pflegebedürftigen und ein hoher Zeitauf-

wand.122 Weiter oben wurde angeführt, dass der durchschnittliche Zeitaufwand der Hauptpflegeper-

son 37,5 Stunden beträgt und in Abhängigkeit von der Pflegestufe zunimmt: beträgt er bei Pflegebe-

                                                           

117
 vgl. TNS Infratest Sozialforschung 2011, S. 30: wir gehen davon aus, dass “Vollzeit erwerbstätig“ hier bedeutet, zwischen  

     38,5 bis 40 Stunden/Woche zu arbeiten.  
118

 Die übrigen ca. 100.000 Pflegepersonen müssten demnach im Rentenalter stehen. 
119

 Die geschätzte Zahl von erwerbstätigen Pflegenden Ende 2011 entspricht knapp 4 % aller Erwerbstätigen in Berlin Ende 

2011 von etwa 1,75 Millionen. vgl. vgl. Industrie- und Handwerkskammer Berlin, Handwerkskammer Berlin, Hrsg. 2013, S.23 
120  

vgl. Technische Universität Berlin – Budavari/Andersen/Kubath 2012  
121

 TNS Infratest Sozialforschung 2011, S. 28/29 
122  

ebd. S. 64 
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dürftigen der Pflegestufe I fast 31 Stunden pro Woche, so steigt er bei Pflegestufe II auf 42 Wochen-

stunden (also auf mehr als eine Vollzeitstelle) und bei Pflegestufe III auf 61 Wochenstunden.123  

Eine frühere Untersuchung über häusliche Pflege ergab, dass private Pflegepersonen neben den zeit-

lichen Belastungen an zweiter Stelle körperliche und psychische Belastungen empfinden, gefolgt von 

Belastungen, die durch Beeinträchtigungen der Pflegebedürftigen entstehen. Hier zeigte sich auch, 

dass Männer seltener Belastungen empfinden als Frauen, da sie sich z.B. schon früher zusätzliche 

Hilfe organisieren. Die zeitlichen Belastungen wurden in den Fällen besonders stark empfunden, in 

denen Pflegebedürftige und pflegende Privatperson nicht im selben Haushalt wohnten.124 Wir haben 

oben erwähnt, dass getrennte Haushalte von Pflegebedürftigen und Pflegenden (bzw. das Alleinle-

ben Pflegebedürftiger) immer häufiger angegeben werden und in Berlin mit den vielen Single-

Haushalten einerseits und den weiten Entfernungen der Großstadt bei der zeitlichen Belastung er-

werbstätiger Angehöriger besonders ins Gewicht fallen könnten. 

Als weitere Belastung Pflegender wird das gesundheitliche Risiko angeführt: So sind nach einer Aus-

wertung einer Betriebskrankenkasse die Ausgaben für Beschäftigte mit pflegebedürftigen Angehöri-

gen fast 5 mal so hoch wie diejenigen für die übrigen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, und eine 

chronische Erkrankung Pflegender kommt doppelt so häufig vor wie beim Durchschnitt aller Beschäf-

tigten.125 

In den von uns geführten Interviews mit pflegenden Angehörigen126 wurde außerdem der bürokrati-

sche Aufwand erwähnt, der bei Antragstellungen von den Angehörigen zu leisten ist: hierzu gehören 

die Anträge nach dem Pflegeversicherungsgesetz (SGB XI) und seinen Ergänzungen127 wie z.B. zur 

Feststellung der Pflegebedürftigkeit und der Pflegeeinstufung, Anträge auf Kurzzeit- und Verhinde-

rungspflege wie Tagespflege, auf zusätzliche Betreuungsleistungen, sowie die Beantragung von Pfle-

gezeit, Familienpflegezeit und zur Familienpflegezeitversicherung nach dem Pflegezeitgesetz und 

Familienpflegezeitgesetz. Häufig sind die Antragstellungen zudem nicht selbst-erklärend und belas-

ten die pflegenden Angehörigen erheblich.  

TNS Infratest Sozialforschung führt auch an, dass vielen Pflegenden Kenntnisse und Informationen 

zur eigentlichen Pflege fehlen und sie auch nicht unterrichtet sind über die Möglichkeit einer indivi-

duellen Pflegeberatung und Schulung zu Hause (gemäß §7a SGB XI) sowie die Nutzung von Pflege-

kursen (gemäß §45 SGB XI). Hier seien mehr Informationen notwendig128, z.B. durch Beratungsstellen 

- wie die Pflegestützpunkte in Berlin oder auch betriebliche Beratungsangebote, die im Rahmen von 

Zertifizierungen zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf entstanden sind -, durch Pflegekassen, bei 

Begutachtungen durch den Medizinischen Dienst oder durch ambulante Dienste.  

                                                           

123
 ebd., S. 29 

124
 vgl. Heinemann-Knoch/Knoch/Korte 2006, S. 161 und den unveröff. Endbericht der Untersuchung. 

125
 vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung. Abteilung Wirtschafts- und Sozialpolitik 2013, S. 10; zitiert wird dort eine Pressemitteilung      
 der Siemens Betriebskrankenkasse vom 9.11.2013 

126
 vgl. unten, Kapitel 5.1 

127
 Pflegeergänzungsgesetz, Pflege-Weiterentwicklungsgesetz, Pflege-Neuausrichtungsgesetz, vgl. Kapitel 2.3 

128
 TNS Infratest Sozialforschung 2011, S. 29/ 30 
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Aus einer bevölkerungsrepräsentativen Studie zur Stresslage der Nation seitens der Techniker Kran-

kenkasse129 geht hervor, dass 16 % aller Befragten, die sich zumindest „selten“ oder häufiger ge-

stresst fühlen, die Pflege eines Angehörigen als Stressor angeben. Mehr Frauen (19 %) als Männer 

(13 %) fühlen sich dadurch gestresst, Menschen mit höherem Einkommen häufiger als Befragte mit 

niedrigerem Einkommen, Menschen in eher urbanen Gegenden häufiger als Befragte in ländlichen 

Regionen.130 Kommt zur Pflege des oder der Angehörigen noch eine Berufstätigkeit hinzu, so wird die 

Stressbelastung deutlich erhöht: 

 

„Bei den pflegenden Angehörigen ist auch die Stressbelastung insgesamt besonders hoch. 
Fast sieben von zehn derer, die die Pflege Angehöriger als Stressfaktor angeben, sind 
manchmal oder häufig gestresst. Doch es ist nicht nur die Pflege. Für viele kommt noch 
eine Berufstätigkeit als weitere Belastung hinzu. Fast sechs von zehn pflegenden Angehö-
rigen geben an, dass sie sich durch den Job oft abgearbeitet und verbraucht fühlen. Damit 
liegen sie weit über dem Bevölkerungsdurchschnitt von 40 Prozent. Übermäßig oft leiden 
sie unter einem zu großen Arbeitspensum und Termindruck. Auch die richtige Work-Life-
Balance zu finden, fällt ihnen oft schwer: Bei mehr als jedem zweiten pflegenden Angehö-
rigen kommen Freunde und Familie wegen des Jobs oft zu kurz. Und andersherum sagt 
ebenfalls nur jeder zweite von ihnen, dass er Energie aus seinem Privatleben ziehen kann 
– gegenüber sieben von zehn Menschen im Bevölkerungsschnitt.“131 

 

 
Ein geschlechtsspezifischer Unterschied zeigt sich beim Durchschnittsalter Pflegender: während dies 

2008 bei pflegenden Frauen zwischen 50 bis 60 Jahren lag, betrug es bei pflegenden Männern 80 

Jahre.132 Dieser Unterschied beruht darauf, dass pflegende Frauen im Vergleich zu pflegenden Män-

nern mehrheitlich sowohl pflegebedürftige Eltern wie Schwiegereltern pflegen, während pflegende 

Männer seltener die Generation der Eltern pflegt, sondern die eigenen Partnerinnen. Eine Repräsen-

tativuntersuchung mit pflegenden Frauen (Allensbach-Studie) nimmt sich der besonderen Situation 

und Belastungen pflegender Frauen – immer noch der Mehrheit unter den pflegenden Angehörigen 

– an.133 Gemäß dieser Untersuchung lassen sich Pflege und Beruf nur schwer vereinbaren; dennoch 

sind 42 % der Frauen mit einer/m pflegebedürftigen Angehörigen berufstätig und dies vorwiegend in 

Teilzeit. Fast die Hälfte der berufstätigen Frauen reduzieren die Arbeitszeit nicht bzw. erst dann zu 

einem höheren Anteil von 70 %, wenn ihre Pflegetätigkeiten mehr als drei Stunden am Tag betragen, 

wie die folgende Grafik zeigt.134 

 

 

 

                                                           

129 
Techniker Krankenkasse 2013. Die Studie wurde im September 2013 vom Meinungsforschungsinstitut Forsa durchge-

führt unter 1.000 deutschsprachigen Personen ab 18 Jahren zu ihrem Stresslevel sowie zu Auslösern und Folgen von 
Stress. 

130
 vgl. eine Auswertungs-Tabelle aus der FORSA-Umfrage, die uns von der Techniker Krankenkasse übermittelt wurde 

131
 Techniker Krankenkasse 2013, S. 11 

132
 vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung. Abteilung Wirtschafts- und Sozialpolitik 2013, S. 10 

133
 Die Untersuchung wurde 2012 vom Institut für Demoskopie Allensbach durchgeführt und ist veröffentlich unter: R+V  
 Versicherung AG, Hrsg., Weil Zukunft Pflege braucht. (URL: http://freiraum-fuers-leben.de/#/home/) 

134
 vgl. ebd., S. 9 
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Abbildung 5: Veränderung der Arbeitszeiten zugunsten von Pflegeübernahmen 

 
 

 

 
 
 
 

 

Da schon gezeigt wurde, dass Pflege sowohl wegen des durchschnittlichen Zeitaufwandes als auch 

wegen ihrer Dauer belastend ist, ist also nicht verwunderlich, dass die Mehrzahl der in der Untersu-

chung befragten Frauen unter der Doppelbelastung von Pflege und Beruf leidet bzw. die Vereinbar-

keit mit dem Beruf als „sehr“ bis „eher schwer“ empfindet(vgl. die nachfolgende Grafik).135 

Abbildung 6: Vereinbarkeit mit dem Beruf pflegender Frauen 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

Die Verfasser der Allensbach-Studie weisen zu Recht darauf hin, dass diese Problematik in Zukunft an 

Brisanz gewinnen wird, da immer mehr Frauen der Altersgruppen, die die häusliche Pflege Angehöri-

ger vorrangig übernehmen, also die ab 50Jährigen, erwerbstätig sein werden.136 Insofern sei es auch 

nicht verwunderlich, dass zum Zeitpunkt der Untersuchung immerhin schon 60 % der Deutschen im 

Vergleich zu lediglich 40 % zwei Jahre früher dafür hielten, dass für Berufstätige die Pflege ihrer An-

gehörigen erleichtert werden müsse. Für fast 80 % ist hier der Staat gefragt, aber 55 % sehen hier 

auch eine Aufgabe für Unternehmen.137 
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3.4 Entlastung pflegender erwerbstätiger Angehöriger durch Inanspruch-

nahme von (Familien)-Pflegezeit 

Bei der Suche nach Daten, welche Entlastungen pflegenden erwerbstätigen Angehörigen angeboten 

werden bzw. welche sie beanspruchen, können wiederum nur bundesweite Untersuchungen heran-

gezogen werden. Für die vorliegende Expertise wurden nur Daten zur Beanspruchung von Pflegezeit 

und Familienpflegezeit ausgewertet.138 

Wie oben (Kapitel 2) ausgeführt kann nach dem Pflegezeitgesetz seit dem 1.7.2008 eine kurzfristige 

Beurlaubung von der Arbeit bis zu 10 Tagen oder eine bis zu 6-monatige unbezahlte Unterbrechung 

der Arbeit in Anspruch genommen werden, um pflegebedürftige nahe Angehörige zu Hause zu ver-

sorgen.  

Nach der Studie von TNS Infratest Sozialforschung haben 2010 sechs Prozent der Hauptpflegeperso-

nen die Möglichkeit einer kurzfristigen Freistellung von der Arbeit genutzt. 139 Als Grund für die Nicht-

Nutzung dieses Anspruches wurde vorrangig angegeben, dass man ihn gar nicht kannte. Eine längere, 

bis zu halbjährige Pflegezeit haben etwa vier Prozent der in einem Betrieb ab 15 Personen abhängig 

beschäftigten Hauptpflegepersonen beansprucht.140 

Etwas differenziertere Daten, die von den durch TNS Infratest Sozialforschung für 2010 erhobenen 

Angaben leicht abweichen, ergeben sich aus einer im Juli 2013 von der Gesellschaft für Konsumfor-

schung (GfK) durchgeführten Repräsentativ-Erhebung zum Thema „Pflegezeit“.141 Danach kannten 70 

% der Bundesbürger ab 14 Jahren den Begriff. Das Wissen, Halb- und Nicht-Wissen zu diesem Thema 

verteilte sich unter den Befragten gemäß nachfolgender Grafik: 

Abbildung 7: Bekanntheit und Wissen um die Pflegezeit142 

 

 

                                                           

138
 Zur Beanspruchung weiterer Entlastungen vgl. z.B. oben, Tabelle 2  

139
 vgl. TNS Infratest Sozialforschung 2011, S. 31   

140
 vgl. ebd., S. 32 

141
 vgl. Wort & Bild Verlag, Hrsg., Repräsentativ-Befragung zum Thema „Pflegezeit“ durch die Gesellschaft für Konsumfor-
schung (GfK). Manuskript, das uns vom Wort & Bild Verlag zur Verfügung gestellt wurde. In dem Manuskript wird grund-
sätzlich nicht zwischen Pflegezeit und Familienpflegezeit unterschieden, so dass ungeklärt bleibt, ob es sich bei der be-
richteten Untersuchung der GfK (Gesellschaft für Konsumforschung) und den Ergebnissen lediglich um Pflegezeit handelt 
oder auch schon um die ab 2012 mögliche Familienpflegezeit. 

142
 ebd. S. 1 
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Ein weiteres Ergebnis der Befragung war, dass die überwiegende Mehrheit der Bundesbürger ab 14 

Jahren, nämlich 93 %, bislang bei ihrem Arbeitgeber keinen Antrag auf Beanspruchung der Pflegezeit 

gestellt hat und dies auch nicht plant. Jeweils unter 2 % haben schon einmal die Pflegezeit bean-

sprucht/befinden sich derzeit darin oder planen innerhalb der nächsten 12 Monate eine Beantra-

gung.143 

Von den berufstätigen Befragten meinen 70 %, dass sie sich eine längere unbezahlte Pflegezeit fi-

nanziell nicht leisten können. 60 % vermuten, dass ihr Arbeitgeber eine solche Auszeit nicht ge-

nehmigen würde, 42 % befürchten einen Karriereknick, falls sie eine solche Auszeit nähmen und fast 

18 % weisen darauf hin, dass ihr Arbeitgeber schon ein flexibles Arbeitszeit-Modell anbietet, damit 

u.a. auch Angehörige gepflegt werden können.144 

Die Beanspruchung der Familienpflegezeit durch Erwerbstätige seit In-Kraft-Treten des Gesetzes 

kann fast vernachlässigt werden: so haben nach einer Anfrage des Bayrischen Rundfunks beim Bun-

desfamilienministerium in den Jahren 2012 und 2013 nur 273 Männer und Frauen einen Antrag auf 

Familienpflegezeit gestellt.145 

Insgesamt zeigen die Daten, dass Pflegezeit und Familienpflegezeit trotz einer erheblichen Bedeu-

tung von Angehörigenpflege unter Beschäftigten sehr selten genutzt werden, um die Belastungen 

der Pflege aufzufangen und die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf besser zu bewältigen.146 

Angesichts der Zahlen von etwa 2,1 Millionen erwerbstätigen pflegenden Angehörigen in der Bun-

desrepublik (2007; vgl. oben Kapitel 3.2) bzw. von annähernd 67.000 bis 68.000 erwerbstätigen Pfle-

gepersonen in Berlin (2011; vgl. ebenfalls Kapitel 3.2) zeigt sich ein hoher Bedarf an (vernetzten) An-

geboten zur Entlastungen dieses Personenkreises. Die Forderung nach Entlastungsstrategien ist auch 

deswegen besonders dringlich, da zum einen die Anzahl von Privatpersonen, die sich in einem Pfle-

gearrangement um eine pflegebedürftige Person kümmern können, abnimmt (vgl. Kapitel 3.2, Ab-

bild 1). Zum zweiten aber stehen auch auf professioneller Ebene nicht genügend Fachkräfte zur 

Verfügung, die Pflegebedürftige versorgen können. Trotz einer stetigen Zunahme von beschäftigten 

(Fach-)Kräften im Pflegebereich147 wird schon seit langem auf den Fachkräftemangel hingewiesen.148 

Dies gilt sowohl bundesweit als auch für Berlin (vgl. z.B. oben, Kapitel 2.4 und den Hinweis auf die 

Kampagne „Für ein gutes Leben im Alter“).149 Angesichts der stetigen Zunahme von Pflegebedürfti-

gen wird auch eine Verschärfung des Fachkräftemangels in der Pflege für die Zukunft vorausge-

sagt.150 

                                                           

143
 ebd. S. 2 

144
 ebd. S. 8 

145
 URL: http://www.ad-hoc-news.de/muenchen-die-familienpflegezeit-wird-so-gut-wie-gar-nicht--/de/News/34025497;  

vgl. auch Kapitel 2.4 
146

 vgl. weitere Möglichkeiten der Entlastung pflegender Beschäftigter unten, Kapitel 5 
147

 vgl. z.B.  TNS Infratest Sozialforschung 2011, S. 94 ff 
148

 vgl. TNS Infratest Sozialforschung 2011, S. 100; www.bmg.bund.de/pflege/Pflegekraefte/Pflegefachkraeftemangel.html 

vom 25.4.2014; DBfK Bundesverband 2012 
149

 vgl. GSI, Personal in ambulanten und (teil-)stationären Pflegeeinrichtungen in Berlin 1999 - 2011 (Stichtag: 15.12.) Pfle-
gestat_2011TG0100824100201300; Senatsverwaltung für Gesundheit und Soziales Berlin 2012, S. 58:. In Berlin wurde 
deshalb die Initiative „Für ein gutes Leben im Alter“ gegründet; vgl. auch Senatsverwaltung für Stadtentwicklung Berlin 
2009. 
150

 vgl. die vorangehenden Fußnoten 142-144 und z.B. Bundesagentur für Arbeit 2011 

http://www.ad-hoc-news.de/muenchen-die-familienpflegezeit-wird-so-gut-wie-gar-nicht--/de/News/34025497
http://www.bmg.bund.de/pflege/Pflegekraefte/Pflegefachkraeftemangel.html%20vom%2025.4.2014
http://www.bmg.bund.de/pflege/Pflegekraefte/Pflegefachkraeftemangel.html%20vom%2025.4.2014
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3.5 Vereinbarkeit von Beruf und Familie – Anliegen von Unternehmen 

Um die Vereinbarkeit von Beruf und Familie und dann speziell von Pflege zu unterstützen, sind vor 

allem die Unternehmen und Behörden als Arbeitgeber gefragt, aber auch die Vertretungen der 

(pflegenden) Erwerbstätigen, also die Gewerkschaften. Dies haben die großen Unternehmens- und 

Wirtschaftsverbände, aber auch - teilweise in Kooperation - die Gewerkschaften, Kranken- und Pfle-

gekassen u.a. erkannt und zahlreiche Initiativen zur Entwicklung und Unterstützung entsprechender 

Unternehmenskulturen gegründet, in denen es nicht mehr nur um Kinderbetreuung, sondern mehr 

und mehr um die Unterstützung bei der Pflege und Betreuung von Angehörigen geht. Einen guten 

Überblick gibt das Netzwerk „Erfolgsfaktor Familie“ mit der Internetseite www.erfolgsfaktor-

familie.de. Das vom Bundesfamilienministerium und dem Deutschen Industrie- und Handelskammer-

tag gegründete Unternehmensprogramm und Netzwerk mit einem Link zu „Beruf und Pflege“ ist die 

größte bundesweite Plattform zur Unterstützung des Ziels, Beruf und Familie besser zu vereinbaren.  

So gibt es einerseits schon eine recht beachtliche Zahl von Unternehmen, die sich um die pflegeri-

schen Belange ihrer Arbeitnehmer kümmern, andererseits aber auch viele Unternehmen, bei denen 

noch nicht angekommen ist, dass die Thematik auch ihre Belegschaft betrifft. Eine Studie des Insti-

tuts für Demoskopie/Allensbach aus dem Jahr 2010 ergibt, dass 44 % der Unternehmen von dem 

Pflegeengagement ihrer Belegschaft unterrichtet ist, bei den Unternehmen mit mehr als 500 Be-

schäftigten sogar 66 %.151 

Tabelle 3: Anteil der Unternehmen mit Erfahrungen mit Beschäftigten, die sich um Angehörige küm-

mern152 

 

Zwei weitere Befragungen Anfang 2011 und im Oktober 2012 unter kleinen und mittelständischen 

Unternehmen (KMU) unterschiedlicher Branchen mit bis zu 50 Mitarbeitern ergaben ähnliche Relati-

onen: jedes zweite Unternehmen gab an, dass es die Vereinbarkeit von Beruf und Pflege wichtig oder 

sehr wichtig nehme.153 Aber lediglich ein Fünftel der Unternehmen bietet seinen Beschäftigten kon-

krete Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Beruf und Pflege an.154 Im Unternehmensmonitor Familien-

freundlichkeit des Bundesfamilienministeriums155, der sich auf eine Befragung von Unternehmen 

durch das Institut der deutschen Wirtschaft (IW) stützt, wird für 2012 von 26,6 % der befragten Un-

                                                           

151
 BMFSFJ und DIHK 2012, S. 7 

152
 Zitiert nach: BMFSFJ und DIHK 2012, S. 7 

153
 Die Befragungen wurden durchgeführt vom Verband der Privaten Krankenversicherung e.V. errichteten Stiftung Zentrum   

      für Qualität in der Pflege zusammen mit der FORSA GmbH.  
      Vgl. Zentrum für Qualität in der Pflege (ZQP) 2013, S. 15. Dort wird angegeben, dass die Untersuchung repräsentativ sei.    
      Bei einer Zahl von insgesamt 200 befragten Unternehmen muss die Repräsentativität allerdings angezweifelt werden.  
      Die Zahlen bzw. Prozentangaben beziehen sich daher nur auf die 200 befragten Unternehmen. 
154

 ebd., S. 16 
155

 vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2013 

http://www.erfolgsfaktor-familie.de/
http://www.erfolgsfaktor-familie.de/
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ternehmen angegeben, dass sie eine „Arbeitsfreistellung wegen der Pflege eines Angehörigen“ ge-

währen; für 2012, also für das erste Jahr des In-Kraft-Tretens des Familienpflegezeitgesetzes, wird 

berichtet, dass immerhin 26,8 % der befragten Unternehmen ihren Beschäftigten eine „temporäre 

Arbeitszeitreduzierung im Rahmen einer Familienpflegezeit“ anbieten156 – die höhere Zahl gegen-

über der Befragung von kleinen und mittelständischen Betrieben kann wohl dadurch erklärt werden, 

dass die auch in die Untersuchung des IW einbezogenen größeren Unternehmen schon häufiger als 

KMU Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Beruf und Pflege anbieten.  

Von Arbeitgeberseite werden desweitern eine ganze Reihe von familienfreundlichen Maßnahmen 

genannt, die angeboten werden, um die Beschäftigten zu entlasten: Am häufigsten zählen dazu im 

Jahr 2012 nach dem „Unternehmensmonitor Familienfreundlichkeit“ Teilzeitarbeit (84 % der Unter-

nehmen) und individuell vereinbarte (73 %) bzw. flexible Arbeitszeiten (64 %).157  

Diese Zahlen sagen jedoch noch nichts darüber aus, inwiefern diese grundsätzlichen Angebote von 

Unternehmen zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie bzw. – eingeengt – Beruf und Pflege von 

ihren Beschäftigen tatsächlich genutzt werden und wie viele der tatsächlichen Beanspruchungen zu 

Gunsten von Angehörigenpflege verbucht werden können. Hier gibt es große Diskrepanzen im An-

gebot und dessen Beanspruchung.158 

Nach den Motiven befragt, die Unternehmen veranlassen, Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Beruf 

und Pflege anzubieten, geben 87 % der befragten KMU an, dies entspreche der Unternehmenskul-

tur. Es folgen die Begründungen „Mitarbeiter-Bindung“ (77 %), „gesellschaftspolitische Verantwor-

tung“ (60 %), „akuter Bedarf“ (38 %), „Reaktion auf Anforderungen von außen, z.B. Gewerkschaften, 

Gesetzgeber“ (23%) und zuletzt „Anwerbung von neuen Mitarbeitern“ (18 %).159 

Es zeigt sich, dass auf Unternehmensseite einerseits durchaus eine Sensibilität für das Thema Beruf 

und Pflege vorhanden ist, dass es aber etwa ebenso viele Unternehmen (jeweils ca. 50 %) geben 

dürfte, für die die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf ihrer Belegschaft „kein Thema“ ist160, wie 

auch andererseits von Erwerbstätigen, die sich gegenüber ihrem Arbeitgeber bzw. den Kolleginnen 

und Kollegen diesbezüglich nicht offenbaren. Der DGB hat sich Gewerkschafts-übergreifend der 

Thematik „Vereinbarkeit von Beruf und Pflege“ besonders angenommen und arbeitet hier zusammen 

mit dem BMFSFJ, Unternehmen, Kranken- bzw. Pflegekassen und weiteren Akteuren. So wird folgen-

dermaßen auf die Thematik hingewiesen: 

 

- „Pflege ist noch immer ein Tabuthema im Unternehmen. Pflege ist negativ besetzt, man redet 
nicht so gerne darüber. Pflegende Beschäftigte sprechen daher, im Gegensatz zu Eltern, ihre 
Situation im Betrieb selten an. 

- Viele Betriebe wissen nicht, wie viele ihrer Beschäftigten häusliche Pflegeverantwortung 
übernehmen. Häufig wird vom Arbeitgeber angenommen, gelingende Vereinbarkeit von Beruf 
und Pflege sei Privatsache. 

- Für viele pflegende Beschäftigte ist es keine Selbstverständlichkeit, dass der Arbeitgeber An-
sprechpartner für Veränderungswünsche und Entlastungsstrategien sein könnte. 

                                                           

156
 vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2013, S. 10 

157
 ebd., S. 10 

158
 vgl. unten, Kapitel 5.6 

159
 Zentrum für Qualität in der Pflege (ZQP) 2013, S. 18 

160
 So auch Aussagen aus unserer Befragung von Berliner Unternehmen im Rahmen der vorliegenden Expertise; vgl. unten   

     Kapitel 5 
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- Der Gedanke, dass Arbeitgeber auch ein Eigeninteresse an einer funktionierenden Vereinbar-
keit von Pflege und Beruf ihrer Beschäftigten haben könnte, ist für betriebliche Akteure wie 
Beschäftigte oft noch neu. 

- Pflege ist weniger planbar als Elternschaft, da sie ohne zeitlichen Vorlauf unerwartet eintre-
ten kann. 

- Der Pflegeverlauf ist nicht linear und geprägt von nicht vorhersehbaren, kurzfristigen eintre-
tenden Situationen (Tagesform, Unfälle). 

- Pflegeleistende sind häufig überfordert mit der Betreuung von Pflegebedürftigen (zum Teil 
medizinisches Fachwissen notwendig). 

- Pflegeanforderungen steigen im Verlauf, während Kinder über die Jahre selbstständiger wer-
den. 

- Pflegende Beschäftigte sind im Durchschnitt älter als Beschäftigte mit kleinen Kindern, was 
ihre individuelle betriebliche Verhandlungsposition zusätzlich schwächen dürfte. 

- Aufgrund des meist höheren Alters Pflegender gewinnt das Thema Gesundheitsfürsorge und 
Gesunderhaltung an Bedeutung. 

- Pflege hat mit geistigem und körperlichem Verfall, Krankheit und Tod zu tun. Die mit den ei-
genen Kindern verbrachte Zeit dagegen bewirkt eine positive Grundstimmung und Zukunfts-
aussicht. Pflegende Beschäftigte sind daher emotional mehr belastet. 

- Ungleichmäßig Verteilung der Belastung: Besonders zu Beginn und zum Ende einer Pflegesitu-
ation besteht erhöhter Zeitbedarf. Wie sich der Pflegebedarf entwickelt und wie lange die 
Pflegesituation insgesamt andauern wird, ist meist unvorhersehbar.“

161
 

 

 
Um eine familienbewusste Personalpolitik nachhaltig umzusetzen, wurde bereits 1998 die beru-

fundfamilie gGmbH von der Hertie-Stiftung gegründet, die sich seither um Lösungen für eine bessere 

Vereinbarkeit von Beruf und Familie - zunächst primär bezogen auf Kinder, jedoch nach und nach 

auch bezogen auf Pflege und Beruf - einsetzt.162 Unter der Schirmherrschaft des Bundesfamilienmi-

nisteriums und des Bundeswirtschaftsministeriums und empfohlen von den führenden Wirtschafts-

verbänden wurde ein audit entwickelt, das Unternehmen und Institutionen (wie z.B. Behörden) eine 

familienbewusste Personalpolitik zertifiziert. Untersuchungen haben ergeben, dass zertifizierte Un-

ternehmen u.a. auch ein deutlich besseres Angebot zur Unterstützung pflegender Angehöriger be-

reithalten.163 In Berlin gab es am 15.03.2014 nach dem „audit berufundfamilie“ und dem „audit fami-

liengerechte hochschule“ 70 zertifizierte Unternehmen und Institutionen164, also eine vergleichswei-

se sehr geringe Zahl gemessen an den folgenden Zahlen Berliner Unternehmen und Institutionen (für 

Ende 2012): 

- 30.862 Mitgliedsunternehmen der Handwerkskammer 

- 87.000 im Handelsregister eingetragene Mitgliedsunternehmen der Industrie- und Handels-

kammer (IHK) 

188.500 Kleingewerbetreibende Mitgliedsunternehmen der IHK 

- 67 staatliche Hochschulen und universitäre Forschungseinrichtungen.165 

Allerderdings ist bei diesen Zahlen zu beachten, dass es im Vergleich zu den durch das audit zertifi-

zierten Unternehmen mehr Betriebe gibt, die eine familienbewusste Personalpolitik umsetzen: so ist 

                                                           

161
 Stockfisch und Meissner 2012, S. 7 

162
 vgl. das folgende Kapitel und http://www.beruf-und-familie.de 

163
 vgl. berufundfamilie 2011, S.9 

164
 Eigene Auszählung anhand der Zertifikatstabelle des audit berufundfamilie, siehe URL: http://www.beruf-und-
familie.de/system/cms/data/dl_data/996c7e0b7d6bbdcd82816cc605d3d321/140315_Zertifikatstraeger_Bundesland.pdf   

165
 vgl. Industrie- und Handwerkskammer Berlin, Handwerkskammer Berlin, Hrsg. 2013, S. 31, S. 38 und S. 57 

http://www.beruf-und-familie.de/
http://www.beruf-und-familie.de/system/cms/data/dl_data/996c7e0b7d6bbdcd82816cc605d3d321/140315_Zertifikatstraeger_Bundesland.pdf
http://www.beruf-und-familie.de/system/cms/data/dl_data/996c7e0b7d6bbdcd82816cc605d3d321/140315_Zertifikatstraeger_Bundesland.pdf
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das Zertifizierungsverfahren relativ aufwendig und wird daher offensichtlich von KMU gemieden. 

Anderes Datenmaterial als das angeführte gibt es allerdings für Berlin nicht. 

Das Bundesfamilienministerium und der Deutsche Industrie- und Handelskammertag stellen gemein-

sam fest: 

 

„Um die Arbeitskraft der Beschäftigten zu erhalten, werden personalpolitische Maß-
nahmen zur Vereinbarkeit von Beruf und Pflege für Unternehmen immer wichtiger. 82 
Prozent der Unternehmen halten es für wichtig oder sogar sehr wichtig, dass es Berufs-
tätigen erleichtert wird, Angehörige zu pflegen. Viele sind zwar bereits aktiv geworden: 
In über einem Drittel (35 Prozent) der Unternehmen können die Beschäftigten bei-
spielsweise kurzfristig ihre Arbeit unterbrechen, um pflegebedürftige Angehörige zu 
betreuen. Häufig handelt es sich bei den Angeboten jedoch um kurzfristige Einzellösun-
gen. 25 Prozent setzen sich bereits systematischer damit auseinander, bei den übrigen 
rückt die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf erst in letzter Zeit in den Vordergrund. 
Denn gleichzeitig ist über die Hälfte (54 Prozent) der Geschäftsführer und Personalleiter 
davon überzeugt, dass das Thema in den letzten Jahren im Unternehmen an Bedeutung 
gewinnen wird. Daher halten es auch über die Hälfte der Unternehmen (56 Prozent) 
selbst für wichtig, verstärkt Angebote zur Vereinbarkeit von Beruf und Pflege anzubieten. 
Gerade im Bereich der Informations- und Beratungsangebote oder bei der Vermittlung 
von Pflegekräften wird der Bedarf weiter steigen. Insgesamt liegt hier noch umfangrei-
ches Potenzial, das die Betriebe und ihre Beschäftigten gemeinsam heben können.“ 166 
 

 
Im Vergleich zum Berliner Familienbericht 2011 hat sich in der Berliner Szene von Unternehmen und 

Institutionen zusätzlich in Bezug auf die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf nicht sehr viel Neues 

ergeben. Allerdings ist die Informations- und Beratungslandschaft ausgeweitet worden, wie nach-

folgend dargelegt wird. Zusätzlich werden im 5. Kapitel Beispiele für die Umsetzung von Maßnahmen 

zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf sowie für mehr Sensibilität von Unternehmen dargestellt. 
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 BMFSFJ und DIHK 2012, S.8 
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4. Informations- und Beratungslandschaft  

Für Fragen zur Vereinbarkeit von Beruf und Pflege stehen verschiedene Informations- und Bera-

tungsangebote zur Verfügung, die sowohl für Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sowie für pflegende 

Beschäftigte auf bundesweiter Ebene als auch regional in Berlin verortet sind. Diese werden im fol-

genden Kapitel aufgezeigt. 

4.1 Bundesweite Angebote 

Bezüglich des Familienpflegezeitgesetzes informiert zum einen das Bundesamt für Familie und zivil-

gesellschaftliche Aufgaben (BAFzA). Auf den dafür eingerichteten Webseiten167 werden wesentliche 

Informationen über die Familienpflegezeit aufbereitet, von der auch verschiedene Broschüren, 

Merkblätter und Formulare heruntergeladen werden können. Diese lassen sich einfach über die nach 

Zielgruppen dargestellten Themenfelder finden, so die Informationen für die Beschäftigten und für 

die Arbeitgeber168. Zudem wird auf dieser Internetseite ein Familienpflegezeit-Rechner bereit ge-

stellt, der als Berechnungshilfe eine erste, auf die persönliche Lebens- und Einkommenssituation 

abgestimmte Orientierung gibt169. Des Weiteren wird ein Telefonservice benannt, über den An-

sprechpartner bei Fragen zum Thema Pflege zur Verfügung stehen. 

Zum anderen kann ein erster Überblick über die Familien-Pflegezeit über das Bundesministerium für 

Familie, Senioren, Frauen und Jugend gewonnen werden. Auf dessen Homepage170 sind unter der 

Rubrik „Ältere Menschen“ und unter „Service“ verschiedene Programme und Initiativen in Bezug auf 

das Thema der Vereinbarkeit von Familie und Beruf dargestellt. Hier finden sich verschiedene Bro-

schüren zum Themenfeld Pflege und Beruf.171 Auch das Servicetelefon Pflege wird unter der Rubrik 

„Ältere Menschen“ angegeben, über das Lotsen Fragen beantworten. 

Neben diesen vom Bund initiierten Informationsplattformen beraten auch Gewerkschaften ihre Mit-

glieder zu Fragen der Vereinbarkeit von Beruf und Familie. So bietet bspw. der Deutsche Gewerk-

schaftsbund (DGB) vielfältige Informationen über seine Webseite an, auf der Checklisten, Hand-

lungsleitfäden, Fragebögen zur Ermittlung des Bedarfs, u.v.m. aufbereitet zur Verfügung stehen.172 

Ebenso können Interessierte über die Broschüre der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitge-

berverbände (BDA) „Vereinbarkeit von Familie und Beruf - Praxisbeispiele aus der Wirtschaft“ einen 

Überblick über Maßnahmen zur Verbesserung der Vereinbarkeit anhand von „best practice“ Beispie-

len erhalten. Zudem wird dort der Frage nachgegangen, „warum die Vereinbarkeit von Familie und 

                                                           

167
 http:// www.familien-pflege-zeit.de/ 

     www.wege-zur-pflege.de 
168  

vgl. Informationen für Beschäftigte: http://www.familien-pflege-zeit.de/beschaeftigte.html ;                                           
      Informationen für Arbeitgeber: http://www.familien-pflege-zeit.de/arbeitgeber.html 
169

 vgl. Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben – BAFzA 2013 
170

 www.bmfsfj.de; im Verlauf der vorliegenden Expertise haben sich Änderungen auf der Webseite des BMFSFJ  ergeben 
(die – so ist zu vermuten – mit der beabsichtigten Neustrukturierung der Gesetzgebung zum PflegeZG und FPfZG zusam-
menhängen dürften).  

171  
Broschüren, wie: „Vereinbarkeit von Beruf und Pflege - Wie Unternehmen Beschäftigte mit Pflegeaufgaben unterstützen  

  können“ und „Nachhaltige Familienzeitpolitik gestalten - Wege für eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und               
  Pflegeaufgaben finden“: http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ/Service/Publikationen/  

172
 vgl. http://familie.dgb.de/  

http://www.wege-zur-pflege.de/
http://www.familien-pflege-zeit.de/beschaeftigte.html
http://www.familien-pflege-zeit.de/arbeitgeber.html
http://www.bmfsfj.de/
http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ/Service/Publikationen/
http://familie.dgb.de/
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Beruf so wichtig ist“, und wird über weiterführende Informationsplattformen informiert – hier wer-

den sowohl Beispiele von Kinderbetreuung als auch von Angehörigenpflege zusammengestellt.173 

Darüber hinaus berichtet der „Unternehmensmonitor Familienfreundlichkeit 2013“ des Bundesmi-

nisteriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend zum Stand der Familienfreundlichkeit der deut-

schen Wirtschaft und zeigt Entwicklungen bei der Einführung einzelner familienfreundlicher Maß-

nahmen seit 2003 auf, z.B. auch Maßnahmen zur Angehörigenbetreuung.174 

 

Wie unter Kapitel 3.5. bereits beschrieben, engagiert sich die berufundfamilie gGmbH im Bereich der 

familienbewussten Personalpolitik in Unternehmen auch für die Vereinbarkeit von Beruf und Pflege 

und informiert u.a. auf ihrer Internetseite.175 Dort stehen neben Checklisten zur konkreten Umset-

zung von Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf, Schnelltests zur Relevanz dieses The-

mas im Unternehmen sowie zur Ermittlung des Status Quo und ein „Stufenplan Beruf und Pflege“ 

zur freien Verfügung, worin systematische Empfehlungen einer pflegesensiblen Personalpolitik gege-

ben werden. Neben diesen Tools für Arbeitgeber176 vergibt die berufundfamilie gGmbH Zertifikate 

über das audit „berufundfamilie“ und das audit „familiengerechte Hochschule“. 

Bundesweite Dienstleister, wie bspw. die „pme Familienservice GmbH“177, „Amiravita GmbH“178 

sowie die „famplus GmbH“179 und der „Elternservice der AWO GmbH“180 bieten Unterstützung und 

Beratung für Unternehmen, Institutionen und pflegende Beschäftigte an.  

Als bundesweite Interessenvertreter für pflegende Angehörige informiert und berät die „Interessen-

vertretung begleitender Angehöriger und Freunde in Deutschland e.V.“181 ebenso auch die „Deut-

sche Seniorenliga.“182 Auf deren Internetseiten können kostenlose Broschüren zum Thema der Fami-

lienpflegezeit heruntergeladen oder über eine Bezugsadresse angefordert werden. Ferner berät das 

„Bündnis für gute Pflege“183 über Entlastungsangebote für pflegende Angehörige und zur Vereinbar-

keit von Pflege und Beruf. 

4.2 Angebote im Berliner Raum 

Neben diesen bundesweiten Möglichkeiten der Information und Beratung stehen Arbeitgeberinnen 

und Arbeitgebern sowie pflegenden Beschäftigten regionale Angebote zur Verfügung. Die Senats-

verwaltung für Gesundheit und Soziales fordert in den Leitlinien zur Berliner Seniorenpolitik „Unter-

stützung der „Woche der pflegenden Angehörigen“, um die Unterstützungsmöglichkeiten für diese 

große Zielgruppe bekannter zu machen und die gesellschaftliche Anerkennung zu verbessern.“184 

                                                           

173
 vgl. Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) 2013 

174
 vgl. http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ/Service/Publikationen/publikationen,did=199418.html  

175
 http://www.beruf-und-familie.de/index.php?c=21  

176
 vgl. http://www.beruf-und-familie.de/index.php?c=44&sid=&cms_det=959  

177
 www.familienservice.de/  

178 
www.amiravita.de/  

179
 www.famplus.de/  

180  
www.elternservice-awo.de 

181
 http://www.wir-pflegen.net/dafuersetzenwirunsein/vereinbarkeit-von-beruf-und-pflege-vereinbaren/  

182
http://www.deutsche-seniorenliga.de/aktuelles/pressemeldungen/182-familienpflegezeit-bringt-vorteile-fuer-

arbeitnehmer-und-arbeitgeber.html 
183

 http://www.buendnis-fuer-gute-pflege.de/pflegende-angehoerige/, Zusammensetzung des Bündnisses: 21 bundesweit   
     aktive Gewerkschaften, Berufsverbände, Sozial- und Wohlfahrtsverbände sowie verschiedene Selbsthilfeorganisationen 
184

 Senatsverwaltung für Gesundheit und Soziales Berlin 2013, S. 60 

http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ/Service/Publikationen/publikationen,did=199418.html
http://www.beruf-und-familie.de/index.php?c=21
http://www.beruf-und-familie.de/index.php?c=44&sid=&cms_det=959
http://www.familienservice.de/
http://www.amiravita.de/
http://www.famplus.de/
http://www.elternservice-awo.de/
http://www.wir-pflegen.net/dafuersetzenwirunsein/vereinbarkeit-von-beruf-und-pflege-vereinbaren/
http://www.deutsche-seniorenliga.de/aktuelles/pressemeldungen/182-familienpflegezeit-bringt-vorteile-fuer-arbeitnehmer-und-arbeitgeber.html
http://www.deutsche-seniorenliga.de/aktuelles/pressemeldungen/182-familienpflegezeit-bringt-vorteile-fuer-arbeitnehmer-und-arbeitgeber.html
http://www.buendnis-fuer-gute-pflege.de/pflegende-angehoerige/
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So informieren die Senatsverwaltung für Wirtschaft, Technologie und Forschung sowie die Senats-

verwaltung für Arbeit, Integration und Frauen über die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf – u.a. in 

Form von Broschüren.185 

Die Berliner Pflegestützpunkte186 bieten im Rahmen ihrer kostenfreien Beratung zum Thema Pflege 

auch Beratung in Bezug auf die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf an. Dieses Angebot richtet sich 

insbesondere an pflegebedürftige Menschen und pflegende Angehörige (auch in Erwerbsarbeit). Die 

Träger der Pflegestützpunkte orientieren sich an einer einheitlichen, qualitätsgesicherten und neut-

ralen Beratung, auch in Form eines Case-Managements in Zusammenarbeit mit weiteren Beratungs-

stellen und Pflegeeinrichtungen.187 Sie „beraten zu Angeboten der sozialen, gesundheitlichen, vor-

pflegerischen, pflegerischen und pflegeergänzenden Versorgung, der Gesundheitsförderung und 

Prävention. Auch die Koordination und Vernetzung dieser Angebote gehört zu ihren gesetzlichen 

Aufgaben.“188 

Andere Beratungseinrichtungen, die auch über die Vereinbarkeit von Beruf und Pflege informieren, 

sind das Kooperationsprojekt „Pflegelotsen Berlin“ des Landes Berlin und des Verbandes der Ersatz-

kassen e.V.189, „pflegen-und-leben.de“190 und „Pflege in Not“.191 Insgesamt steht Interessierten „eine 

Reihe von öffentlich zugänglichen Informationsplattformen“192 zur Orientierung zur Verfügung. Dazu 

zählt auch das Pflegeportal des Landes Berlin193 mit seinem Beratungsangebot „rund um die Pflege 

und Betreuung“.194 

Darüber hinaus geben neben dem Sozialstrukturatlas Spezialberichte und Statistiken des Landes-

amtes für Statistik Berlin-Brandenburg sowie der Landespflegeplan Auskunft zur Struktur und sozia-

len Situation der Berliner Bevölkerung und ermöglichen Orientierung.195 

Des Weiteren informieren folgende Stellen über Angebote im Bereich der häuslichen Pflege und über 

die gesetzlichen Regelungen zur Familien-Pflegezeit – überwiegend als Interessenvertreter für pfle-

gende Beschäftigte: „KOBRA“196, eine Beratungsorganisation für Frauen und Unternehmen mit einer 

Beratungsexpertin zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie bzw. Pflege, die „Fachstelle für pflegende 

Angehörige“197 und das „Kompetenzzentrum Pflegeunterstützung“ mit 12 Kontaktstellen „PflegeEn-

gagement“.198 

                                                           

185
 Senatsverwaltung für Wirtschaft, Technologie und Forschung, Hrsg., Zeit für Pflege. Beruf und Angehörigenpflege      

     vereinbaren. Ratgeber für Unternehmen und Beschäftigte in Berlin. Berlin 2012 
186

 www.pflegestuetzpunkteberlin.de  
187

 vgl. Senatsverwaltung für Gesundheit, Umwelt und Verbraucherschutz 2010, S. 36 
188

 vgl. Senatsverwaltung für Gesundheit und Soziales Berlin 2013b, S. 208 
189

 www.pflegelotse-berlin.de 
190

 ein Angebot zur psychologischen Beratung „für pflegende Angehörige, aber auch für Freunde, Bekannte und Nachbarn, 

die pflegebedürftige Menschen im häuslichen Umfeld versorgen“:  www.pflegen-und-leben.de 
191

 Beratungs- und Beschwerdestelle bei Konflikt und Gewalt in der Pflege älterer Menschen: http://www.pflege-in-not.de/ 
192

 vgl. Sozialstrukturatlas 2013, S. 204 
193

 http://www.berlin.de/pflege/  
194

 http://www.berlin.de/pflege/beratung/  
195

 vgl. Sozialstrukturatlas 2013; Amt für Statistik Berlin-Brandenburg (Hrsg.) (2012); Senatsverwaltung für Gesundheit und  
     Soziales (2012) 
196

 http://www.kobra-berlin.de/pflegenundberufstaetigkeit/ 
197 

„Die Stelle ist als eine Art „Angehörigenbeauftragter" für Menschen, die durch die Pflege von Angehörigen, Freunden 
und Nachbarn belastet sind konzipiert. Auftrag dieser Arbeit ist die Förderung, Beratung und Koordinierung von Maß-

http://www.pflegestuetzpunkteberlin.de/
http://www.pflegelotse-berlin.de/
http://www.pflegen-und-leben.de/
http://www.pflege-in-not.de/
http://www.berlin.de/pflege/
http://www.berlin.de/pflege/beratung/
http://www.kobra-berlin.de/pflegenundberufstaetigkeit/
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Insbesondere universitäre Einrichtungen, die ihren Beschäftigten eine Anlauf- und Koordinierungs-

stelle für alle Fragen zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie anbieten möchten, haben im Zusam-

menhang mit dem audit „familiengerechte hochschule“ ein „Familienbüro“ eingerichtet.199 Dies nut-

zen bspw. die Freie Universität Berlin, die Charité, die Humboldt Universität und die Technische Uni-

versität Berlin oder auch die Hochschule für Wirtschaft und Technik Berlin.200 

Mit dem „Kompetenz Zentrum interkulturelle Öffnung der Altenhilfe (Kom Zen)“ ist in Berlin ein 

Zentrum für kultursensible Beratungsarbeit in der Altenhilfe geschaffen worden.201 Es ist eine Initiati-

ve der Senatsverwaltung für Gesundheit und Soziales für einen Runden Tisch zur Interkulturellen 

Öffnung der Altenhilfe in den Berliner Bezirken und „ist eine Beratungsstelle, die die Fachwelt für die 

Bedürfnisse älterer Migrantinnen und Migranten sensibilisiert.“202 Vorläufig wird in den „Handlungs-

empfehlungen für die Interkulturelle Öffnung der Altenhilfe“ darauf hingewiesen, dass bis Ende 2014 

Standards für eine kultursensible Ausrichtung von Beratung, Information und Angeboten der Alten-

hilfe und Beratung zur Pflege geschaffen werden sollen.203 

Insgesamt ist das Berliner Angebot an Informations- und Beratungseinrichtungen – auch im bun-

desweiten Vergleich – weit ausgebaut. Eine zentrale Vernetzung fehlt jedoch noch trotz des Auftra-

ges an die Pflegestützpunkte.204 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                                                                                                                                                                     

nahmen, die pflegende Angehörige entlasten sollen und nicht die direkte Beratung dieser Personengruppe“ 
http://www.dw-stadtmitte.de/index.php?id=541. 

198
  http://www.pflegeunterstuetzung-berlin.de/ 

199
 „Es ist die zentrale Anlaufstelle für Studierende und Beschäftigte der Hochschule, die Familienaufgaben übernommen   

      haben, beispielsweise Kinder betreuen oder Angehörige pflegen“  
      http://www.htw-berlin.de/htw/chancengleichheit/familienbuero/  
      http://www.htw-berlin.de/htw/chancengleichheit/familienbuero/pflege-von-angehoerigen/. 
200  

http://www.fu-berlin.de/sites/familienbuero/, http://familienbuero.charite.de/, http://www.tu-berlin.de/familie 
201 

 www.kom-zen.de 
202

 so zu lesen auf seiner Internetseite. 
203

 vgl. http://www.kom-zen.de/pdf/Handlungsempfehlungen_Stand_Dezember_2013.pdf 
204

 vgl. dazu auch oben Kapitel 2.4, FN 43-47  
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5. Vereinbarkeit von Pflege und Beruf - Unterstützung für pflegende 

Beschäftigte in Berlin 

Das folgende Kapitel fußt auf mündlichen (2) bzw. schriftlichen (1) Interviews mit drei pflegenden 

Angehörigen und der telefonischen Befragung von Personalverantwortlichen in Berliner Betrieben 

und Behörden unterschiedlicher Größe und Branchen, sowie von Vertreterinnen und Vertretern von 

Arbeitgeberverbänden, Gewerkschaften, Kranken- bzw. Pflegekassen und Fachberatungsstellen für 

pflegende Angehörige bzw. unternehmens-externen Dienstleistern und Beratungsfirmen. Teilweise 

wurden die Telefongespräche mit den Experten ergänzt durch E-Mail-Schreiben. Die Betriebe und 

Behörden verteilten sich auf kleine und mittlere Unternehmen (KMU) sowie auf Großbetriebe. Die 

Mehrzahl ist im Rahmen des audit „berufundfamilie“ zertifiziert für die Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf, es wurden jedoch auch einige nicht-zertifizierte Unternehmen befragt. Schließlich waren in die 

Befragungen je eine Vertreterin und ein Vertreter aus Politik bzw. Verwaltung einbezogen.  

Zusätzlich wurde ein schriftlicher Fragebogen an die 28 Pflegestützpunkte Berlins über ihr Steue-

rungsgremium verteilt und ein Rücklauf von 17 Pflegestützpunkten erzielt. 

Die Erhebungen fanden im Zeitraum zwischen Dezember 2013 und März 2014 statt. Die folgende 

Tabelle gibt eine Übersicht über die Erhebungen, mit denen keine Absicht der Repräsentativität ver-

bunden ist. 

Tabelle 4: Übersicht der Befragungsgruppen 

Anzahl Gruppe 
Gruppierung 

der Zitat-Kürzel 

3 pflegende Beschäftigte AN 1-3 

34 Unternehmen und Institutionen als Arbeitgeber 
AG 1-38 

4 Arbeitgeberverbände 

8 Dienstleister für Beratung von Unternehmen und pflegende Angehörige 

BE 1-33 

2 Gewerkschaften 

2 Kranken/- Pflegekassen, Verband von Krankenkassen 

4 Fachberatungsstellen für pflegende Angehörige 

17  Pflegestützpunkte 

2 politische Institutionen P 1-2 

 

5.1 Falldarstellungen zur Situation pflegender Erwerbstätiger 

Nachfolgend werden drei Fallgeschichten von pflegenden Erwerbstätigen vorgestellt, die neben ihrer 

beruflichen Tätigkeit pflegebedürftige Angehörige versorgen. Die Beispiele zeigen, wie Pflegende die 

Pflegesituationen meistern und welche Unterstützung sie von ihren Betrieben erfahren (oder auch 

nicht erfahren). Wir sind den Interviewpartnerinnen und dem Interviewpartner dankbar, dass sie sich 

zur Verfügung stellten. Diese sind: 
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Frau Meyer205, 52 Jahre, die ihre Mutter und ihren Lebenspartner pflegt; sie arbeitet Vollzeit, mit der 

halben Wochenstundenanzahl in Telearbeit. 

Frau Schmid, 57 Jahre, die ihre Mutter für ein halbes Jahr gepflegt hat; sie konnte ihre Arbeitszeit für 

ein halbes Jahr auf 50 % reduzieren und ca. 800 km von Berlin entfernt im Home-Office arbeiten. 

Herr Schuster, 43 Jahre alt, der zusammen mit seiner Frau die an Krebs erkrankte Tochter versorgt 

und vom öffentlichen Arbeitgeber zwar aus dem Schichtdienst genommen wurde, aber keine Ge-

nehmigung für Telearbeit erhielt. 

5.1.1 Frau Meyer206 
 
Frau Meyer ist 52 Jahre alt und geht einer Bürotätigkeit als Schreibkraft nach. Ihr Arbeitgeber ist ein 

großes Berliner Unternehmen mit etwa tausend Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Sie arbeitet 

trotz der Pflege ihrer Mutter (94 Jahre) und ihres Lebenspartners (71 Jahre) in Vollzeit (40 Stun-

den/Woche). 

Die Pflege ihrer Mutter begann bereits im Jahr 2000, ab 2005 kam die Pflege ihres Lebenspartners 

hinzu. Nach Frau Meyer wurde diese Aufgabe ab 2009 sehr intensiv, ab 2011 bezeichnet sie ihre Pfle-

geverantwortung und -belastung selbst als „krass“. 

Gegenwärtig hat ihr Lebenspartner die Pflegestufe drei und ihre Mutter die Pflegestufe zwei, wobei 

sich Frau Meyer nicht ganz sicher ist, ob sie nicht bereits auch die Stufe drei bekommen könnte. Bei-

de Angehörige bedürfen wegen ihrer zunehmenden Demenz und wegen der körperlichen Einschrän-

kungen einer 24-Stunden „rundum“-Versorgung. Bei dem Mann kommt durch eine erst sehr spät von 

den Ärzten versorgte Sickerblutung im Gehirn eine Spastik hinzu und beide Personen sind zum Teil 

apathisch. Trotz der Schwerstpflegebedürftigkeit ihres Lebenspartners ist es Frau Meyer noch nicht 

gelungen, eine Härtefall-Regelung bewilligt zu bekommen. Auch benötige sie eine examinierte Pfle-

gekraft für die Nacht, die schwierig zu bekommen und zu finanzieren sei. 

Alle drei Personen leben zusammen in einer 3-Zimmer-Wohnung. Dort versorgt Frau Meyer ihre bei-

den Angehörigen mit Unterstützung von 5 bis 6 Stunden am Tag durch einen nicht von den Pflege-

kassen anerkannten Pflegedienst207. Dieser Pflegservice besitzt keine leitende Fachkraft mit Pflege-

ausbildung. Von den angebotenen Dienstleistungen unterscheide er sich jedoch nicht von einem 

anerkannten Pflegedienst. Vielmehr hebt Frau Meyer die Qualität der Leistung hervor: ihr Pflegeser-

vice nehme sich viel mehr Zeit und ermögliche direktere Absprachen. Ein wesentlicher Punkt sei nach 

ihrer Aussage auch, dass sie wüsste wofür ihr Geld verwendet würde, was bei einem Pflegedienst 

nicht der Fall sei, da dieser direkt mit den Pflegekassen abrechne und sie dies nicht selbst "in der 

Hand" habe. Auch empfindet sie das System, nach dem durch die Krankenkassen abgerechnet wird, 

als nicht gelungen. Denn dadurch würden nur "husch, husch" die Leistungen erbracht. Das läge da-

                                                           

205
 Der Name der pflegenden Beschäftigten wurde verändert, anonymisiert. 

206
 Mündliches Interview 

207
 Nach dem Pflegeversicherungsgesetz (§ 71, SGB XI, Satz 1) müssen ambulante Pflegeeinrichtungen spezifische Voraus-
setzungen erfüllen, damit von ihnen erbrachte Leistungen mit der Pflegekasse als Sachleistung abgerechnet werden kön-
nen: „(1) Ambulante Pflegeeinrichtungen (Pflegedienste) im Sinne dieses Buches sind selbständig wirtschaftende Einrich-
tungen, die unter ständiger Verantwortung einer ausgebildeten Pflegefachkraft Pflegebedürftige in ihrer Wohnung pfle-
gen und hauswirtschaftlich versorgen.“ 
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ran, dass menschenwürdiges Verhalten (u.a. in Form von Zwischenmenschlichkeit und Zeit für Berüh-

rungen und Gespräche) von den Pflegekassen nicht für die Abrechnung verbucht werden könne. So 

muss Frau Meyer die Kosten für den Pflegeservice selbst aufbringen. Dies bedauert Frau Meyer sehr 

und zeigt dafür kein Verständnis.  

Frau Meyer bemängelt neben den zu bürokratisch geregelten und schlecht durchschaubaren Finan-

zierungsleistungen auch das für Schwerstpflegebedürftige unpassende Angebot an Unterstützung.208 

So war die Unterstützung durch eine Tagespflegeeinrichtung für ihren Lebenspartner für eine gewis-

se Zeit möglich, bis sich dessen Gesundheitszustand und Mobilität so verschlechtert haben, dass die 

weitere Tagespflege von den entsprechenden Einrichtungen abgelehnt wurde. Zusätzlich seien die 

medizinischen Versorgungsstrukturen belastend für pflegende Angehörige (schlechte Erfahrungen 

mit Hausärzten, Krankenhäusern, ambulanter Pflegeunterstützung und Fahrdiensten).  

Diese pointiert zusammengefasste Pflegesituation Frau Meyers verdeutlicht ihre Belastungslage. Sie 

selbst meint, dass die eigentliche Pflegeaufgabe nicht das Belastende sei, sondern vielmehr „alles 

Andere“, wie bspw. die zu stellenden Anträge, die fehlende Anerkennung sowie schlecht angepasste 

Versorgungsstrukturen. Zudem merke sie selbst nicht, wie belastend die Pflegesituation wirklich sei. 

Ihr Körper reagiere jedoch (mit ständigem Schnupfen und Husten), ebenso fühlt sie sich oft psychisch 

überlastet. 

Zu dieser häuslichen, privaten Situation komme die berufliche hinzu. Aus hauptsächlich finanziellen 

Gründen könne sich Frau Meyer nicht leisten, die Arbeit aufzugeben oder zeitlich zu reduzieren. Zu-

dem wäre es mit 52 Jahren zu früh, mit der Arbeit zurück zu fahren, denn sie wisse nicht bzw. es sei 

nicht abzuschätzen, wie sich die Pflegesituation entwickeln wird. 

So habe Frau Meyer auch zu Beginn der Pflegeübernahme ihrem Arbeitgeber und ihren Kollegen 

nicht von ihrer Pflegetätigkeit erzählt. Erst als sie es für wirklich notwendig erachtete „sich zu offen-

baren“, tat sie es. Sie empfand den Zeitpunkt günstig, als ihr Arbeitgeber ein Punktesystem für die 

Kindererziehung entwickelte. Damit wurden Zeiten für die Versorgung von Kindern für Beschäftigte 

gutgeschrieben. Damals „erkämpfte“ Frau Meyer die Anrechnung der Zeiten für die Pflege ihrer An-

gehörigen. Dennoch bleibe ein enormer Arbeitsdruck der Erwerbswelt, der mit den privaten Belas-

tungssituationen schlecht vereinbar sei. Da der Stress in allen Bereichen immer stärker zunehme, sei 

ein Nacharbeiten von liegen gebliebenen Arbeiten (bspw. des Vortags) nicht möglich. Zudem könne 

auch keine Kollegin die Arbeiten übernehmen, denn die Kapazitäten seien eng geplant. Dadurch sei 

jede Stunde, die für die Pflege der Angehörigen benötigt würde, eine Stunde, die in der Erwerbsar-

beit zusätzlich nachgearbeitet werden müsse. 

Hervorheben möchte Frau Meyer jedoch, dass sie ihren Arbeitgeber als sehr kulant im Umgang mit 

der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf empfindet. So sichere er ihr ihren Arbeitsplatz und ermögli-

che, dass sie knapp 20 Stunden in der Woche in Telearbeit arbeiten kann. Dies sei sehr gut, da 

dadurch Pflegetätigkeiten neben der beruflichen Tätigkeit leichter zu organisieren wären. 

                                                           

208
  Hier scheint Frau Meyer nicht gut beraten bzw. hinsichtlich des bürokratischen Aufwandes nicht genügend entlastet zu 

sein. Ihr bzw. den Pflegebedürftigen könnte neben dem Pflegegeld zusätzlich ein Betreuungsbetrag pro Monat zur Ver-
fügung stehen, der nach dem Pflegeergänzungsgesetz (PflEG) gemäß § 45 SGB XI seit dem 01.01.2002 für Pflegebedürf-
tige, bei denen neben dem Hilfebedarf im Bereich der Grundpflege und der hauswirtschaftlichen Versorgung ein erheb-
licher Mehrbedarf an allgemeiner Beaufsichtigung bzw. Betreuung gegeben ist, zusätzlich gewährt wird. Dahin gestellt 
bleibt selbst bei diesen zusätzlichen Leistungen allerdings, ob sie ausreichen. 
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Der kollegiale Umgang im Betrieb sei aber sehr schwierig. Es fehle an Anerkennung und Verständnis 

der Kolleginnen, Kollegen und Vorgesetzten. Dies wird deutlich in Äußerungen, wie bspw.: „Man 

bringt doch seine Angehörigen ins Heim“. Auch unpassende Vergleiche mit der Versorgung von Kin-

dern, wie: „Ich kenne Personen, die haben zwei Kinder und haben viel mehr zu tun. Die kriegen das 

doch auch alles ohne Probleme in den Griff“, signalisieren das Unverständnis der Arbeitskolleginnen 

und –kollegen. 

Auch im familiären und freundschaftlichen Umfeld bemerkt Frau Meyer eine zunehmende soziale 

Isolation. So beschreibt sie, dass bei Familienfeiern ihre Mutter und ihr Lebenspartner keine will-

kommenen Gäste seien und bringt es auf den Punkt: „Keiner will die da haben“. Sie selbst habe zu-

dem wenig Zeit, etwas für sich zu tun, da ihre Mutter und ihr Lebenspartner nicht allein gelassen 

werden könnten und ihr das Geld fehle, sich den Luxus einer Betreuung für private Situationen zu 

gönnen. So müsse Frau Meyer ca. 200 € Betreuungsgeld einsetzen, um selbst einmal einen Tag aus zu 

spannen und weg zu fahren. Dies wäre „nicht drin“.209 

Zusammenfassend müsste aus Frau Meyers Sicht zum einen pflegenden Angehörigen die finanzielle 

Unterstützung direkter, ohne das derzeitige aufwendige Antragswesen zukommen. „Wenn mehr 

finanzielle Mittel zur Verfügung stehen würden, wie es den stationären Einrichtung zugeteilt würde, 

könnte man die Unterstützung besser organisieren.“ „Mehr Geld für die Betreuung, dann wäre alles 

ok“. Zum anderen müssten Ärzte besser auf pflegebedürftige Patienten eingestellt sein. Zudem seien 

gesetzliche Grundlagen, wie das Familienpflegezeitgesetz, nicht passend für Situationen wie die ihre. 

Sie pflegt seit 2005 zwei Angehörige, „was nützen mir da zwei Jahre?“. 

5.1.2 Frau Schmid210 

Frau Schmid ist gegenwärtig 57 Jahre alt und arbeitet seit Januar 2001 als Fremdsprachensekretärin 

in einer großen Berliner Wissenschaftsorganisation in Vollzeit. 

Sie hat die Pflege ihrer Mutter für ein halbes Jahr von August 2013 bis Februar 2014 übernommen 

und konnte in dieser Zeit ihre Arbeit auf 50 % der regulären Wochenarbeitszeit reduzieren mit der 

Erlaubnis, ihren Arbeitsplatz in die Wohnung der Mutter zu verlegen. Die 86-jährige Mutter lebt fast 

800 km von Berlin entfernt. Sie war bis zum Frühjahr 2013 gesund, hat noch ihren großen Garten und 

das Haus versorgt, das sie alleine auf einem Berg am Stadtrand bewohnt. In der unmittelbaren Um-

gebung gibt es Lebensmittelgeschäfte, mehrere Ärzte, ein Postamt etc. Lange ist die Mutter auch 

noch den Berg hinunter zum Einkaufen gegangen. Schwerere Sachen wie Katzenstreu, Getränkekis-

ten wurden ihr gebracht. Der Bäcker kommt täglich mit einem Fahrverkauf vorbei. 

Im Winter 2012/13 fiel Frau Schmid eine beginnende Demenz der Mutter auf. Bei einem Sturz im 

Garten brach sich die Mutter dann Ende April 2013 die Kniescheibe und kurz darauf das rechte Hand-

gelenk und war laut Nachbarn verwirrt, als sie mit dem Krankenwagen ins Krankenhaus gebracht 

wurde. Frau Schmid kam erst einen Tag später von Berlin angereist, zunächst mit einer Urlaubsge-

währung. Nach der Krankenhausentlassung der Mutter ließ sich Frau Schmid für deren Betreuung 

kurzzeitig krankschreiben, da die Mutter noch keine Pflegestufe hatte und ihr daher keine Leistung 

zur hauswirtschaftlichen Versorgung zustand. Außerdem waren diverse Arzttermine zu organisieren. 

                                                           

209
 vgl. aber oben FN 192 

210
 schriftliches Interview 
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„Ohne meine Betreuung weiß ich nicht, was passiert wäre. Sie hätte sich wahrscheinlich noch nicht 

mal untersuchen und röntgen lassen.“  

Bis zum Sommer 2013 ist Frau Schmid dann zwischen Berlin und dem Wohnort der Mutter mit Hilfe 

von Krankschreibungen und Urlaub gependelt. Der Hausarzt der Mutter habe wirklich gut geholfen 

und Frau Schmid die Krankschreibung vorgeschlagen, „ich hätte mich nicht getraut, ihm etwas vorzu-

flunkern.“ Er habe auch durch eine entsprechende medizinische Verordnung veranlasst, dass in den 

Zeiten der Abwesenheit von Frau Schmid jeden Tag verlässlich eine Krankenschwester das Knie der 

Mutter anschauen musste und dazu kurz vorbeikam. Diese Verordnung war nach seinen Worten nur 

möglich, weil er eine offene Wunde beschrieben habe, die eigentlich nicht da war. („Er ist "ein alter 

Hase", ich weiß nicht, ob ein Anfänger sich das getraut hätte.“) 

Frau Schmid hat dann schnell eine Pflegestufe für die Mutter beantragt, die diese auch problemlos 

bekam (Pflegestufe 1 mit Demenz). Am Ende des Begutachtungsbesuches habe man Frau Schmid 

diese Einschätzung sofort mündlich mitgeteilt, womit Frau Schmid sich beim Arbeitgeber Informatio-

nen einholen konnte. 

Zunächst wollte Frau Schmid sechs Monate ohne Bezahlung "aussteigen", was zwar „bitter“ gewesen 

wäre, „weil ja alle Fixkosten in Berlin weiterliefen, ich hätte es schweren Herzens aber gemacht, weil 

keine andere Lösung für diese Situation möglich schien.“ Sie habe dann mit ihren Chefs gesprochen, 

die wider Erwarten sehr verständnisvoll waren. „Einer hatte etwas Sorge, dass verschiedene Sachen 

nicht laufen könnten und wollte gerne regelmäßigen Telefon- oder Email-Kontakt.“ Durch Gespräche 

mit einem Kollegen, der die technische Machbarkeit von vielen Arbeiten unabhängig vom Arbeits-

platz erläuterte und Frau Schmid ermutigte, doch Home Office zu beantragen, hat sie darum mit Hilfe 

des Personalrats ersucht. Eine offizielle Home Office Regelung gab es bei dem Arbeitgeber nicht, eine 

Ausnahmeregelung mit 50% der normalen Arbeitszeit und der Arbeit vom Wohnort der Mutter aus 

wurde schließlich ab August 2013, auf max. sechs Monate begrenzt, genehmigt (Einzelfallentschei-

dung), nachdem Frau Schmid den schriftlichen Bescheid über die Pflegeeinstufung der Mutter vorle-

gen konnte. Technisch wären sogar mit Zugang zum Intranet des Arbeitgebers, mit Handy und Laptop 

geschätzte 75% der Arbeit möglich gewesen. Das wollte Frau Schmid aber nicht wegen des anfängli-

chen hohen Betreuungsaufwandes für die Mutter, die zunächst fast gar nichts alleine machen konn-

te, da sie als Rechtshänderin mit gebrochenem Handgelenk hilflos war. 

Zunächst zog sich die Zusage für ihre Arbeit über das Intranet wegen der Untätigkeit des Intranet-

Beauftragten des Arbeitgebers hin, weil angeblich der Datenschutzbeauftragte seine Erlaubnis dazu 

nicht abgegeben hatte. „Und dieser Mensch hat weder auf eine Email reagiert, noch sein Telefon 

abgenommen. Fast wäre alles an ihm gescheitert! Alle Hebel mussten in Bewegung gesetzt werden, 

dass ich am Abreisetag wenigstens einen Teil von den Genehmigungen hatte.“ Da der Stick für die 

Telearbeit durch den Arbeitgeber nicht geliefert war, hat Frau Schmid dann drei Monate ihren priva-

ten Stick benutzt (und die Gebühren dafür bezahlt), „aber ich will nicht klagen. Ich war heilfroh, dass 

die Arbeit so gut funktionierte …“. 

Am Ende der genehmigten Reduzierung der Arbeit im Februar 2014 hat sich die Lage der Mutter sta-

bilisiert, ist nicht schlechter geworden, in Teilen („Arm und Bein“) sogar viel besser. Frau Schmid will 

einen Pflegedienst beauftragen, der für das Geld der Pflegeversicherung wahrscheinlich drei Mal pro 

Woche vorbeikommen wird. Der Rest müsse privat organisiert werden. Damit hoffe sie, dass die 

Mutter zumindest bis zum Herbst 2014 noch zu Recht kommen werde. „Natürlich werde ich meine 
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gesamten  Urlaubstage in Raten – wie schon die letzten Jahre – bei meiner Mutter verbringen, um 

Sachen vor- und nachzuarbeiten, die die anderen nicht machen werden. Natürlich wäre ich sehr froh, 

wenn eine weitere Zeit in dieser Form  genehmigt werden könnte, aber in meiner Bewilligung steht 

ausdrücklich „ohne Möglichkeit der Verlängerung“.“ 

Frau Schmid hatte auch die Beantragung von Familienpflegezeit erwogen, aber in ihrem Fall als nicht 

„angenehm“ empfunden. Es gebe erstens keinen Anspruch darauf – „man ist also Bittsteller beim 

Arbeitgeber“ – zweitens müsse man – „ich glaube über Kredit“ – die zweite Phase absichern. Dazu 

habe sie weder Zeit noch Lust gehabt. Mit Krediten wolle sie ich nichts zu tun haben. „In meinem Fall 

hat mir nur die Kombination mit Home Office einen großen Vorteil gebracht.“ 

Frau Schmid hat die Situation vor der Freistellung als eine große Belastung empfunden: hätte sie den 

tatsächlichen Stand der Dinge vor Ort bei der Mutter genau gekannt, wäre die Belastung wahrschein-

lich geringer gewesen. Belastend sei, „wenn man aus der Ferne ständig Erkundigungen einholen 

muss, organisieren muss und trotzdem viele Dinge anders einschätzen muss“. In ihrem Fall habe sie 

die sechs Monate auch genutzt, um verschiedene Handwerkerarbeiten in Auftrag geben zu können 

(neue Heizung, Umbau Toilette, Elektriker, …), die für die Zukunft unabdingbar notwendig sind, um 

das Leben der Mutter und auch der Pflegekräfte zu erleichtern, die aus der Ferne aber einfach nicht 

zu organisieren sind. Die Mutter und die Pflegekräfte hätten das niemals leisten können.  

5.1.3 Herr Schuster211 

Der 43-jährige Herr Schuster betreut zusammen mit seiner Frau seine inzwischen 10-jährige Tochter, 

die vor zwei Jahren an Knochenkrebs erkrankte. Das Paar hat einen weiteren Sohn von jetzt 16 Jah-

ren, der in der Zeit der Erkrankung seiner Schwester bei den Großeltern wohnte. Die Tochter hat 

(noch) Pflegestufe III; da es ihr inzwischen aber besser geht, ist zu erwarten, dass ihre Pflegestufe 

demnächst herabgestuft wird. 

Nach der Diagnose der Erkrankung wurde die Tochter in einem Krebszentrum in Berlin operiert und 

anschließend 1 ¼ Jahr im Wesentlichen stationär – zunächst kurz unter künstlicher Beatmung –  so-

wohl mit einer Chemotherapie als auch einer Bestrahlung behandelt. In dieser Zeit begleiteten die 

Eltern ihre Tochter Tag und Nacht in der Klinik; sie war zwar häufiger kurzfristig zu Hause, musste 

dann aber wegen auftauchender Krisen immer wieder stationär eingewiesen werden. Inzwischen 

lebt die Tochter wieder zu Hause und erwartet nur noch eine weitere Operation, damit ihr die ent-

nommenen 5 Rippen durch ein Silikonimplantat ersetzt werden können. Diese Operation soll mög-

lichst erst nach Ende der Wachstumsphase der Tochter stattfinden, um ihr wiederholte Eingriffe zu 

ersparen. 

In der stationären Phase der Tochter hatte diese - soweit dies ihr Zustand erlaubte – Schulunterricht 

erhalten. Dieser wurde sowohl von einer an der Klinik angestellten Lehrerin, als auch von ihrer Klas-

senlehrerin, die zum Teil auch zu ihr nach Hause kam, erteilt. Trotz der großen Belastungen des Kin-

des und des Ausfalls des regulären Unterrichts blieb es Klassenbeste. 
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 Telefoninterview 
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Inzwischen kann die Tochter wieder stundenweise den normalen Unterricht ihrer Klasse besuchen; 

zu den Stunden bringt die Mutter sie und holt sie auch wieder ab. Der Vater nimmt sie einmal pro 

Woche mit zum Schwimmen und begleitet sie zu einer weiteren Sportart. 

Die Familie Schuster wohnt in einer Kleinstadt in Brandenburg, wo die Mutter selbständig arbeitete. 

Herr Schuster ist Vollzugsbeamter im gehobenen Polizeidienst des Landes Berlin. Seit der Erkrankung 

seiner Tochter war er mehrfach krankgeschrieben wegen der psychischen und körperlichen Belas-

tung, aber auch um Betreuungsengpässe auszugleichen. 

Er beantragte bei seinem Arbeitgeber im Mai 2012 alternierende (für 3 Tage/Woche) Telearbeit, über 

die es für den öffentlichen Dienst eine grundsätzliche Vereinbarung gibt. Er hat keine Familienpflege-

zeit bzw. Teilzeitarbeit beantragt, da er und seine Frau den Kredit für das von ihnen bewohnte Haus 

noch abbezahlen müssen und die Einnahmen durch die vorübergehende Einschränkung der selb-

ständigen Arbeit der Ehefrau ohnehin schon reduziert wurden. Weitere Einkommenseinbußen habe 

man sich daher nicht leisten können.  

Die Telearbeit wurde ihm nicht gewährt mit der Begründung, diese eigne sich nicht für sein Aufga-

bengebiet und sei weder technisch noch für einen Vollzugsbeamten arbeitsorganisatorisch einricht-

bar. Die Tätigkeiten eines Kriminalbeamten seien nicht von vorneherein planbar und er müsse daher 

unter Umständen spontan verfügbar sein. Wohl aber wurde sein Schichtdienst in einen normalen 

Arbeitstag mit flexibler Gleitzeit umgewandelt. Dem Bescheid gegen die Telearbeit hat Herr Schuster 

gerichtlich vor dem Verwaltungsgericht widersprochen mit dem Argument, dass Telearbeit trotz ei-

ner Dienstvereinbarung für die 16.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Berliner Polizei von vor-

neherein keinen Anwendungsbereich habe, wenn die Behörde der Begründung des Gerichtes folge. 

Die Klage wurde im Januar 2014 abgewiesen mit der Begründung, ein Polizeivollzugsbeamter könne 

von seinem Dienstherrn die Einrichtung eines Telearbeitsplatzes nicht verlangen, da dies im Organi-

sationsermessen des Dienstherren stehe. Eine Berufung beim Oberverwaltungsgericht wurde wegen 

der grundsätzlichen Bedeutung des Urteils zugelassen,212 die Herr Schuster – so im telefonischen 

Interview mit ihm  – wohl auch wegen der grundsätzlichen Bedeutung für die Vereinbarkeit von Fa-

milie und Beruf beantragen wird.  

Für die Pflege der Tochter wurde auch eine 24-Stunden Pflege von der Krankenkasse genehmigt, die 

die Eltern aber nicht voll ausschöfp(t)en, da sie nachts keine fremde Person im Hause haben 

woll(t)en. 

5.1.4 Schlussfolgerungen 

Die Fallbeispiele verweisen auf die immensen Belastungen, denen pflegende Angehörige ausgesetzt 

sind: u.a. finanzielle Einbußen, tägliche Fahrzeiten zwischen Wohn- und Arbeitsort bzw. (zu) große 

Entfernungen zwischen dem Wohnort der Pflegebedürftigen und der Pflegenden; bürokratische Hür-

den im erforderlichen Antragswesen; Doppelbelastung bei zwei Pflegbedürftigen im Haushalt; Voll-

zeittätigkeit außer Hauses; psychischer bzw. gesundheitlicher Stress; Unverständnis seitens der Vor-

gesetzten und der Kollegen; unflexible, schlecht vernetzte, teilweise als zu teuer empfundene Pfle-

geinfrastruktur. 
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 In diesem Abschnitt wurde teilweise zitiert aus der Pressemitteilung Nr. 7/2014 vom 24.01.2014 unter Bezug auf das  

Gerichtsurteil der 36. Kammer vom 14. Januar 2014 (VG 36 K 448.12) 
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Die Familienpflegezeit wird in den drei Fällen aus finanziellen Gründen nicht beansprucht – wegen 

der Einnahmeverluste und der Ängste, einen Kredit zu beanspruchen, der dann in der Nacharbeits-

phase zu tilgen ist. 

Unabhängig davon, dass diese Ängste pflegender Erwerbstätiger sicherlich berechtigt sind, zeigt vor 

allem das Beispiel von Frau Meyer, dass Modell-Berechnungen darüber fehlen, welche finanziellen 

Unterstützungen (u.a. Abführen von Beiträgen an die Rentenversicherung durch die Pflegekasse, 

Unterstützung durch Pflegegeld, zusätzlich ein Betreuungsbetrag) Arbeitnehmer und Arbeitnehme-

rinnen, die in unterschiedlichen Szenarien pflegen, erhalten können, und was die Pflege und die Ein-

schränkung der Berufstätigkeit sie andererseits kostet. Solche Modellrechnungen könnten z.B. von 

Beratungsstellen und auch Unternehmen, die die Vereinbarkeit von Beruf und Pflege mit Maßnah-

men unterstützen, zur Verfügung gestellt werden. 

Es zeigt sich auch, dass die (betriebliche) Beratung zur Entlastung pflegender Angehöriger, speziell 

Erwerbstätiger, unzureichend sein kann bzw. Kenntnisse über mögliche Hilfen fehlen. 

Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen haben – wie Frau Meyer – Angst, sich wegen ihrer Pflegever-

antwortung gegenüber Arbeitgebern und Kollegen zu offenbaren. Sie befürchten Benachteiligungen 

im Beruf, auch einen Karriereknick und das Unverständnis der Kollegen sowie deren Ängste vor zu-

sätzlichen Belastungen. Diese Ängste kommen auch in Umfragen zum Ausdruck.213 

Zudem sind Arbeitgeber nicht immer bereit, pflegenden Angehörigen entgegen zu kommen, selbst 

dann, wenn sie in Bezug auf die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zertifiziert sind – wie bei Herrn 

Schuster. Andererseits zeigt das Beispiel von Frau Schmid, dass die Vereinbarkeit von Beruf und Pfle-

ge bei einem entsprechenden Entgegenkommen des Arbeitgebers mit wesentlich weniger Belastun-

gen einhergehen kann. Folgende Maßnahmen der Arbeitgeber sind z.B. bei der Vereinbarkeit von 

Pflege und Beruf behilflich: eine flexible Arbeitszeitregulierung (z.B. Gleitzeit) oder Arbeitsreduzie-

rung, die Einrichtung von Telearbeit und die Gewährung einer Home-Office-Zeit.  

5.2 Kenntnis sowie Inanspruchnahme von Pflegezeit und Familienpflegezeit 

in Berlin 

Als weitere Grundlage für die Expertise wurden - wiederum exemplarisch - Befragungen zu dem 

Themenkomplex „Vereinbarkeit von Pflege und Beruf“ unter Personalverantwortlichen von Unter-

nehmen und Institutionen in Berlin, von Beratungseinrichtungen und externen Dienstleistern sowie 

den Berliner Pflegestützpunkten214 durchgeführt. Nur 5 von den 34 befragten Unternehmen und 

Institutionen berichteten 10 Fälle der Beanspruchung von Pflegezeit nach dem Pflegezeitgesetz, 

obwohl die Mehrzahl die Möglichkeit der Inanspruchnahme einräumt. Diejenigen Beschäftigten, die 

Pflegezeit beanspruchten, waren mehrheitlich weiblich, der Umfang der Nutzung liegt zwischen 2 

Tagen bis zu 5 Monaten. Nur ein einziger Fall der Beanspruchung einer Arbeitszeitreduzierung nach 

dem Familienpflegezeitgesetz wurde berichtet: in einem Großbetrieb hat eine Arbeitnehmerin ihre 

Arbeitszeit für ein halbes Jahr nach dem Familienpflegezeitgesetz reduziert. Die meisten Unterneh-

men und Behörden geben an, dass von Beschäftigtenseite keine Nachfrage bestehe, was sich an den 

fehlenden Anfragen an die Personalabteilungen und Vorgesetzen zeige. 
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 vgl. z.B. Döhner und Kohler 2013, S. 27-31 

214
  vgl. Tabelle 4 
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Viele der befragten Berliner Unternehmen und Behörden informieren ihre Belegschaft über beste-

hende gesetzliche Möglichkeiten zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf (z.B. AG10, AG11, AG13, 

AG16, AG22 und weitere). Sie haben Webseiten eingerichtet, teilweise auch explizit eine Familienbü-

ro, das sowohl über die Webseite erreichbar ist als auch persönlich mit einem Beratungstermin. 

Dennoch sei die Nachfrage nicht vorhanden. 

Die geringe Beanspruchung wurde auch seitens der Familienpflegezeitversicherer bestätigt, die den 

Ausfall eines Beschäftigten (durch Arbeitsunfähigkeit oder Tod) in Bezug auf die Nacharbeitszeit nach 

Beanspruchung der Familienpflegezeit versichern. Ein Familienpflegezeitversicherer äußert dazu in 

Bezug auf die Gruppenversicherungen: „Wir haben keine großen Bestände an Gruppenversicherten, 

so dass wir nicht repräsentativ sagen können, wie die Teilnahme z. B. von größeren (multinationalen) 

Arbeitgebern ist. Drei Möglichkeiten sind denkbar: 

a) Der Arbeitgeber überlässt es auch hier dem Mitarbeiter, sich darum zu kümmern (…) 

b) Der Arbeitgeber hat einen Gruppenvertrag (z. B. über die BAFzA)  

c) Der Arbeitgeber ist bereit, das Ausfallsrisiko zu tragen und verzichtet auf eine Versicherung 

(BE7)“. 

 
Die Anfragen an die befragten Versicherungsdienstleister erfolgen allerdings überwiegend von Ar-

beitnehmern, deren Arbeitgeber keinen Gruppenvertrag (z.B. über die BAFzA) eingerichtet haben. So 

bliebe es vielen Arbeitnehmern überlassen, sich selbst zu versichern und damit einen entsprechen-

den Versicherungsschutz zu organisieren. Dies verdeutlicht, dass das notwendige bürokratische Vor-

gehen häufig in der Verantwortung der pflegenden Beschäftigten liegt, denen somit eine zusätzliche 

Belastung (zu anderen Anträgen, die in diesem Zeitraum erfolgen müssen) auferlegt wird (z.B. BE7). 

Ein Versicherer verweist auf den (bundesweit erfahrenen) Zusammenhang zwischen dem Alter der 

Beschäftigten und der Übernahme von Pflegeverantwortung: Familienpflegeversicherte seien fast 

ausschließlich im Altersbereich von etwa 50 bis 65 Jahren (BE7). Die Versicherungsdienstleister ma-

chen auch darauf aufmerksam, dass trotz der Vermutung von der vorrangig weiblichen Übernahme 

von Pflegeverantwortung immerhin ein Drittel der Versicherungsnehmer männlich sei (BE7).215 

Hervorgehoben wird von den Versicherungsdienstleistern, dass „Berlin weder ein ‚weißer Fleck‘ noch 

ein Punkt mit besonders hoher Teilnehmerzahl“ bei der Beanspruchung von (Familien-)Pflegezeit 

(BE7) ist. 

Der hohe Bekanntheitsgrad der gesetzlichen und anderer betrieblicher Möglichkeiten zur Verein-

barkeit von Pflege und Beruf auf Seiten der für die vorliegende Expertise befragten Unternehmen 

und Institutionen lässt sich sicherlich auch darauf zurückführen, dass ihr überwiegender Teil durch 

das audit berufundfamilie zertifiziert ist und im Zuge dieser Zusammenarbeit die Regelungen thema-

tisiert werden. Dennoch sind auch einigen Unternehmen die gesetzlichen Grundlagen der Vereinbar-

keit von Pflege und Beruf - insbesondere das Familienpflegezeitgesetz - nicht bekannt (z.B. AG26 

trotz Zertifizierung, sowie die nicht zertifizierten Unternehmen: AG28, AG29). 

                                                           

215 
Dies entspricht den in Kapitel 3.2 vorgetragenen Zahlen. 
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Neben der Bekanntheit der gesetzlichen Regelungen ist aber auch die Kenntnis über einen entspre-

chenden Bedarf in Unternehmen und Behörden von Bedeutung. Ein Teil der befragten Unterneh-

men geht davon aus, dass die Beschäftigten in ihrem Betrieb keine private Pflegeverantwortung 

übernehmen (z.B. AG26). Andere Befragte nutzen die Möglichkeit von Mitarbeiterbefragungen, um 

einen entsprechenden Bedarf der Belegschaft zu ermitteln (z.B. AG27). Viele verlassen sich jedoch 

auf öffentlich zugängliche Daten über Zahlen von pflegenden Angehörigen in Erwerbsarbeit. Diese 

spiegeln nach Aussagen von Fachberatungseinrichtungen, Gewerkschaften und Krankenkassen nicht 

die Realität wider – sie seien „nur die Spitze des Eisbergs“ und es gebe eine hohe „Dunkelziffer“. Die 

angegeben Zahlen über pflegende Angehörige, die die gesetzlichen Möglichkeiten nutzen bzw. An-

fragen nach Unterstützung äußern, lassen Unternehmen und Behörden jedoch vermuten, dass nur 

für eine geringe Anzahl von Beschäftigten das Thema einer Vereinbarkeit bzw. Unvereinbarkeit von 

Pflege und Beruf existiert. Weiterhin wird davon ausgegangen, dass nur Wenige ihre häusliche Ver-

pflichtung offenbaren wollen bzw. dass die gesetzlichen Möglichkeiten nicht dem Bedarf an Entlas-

tung entsprechen.  

So meint die Fachberaterin eines Beratungsdienstleisters, die auch jüngere Mütter in Bezug auf die 

Vereinbarkeit von Kindern und Beruf berät (im letzten Quartal 2013 6-7 Fälle): diese Frauen seien 

ohnehin schon in Teilzeit beschäftigt und könnten weder vom Gesetz her noch finanziell ihre Arbeits-

zeit nochmals reduzieren; auch bei Kleinunternehmen sei es sehr schwierig, ein Angebot zur Fami-

lienpflegezeit zu machen. Ebenso sieht sie die Schwierigkeit, dass sich Arbeitnehmer nicht „outen“ 

wollen, wenn sie Angehörige pflegen und damit als nicht belastbar gelten könnten. Sie empfiehlt, 

eine gesetzliche Regelung zu finden ähnlich derjenigen für die Elternzeit (BE4). 

In Bezug auf die Branchenrelevanz des Themas vermuten die befragten Unternehmensverbände, 

dass die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf in allen Branchen Bedeutung habe (z.B. AG33). Andere 

Dienstleister gehen davon aus, dass solche Unternehmen sich eher mit der Thematik beschäftigten, 

die bereits einen Bezug zum Thema haben (z.B. BE3) – wie bspw. im medizinisch-pflegerischen Be-

reich. So haben diese ein besseres Verständnis für die Lage ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

und unterstützen diese aktiver (z.B. BE7). Dies weicht von der Sicht einiger Arbeitgeber ab, nach der 

eine Reduzierung der Arbeitszeit eher bei Bürotätigkeiten möglich sei als im Dienstleistungssektor 

(z.B. AG4). Von Wissenschaftsinstitutionen wird darauf verwiesen, dass viele – vor allem junge – Wis-

senschaftler nur Zeitarbeitsverträge haben und diese daher die Möglichkeit einer Familienpflegezeit 

nicht nutzen können oder aber wegen ihres (jungen) Alters noch keine Pflegeverpflichtungen haben 

(bspw. AG14, AG17, AG19). 

Ein Dienstleister und Berater im Bereich der Vereinbarkeit von Familie und Beruf berichtet, dass bei 

ihm ca. 50 bis 60 Anfragen pro Woche eingehen – sowohl von Arbeitnehmern als auch Arbeitgebern. 

Dabei werde jedoch so gut wie gar nicht bezogen auf das Familienpflegzeitgesetz und Pflegezeitge-

setz nachgefragt (z.B. BE3). Zudem seien es eher Großkonzerne als kleine und mittelständische Un-

ternehmen, die Informationen erfragen. Die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf wird hier in Abhän-

gigkeit von der Größe des Unternehmens gesehen, bspw. wird auf die Schwierigkeit von Kleinunter-

nehmen verwiesen, den Arbeitsausfall durch andere Beschäftigte zu kompensieren (BE4). Kleine und 

kleinste Unternehmen hätten nach Aussagen der Beratungseinrichtungen zwar keine finanziellen 

Handlungsspielräume, jedoch einen direkteren Kontakt zu ihren Beschäftigten. Dadurch könnten 

diese Unternehmen Vereinbarkeitsfragen direkter steuern und absprechen (z.B. BE3).  
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Zum Thema der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf wurden auch die Berliner Pflegestützpunkte 

befragt. Im Rahmen ihrer Beratungen werden das Pflegezeitgesetz und das Familienpflegezeitgesetz 

von pflegenden Erwerbstätigen nur selten thematisiert. Derzeit gibt es in den Pflegestützpunkten 

bis zu zehn Anfragen pro Jahr. Noch seltener wird die Beratung von Arbeitgeberseite eingefordert 

(etwa zwei Anfragen pro Jahr). Dabei geht es um Vorträge und Informationsveranstaltungen für die 

Mitarbeiterschaft des jeweiligen Unternehmens. Insgesamt bekunden die befragten Berliner Pflege-

stützpunkte, dass Beratungen zu diesem Thema kaum gewünscht werden. 

Pflegende Angehörige suchen vor allem Ansprechpartner und stellen allgemeine Anfragen in Bezug 

auf die Gestaltung der Familienpflegezeit und der möglichen Verfahrensweise. Des Weiteren werden 

Fragen nach dem Rechtsanspruch, Begrifflichkeiten und Formen der Freistellung erörtert. Auch fi-

nanzielle Aspekte sind von Interesse: „Inwiefern bin ich finanziell abgesichert? In welcher Höhe? Ha-

be ich einen Krankenversicherungsschutz?“. Diese Fragen in Bezug auf rechtliche Ansprüche in Pfle-

gesituationen werden nach Angaben der Berliner Pflegestützpunkte weniger von den Betroffenen 

aus Eigeninitiative gestellt; vielmehr weisen die Beraterinnen und Berater in den Stützpunkten auf 

entsprechende Möglichkeiten hin, wenn sie einen Bedarf vermuten. Vielfach seien pflegende Ange-

hörige, die eine Beratung wünschen, nicht erwerbstätig. Ihre Aussichten, wieder in den Beruf einstei-

gen zu können, werden als sehr gering eingeschätzt. Das Familienpflegegesetz komme eher für Gut- 

bzw. Besserverdiener, Frauen und über 50-jährige sowie in Partnerschaft lebende Personen in Frage.  

Modellhafte Durchführungen von Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf sind den be-

fragten Berliner Pflegestützpunkten überwiegend nicht bekannt. Als Arbeitgeber, die Angebote für 

pflegende Beschäftigte anbieten, werden das Berliner Finanzamt, die Technische Universität Berlin 

sowie die Berliner Stadtreinigungsbetriebe und die AOK Nordost genannt. 

Als größte Belastung pflegender Beschäftigter schätzen die befragten Berliner Pflegestützpunkte den 

psychischen Stress ein. Auch körperliche Belastungen sowie zu geringe zeitliche und finanzielle Res-

sourcen der pflegenden Beschäftigten werden erwähnt. Zudem werden folgende Aspekte benannt: 

 zu wenig Informationen zu Entlastungsangeboten; 

 soziale Ausgrenzung, Einsamkeit, Abbruch sozialer Kontakte; 

 Rollenkonflikte; 

 Pflege von Partnern oder Eltern wird nicht so akzeptiert, wie die Pflege von kleinen Kindern; 

 schlechtes Gewissen gegenüber Kollegen bei Dienstausfall; 

 fehlendes Verständnis im Kreis von Kolleginnen, Kollegen und Arbeitgebern, da Pflege kein 

Thema für den „Imagegewinn“ sei; 

 Sorge um den Arbeitsplatz; 

 Sorge um Angehörige; 

 Doppelbelastung wegen Versorgung von Kindern und Eltern. 

5.3 Nutzung weiterer betrieblicher Angebote Berliner Unternehmen 

Neben den im Rahmen der gesetzlichen Regelungen angebotenen Vorgaben zur Vereinbarkeit von 

Pflege und Beruf (vgl. Kapitel 2 dieser Expertise) bieten Berliner Unternehmen weitere Möglichkeiten 

der Arbeitsgestaltung für ihre Beschäftigten an.  
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Die vorhandenen Angebote sind meist auf eine familienbewusste oder lebensphasenorientierte 

Gestaltung der Lebensarbeitszeit ausgerichtet (z.B. AG2). Damit wird auf private, familiäre Belas-

tungssituationen Erwerbstätiger fokussiert, die Ressourcen von der Erwerbsarbeit abziehen können 

und insofern in Konkurrenz zur Erwerbsarbeit stehen. Daher gibt es sowohl tarifliche als auch einzel-

betriebliche Vereinbarungen wie individuelle Absprachen von Fall zu Fall, um die Arbeit flexibel auf 

die jeweilige private Lebenssituation der Beschäftigten auszurichten. 

Zudem erscheint einzelnen der befragten Berliner Unternehmen und Behörden die Entwicklung einer 

Unternehmenskultur und die  Sensibilisierung sowie Enttabuisierung in Bezug auf die Vereinbarkeit 

von Pflege und Beruf (z.B. AG26, AG27) notwendig. Entscheidend sei demnach, Offenheit für das 

Thema beim Umgang mit dem Personal mitzubringen und dafür zu sensibilisieren. Im Zuge dieser 

Ansätze wird der bisher vorherrschende Familien- und Angehörigenbegriff im Unternehmensver-

ständnis erweitert: in das klassische Bild der Familie von Vater, Mutter und Kind werden auch die 

älteren Familienmitglieder integriert sowie eine Lebenspartnerschaft der Ehe gleichgestellt (z.B. 

AG26).  

Als vorrangiges und am besten geeignetes Instrument wird von den befragten Unternehmen und 

Behörden die Gestaltung von Arbeitszeit gesehen. Durch kurzfristige unbezahlte Freistellungen 

(gleich dem Pflegezeitgesetz) (z.B. AG4), wie unbezahlten Sonderurlaub (z.B. AG16), wird privaten 

Akutsituationen entgegen gekommen. Dabei wird eine „sehr individuelle Handhabung“ (AG3) durch 

die Personalverantwortlichen als notwendig und nützlich erachtet. So wird häufig versucht, passge-

naue individuelle Lösungen zu finden (z.B. AG4). Dies erfolgt z.T. über Teilzeitmodelle (z.B. AG2) und 

Gleitzeitregelungen des Betriebes (z.B. AG5). Die notwendige Dauer solcher Angebote wird mit den 

pflegenden Beschäftigten individuell abgesprochen, so dass hier Zeiträume von wenigen Tagen bis zu 

einem halben Jahr von den befragten Unternehmen angegeben werden. Somit werden über Be-

triebs- und Dienstvereinbarungen, teilweise auch aufgrund von tariflichen Regelungen, verschiedene 

Möglichkeiten angeboten, die z.T. über den gesetzlich vorgegebenen Rahmen hinausgehen, wie 

bspw. eine wöchentliche Arbeitsstundenreduzierung auf null Stunden (AG6) anstatt auf mindestens 

15 Stunden, wie im Familienpflegezeitgesetz vorgesehen. Dies erfolgt z.T. über Ausgleichregelungen 

wie dem Arbeitszeitkonten-Modell (z.B. AG2, AG3). Darüber hinaus können in einigen Branchen über 

Schichtmodelle (z.B. AG2) verschiedene Arbeitszeitvarianten angeboten werden. Wo keine Arbeits-

zeitkonten oder Gleitzeitmodelle möglich sind, werden Alternativen wie sogenannte „Haushaltstage“ 

(z.B. AG29) angeboten. Damit stehen den Angestellten bspw. vier Stunden im Monat zu privaten 

Zwecken zur Verfügung, die aber vergütet werden. 

Neben der Gestaltung der Arbeitszeit wird von Berliner Unternehmen Telearbeit zur Vereinbarkeit 

von Pflege und Beruf ermöglicht, also die Arbeit zu Hause und damit die flexible Gestaltung des Ar-

beitsortes (z.B. AG8, AG16). 

Neben der Gestaltung von Arbeitszeit und Arbeitsort werden in einzelnen Unternehmen punktuell 

Weiterbildungsveranstaltungen zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie angeboten (z.B. AG3). Dabei 

werden Beispiele des Umgangs mit entsprechenden Situationen aufgezeigt und ein kollegialer Aus-

tausch bspw. im „Pflegezirkel“ (AG3) angeregt. Zudem werden regelmäßige Informationsveranstal-

tungen mit pflegenden Beschäftigten (z.B. AG2) sowie Informationen auf der Unternehmens-

Website, über das Intranet der Firma oder Firmenzeitungen (z.B. AG7, AG27) organisiert und bereit-

gestellt. Der Bedarf und das Interesse von Arbeitnehmerseite würden insbesondere daran deutlich, 
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dass Informationsangebote „innerhalb kürzester Zeit ausgebucht“ (AG6) waren. 

Darüber hinaus werden von einigen befragten Unternehmen und Behörden Kooperationen mit Be-

ratungseinrichtungen, externen Dienstleistern und Pflegeeinrichtungen für pflegende Angehörige 

initiiert (z.B. AG6), wobei zertifizierte Unternehmen bei dieser Netzwerkarbeit Unterstützung durch 

das Audit „berufundfamilie“ erhalten (z.B. AG27). Allerdings nutzen nur sehr wenige der befragten 

Unternehmen und Institutionen die Möglichkeit, sich durch einen externen Dienstleister beraten zu 

lassen. Auch eher selten werden flankierende Maßnahmen, wie bspw. ein „Lebenslagen Coaching“ 

(AG17) pflegenden Beschäftigten zur Verfügung gestellt. 

Die befragten Beratungsinstitutionen benennen eine flexible Gestaltung der Arbeitszeit und des 

Arbeitsortes als wichtig für die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf (z.B. BE3). Es werde viel über 

Betriebsvereinbarungen „gehändelt“ (BE2), anstatt durch gesetzliche Regelungen. Dabei wird die 

erweiterte Mobilität in der Erwerbsarbeit hervorgehoben: „Wenn ein Berliner Unternehmen einen 

Vertrag schließt mit der Berliner Diakonie ist das schon gut, aber meist nicht ausreichend, da Ange-

hörige von Beschäftigten heutzutage häufig mehrere hundert Kilometer entfernt wohnen. Die Berli-

ner Diakonie kann dann nicht für das Kasseler Altenheim beraten. Wenn Unternehmen Mitarbeiter 

einstellen, dann wird Mobilität von den Mitarbeitern gefordert und meist es ist kein Thema für den 

Arbeitgeber. Aber dann später“ (BE3). 

Insgesamt erscheint für fast alle Unternehmen und Institutionen der beste Ansatz zur Vereinbarkeit 

von Pflege und Beruf, dass die Beschäftigten mit privaten Pflegesituationen „einfach ihre Arbeits-

stunden reduzieren“ (AG6) auf eine dreiviertel oder halbe Stelle mit entsprechender Gehaltsanpas-

sung - wie es bspw. im TVöD möglich ist. Auch von den befragten Berliner Beratungsinstitutionen 

werden die Bedeutung der Beratung zur zeitlichen Gestaltung der Arbeitszeit und diejenige in Be-

zug auf finanzielle Aspekte hervorgehoben (z.B. BE2). Ein Beratungsdienstleister weist jedoch – an-

ders als die Unternehmen – darauf hin, dass sich pflegende Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen 

gerade eine Reduzierung ihrer Einkünfte nicht leisten können (BE4), was auch in den Falldarstellun-

gen216 von pflegenden Beschäftigten deutlich wird. 

5.4 Flankierende Entlastungsangebote für pflegende Arbeitnehmer 

Die Berliner Pflegestützpunkte sehen als ergänzende Maßnahmen zur Entlastung für pflegende An-

gehörige die Kurzzeit- und Ersatzpflege, die Tages- und Nachtpflege, sowie die Beratung durch die 

örtlichen Pflegestützpunkte als sinnvoll an. Auch die Teilnahme an Pflegekursen, das Pflegegeld und 

Pflegesachleistungen werden überwiegend befürwortet. Darüber hinaus werden folgende Maßnah-

men genannt, die bedeutend im Zusammenhang der Unterstützung pflegender Beschäftigter 

sind/wären: 

 gesetzliche Ansprüche für weitere kostenlose Hilfen; 

 gesetzliches Modell analog bzw. ähnlich der Erziehungszeit; 

 anwaltliche Beratung und Rentenberatung; 

 Zeiten der Pflege sollten bei Renteneintritt mitgezählt werden; dadurch wäre ein früherer Ren-

teneintritt möglich; 
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 vgl. oben, Kapitel 5.1 
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 zusätzliche und niedrigschwellige Betreuungsleistungen (vgl. §45 SGB XI) sowie Palliativpflege; 

 Einbindung von komplementären Hilfen und Ehrenamt; 

 Netzwerke schaffen, auch in Form von Selbsthilfeangeboten und Angehörigen-Gruppen 

 Förderung von Unternehmen mit attraktiven Elder-Care Modellen (z.B. betriebseigene Tages-

pflege); 

 Möglichkeit ein Grundeinkommen zu erhalten (als Ansatz für die Anerkennung Pflegender). 

Eine Würdigung dieser Ergebnisse verweist darauf, dass in Berlin eine umfassende Strategie zur Ent-

lastung pflegender Angehöriger fehlt, die z.B. auf Landesebene formuliert auf die Bezirke und klein-

räumige Ebenen herunter zu brechen wäre und weitere wichtige Akteure einbeziehen müsste: dazu 

wäre ein planvolles Zusammenwirken aller strategisch wichtigen Akteure217 erforderlich. Dies wird 

zwar schon im ressortübergreifenden Demografiekonzept 2009 und im Entwurf des Stadtentwick-

lungskonzeptes 2013 auch für pflegende Angehörige gefordert, steht aber noch in den Anfängen. So 

fehlen z.B. im „Monitoring soziale Stadtentwicklung“ Daten über entsprechende Problemlagen pfle-

gender Angehöriger und über Angebote in Berlin zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf.218 

5.5 Relevanz und Angemessenheit von Maßnahmen zur Vereinbarkeit von 

Pflege und Beruf für Berliner Unternehmen 

Berliner Unternehmen entwickeln Angebote zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf zum Teil als Re-

aktion auf die Nachfrage von Beschäftigten-Seite (z.B. AG27). Darüber hinaus sind Angebote und 

Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf auch zur Attraktivitätssteigerung (z.B. AG26) 

des Unternehmens bzw. der Behörde relevant. Eine entsprechende Imageverbesserung könne so-

wohl nützlich sein, um neue Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu gewinnen, aber auch um die beste-

hende Mitarbeiterschaft zu binden (z.B. AG4, AG24, AG27). 

Dies werde meist erst zum Thema, wenn branchenspezifisch ein Fachkräftemangel besteht (z.B. 

AG2). Auch im Zusammenhang mit der Zunahme alternder Belegschaften erscheint die Auseinander-

setzung mit der Vereinbarkeit von Beruf und Pflege stärker bewusst zu werden (z.B. AG2, AG4, AG24, 

AG25), da bei älteren Beschäftigten die Wahrscheinlichkeit wächst, die Pflege Angehöriger zu über-

nehmen. Bei Unternehmen und Institutionen, die ein junges Arbeitsteam besitzen (AG28-32) ist aus 

Unternehmenssicht die Wahrscheinlichkeit sehr gering, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

Angehörige pflegen. So ist bei den befragten Unternehmen mit junger Belegschaft die Vereinbarkeit 

von Pflege und Beruf (noch) nicht zum Thema geworden und hat bis zum Zeitpunkt der Befragung 

keine Angestellte bzw. kein Angestellter Angehörige gepflegt. Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber 

sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer reagieren erst, wenn das Thema aktuell werde; „vorher 

machen sie sich keine Gedanken darüber“ (AG31). 

Weniger von Unternehmensseite, sondern stärker von den befragten Beratungseinrichtungen wird 

der Aspekt der Verteilungsgerechtigkeit hervorgehoben. Demnach werden neben den bisher stärker 

                                                           

217
 Dazu gehören neben dem Land mit seinen Senatsverwaltungen die Bezirke, Vertretungsgremien von Ärzten und Pflege-

fachkräften, von Beratungsinstitutionen, von Unternehmen und Erwerbstätigen und nicht zuletzt von Pflegebedürftigen wie 

pflegenden Angehörigen. 
218

 Die aktuelle Datenlage zu erwerbstätigen pflegenden Angehörigen und deren Entlastung zeigt, dass die Problemlagen 

dieses Personenkrieses und seines Umfeldes noch nicht in das „Monitoring soziale Stadtentwicklung“ Beachtung gefunden 

hat: vgl. dazu Senatsverwaltung Stadtentwicklung und Umwelt 2013, S. 26 
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in den Blick genommenen Angeboten und Maßnahmen für junge Eltern nun auch für die Gruppe der 

älteren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Regelungen zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf entwi-

ckelt (z.B. BE3). 

Die befragten Berliner Unternehmen und Institutionen schätzen die bestehende rechtliche Lage zur 

Vereinbarkeit von Pflege und Beruf als „nicht attraktiv“ und zu „verbürokratisiert“ ein (z.B. AG3). 

Außerdem seien die Pflegesituationen erwerbstätiger Personen so vielfältig, dass die gesetzlichen 

Regelungen zur Pflegezeit und Familienpflegezeit dafür zu unflexibel formuliert seien und längst nicht 

alle pflegende Erwerbstätige die Ansprüche nutzen könnten (z.B. AG26). 

Nicht angemessen erscheint das als aufwendig beschriebene Verfahren der Inanspruchnahme der 

gesetzlichen Möglichkeiten: Das „schnallt niemand“ (BE3). Sowohl auf Arbeitgeberseite als auch für 

pflegende Angehörige sind nach Einschätzung der befragten Berliner Beratungseinrichtungen die 

bestehenden Regelungen schwierig zu verstehen und zu überblicken. Auch die Regelungen der Pfle-

geversicherung sollten vereinheitlicht werden, denn allein der Antrag auf eine Pflegestufe sei sehr 

kompliziert. Den beteiligten Personen werde „sehr viel zugemutet“ (BE3). 

Die befragten Berliner Beratungseinrichtungen schätzen den derzeit bestehenden rechtlichen An-

spruch für pflegende Beschäftigte als zu gering ein. Er ist „nur ein Tropfen auf den heißen Stein“ 

(BE3). Insbesondere wird der fehlende Lohnausgleich für pflegende Angehörige kritisiert. Viele der 

Beschäftigten seien enttäuscht darüber, dass „nicht wie bei der Elternzeit, wo anteilig Lohnersatzleis-

tungen übernommen werden“ (BE3) ähnliche Leistungen auch bei der Pflegeübernahme von Ange-

hörigen gezahlt würden. Damit sei „dann das Thema gestorben“ (BE3). Die Beratungseinrichtungen 

kritisieren jedoch nicht nur die unzureichende Finanzierung, sondern auch, dass Pflegesituationen 

zeitlich schwer zu planen seien, was gesetzlich nicht hinreichend berücksichtigt werde (BE7). 

Ähnlich beurteilen die Berliner Pflegestützpunkte die rechtlichen Grundlagen für erwerbstätig Pfle-

gende als nicht angemessen: Es besteht Konsens darüber, dass die Beanspruchung von (Familien-

)Pflegezeit durch den Fortfall von Arbeitsentgelt für viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in 

Pflegesituationen kaum in Frage komme. Auch der fehlende Rechtsanspruch gegenüber dem Ar-

beitgeber verhindere die Inanspruchnahme. 

Es wird aber auch darauf hingewiesen, dass bestehende Gesetze zur Vereinbarkeit von Beruf und 

Pflege sich noch etablieren müssten. Dem Thema sollten mehr Zeit und Chancen gegeben werden 

sich zu entwickeln (BE2), da Beschäftigte sich (noch) nicht „trauen“, offen über ihre Situation zu spre-

chen und Arbeitgeber z.T. die Bedarfe (noch) nicht erkennen. Nach Angaben von Berliner Beratungs-

einrichtungen würden pflegende Beschäftigte sowohl von Arbeitgeberseite, als auch von den Kolle-

gen als gemindert leistungsfähig aufgefasst (z.B. BE2). Daher müssten sich die Rahmenbedingungen 

auch auf der Ebene der Arbeits- und Unternehmenskultur noch entwickeln. Bisher sei die Vereinbar-

keit von Pflege und Beruf „immer noch ein Tabuthema“ (BE3), vor allem die Sorge und Angst vor 

einer Benachteiligung am Arbeitsplatz verhindere eine Offenbarung pflegender Beschäftigter am 

Arbeitsplatz. Zudem seien gesellschaftliche Anreize und Anerkennung nicht ausreichend gegeben. 

Immerhin aber wird dem Familienpflegezeitgesetz zugebilligt, „das Thema in den Fokus zu rücken“ 

(AG3). Ein Berater fasst die Einschätzungen folgendermaßen zusammen: „Die Familienpflegezeit ist 

eine sinnvolle Sache, allerdings sind der fehlende Rechtsanspruch, die komplexen Vorschriften und 
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die lange Vorbereitungszeit eher hinderlich. Die (zusätzliche) Belastung der Pflegenden ist derzeit 

hoch“ (BE7). 

Prognostiziert wird von allen befragten Personen, dass das Thema der Vereinbarkeit von Pflege und 

Beruf an Bedeutung gewinnen wird. Durch die demographischen Veränderungen wird Pflege immer 

präsenter werden, auch in Unternehmen (z.B. AG26, AG4). Ferner wird eine höhere Relevanz auch 

für die Unternehmenskulturen erwartet, wenn mehr Betriebszugehörige selbst Erfahrungen in die-

sem Themenfeld sammeln (z.B. AG3). Eine stärkere Bedeutung des Themas wird auch darin gesehen, 

dass vermehrt Angebote für die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf entwickelt werden, mehr Anfra-

gen in Bezug auf das Themenfeld erfolgen (z.B. AG18) sowie Beratungswünsche „in den letzten fünf 

Jahren sehr stark zugenommen“ (BE3) haben. Zudem steige die Zahl der erwerbstätigen pflegenden 

Angehörigen auch in Berlin. Ein weiterer Aspekt ist, dass mehr über die Pflegesituationen pflegender 

Angehöriger bekannt und berichtet werde, auch in der Öffentlichkeit – dies wird von den Berliner 

Pflegestützpunkten hervorgehoben. Davon leiten Arbeitgeber und Beratungsinstitutionen ab, dass 

zukünftig ein erhöhter Bedarf zu erwarten sei, wenn die Situationen akut werden (z.B. AG32).  

5.6 Hürden für die Inanspruchnahme 

Hürden für die Inanspruchnahme auf Arbeitgeber-Seite 

Das im Vergleich zu bestehenden familiären Pflegeübernahmen Erwerbstätiger noch relativ geringe 

Engagement und Angebot für Pflegezeit und Familienpflegezeit auf Arbeitgeberseite219 weist ver-

schiedene Gründe auf. So äußern die befragten Unternehmen und Institutionen, dass aus Arbeitge-

bersicht keine Vorteile der gesetzlichen Vorgaben im Vergleich zu individuellen Absprachen und 

betrieblichen Regelungen gesehen werden und es somit auch keine Anreize einer Nutzung gibt (z.B. 

AG24). 

Die mangelnde Attraktivität wird damit begründet, dass z.B. größere Unternehmen bereits Maß-

nahmen über das im Familienpflegezeitgesetz hinaus Vorgesehene ermöglichen (z.B. AG33). Zum 

anderen ist eine Umsetzung gesetzlicher Maßnahmen aus Arbeitgebersicht „zu umständlich“ (AG1). 

Auch das Verfahren, vorab als Arbeitgeber in finanzielle Vorleistung zu gehen und als Arbeitnehmer 

einer verpflichtenden Ausgleichsphase zuzustimmen, ohne abschätzen zu können, wie die Situation 

in zwei Jahren aussieht, ist „von beiden Seiten nicht gewollt“ (AG5). 

Für Arbeitgeber ist es dann kaum möglich, Familienpflegezeit anzubieten, wenn ein großer Teil der 

Beschäftigten über einen zeitlich begrenzten Arbeitsvertag angestellt ist. Dies ist z.B. in den befrag-

ten wissenschaftlichen Institutionen mit jungen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern der Fall 

(z.B. AG14, AG16, AG17). Damit bestehe aufgrund dieser zeitlichen Begrenzung keine Möglichkeit 

einer längeren gegenseitigen Verpflichtung, die durch die Familienpflegezeit vorgesehen ist. 

Auch sind die Arbeitgeber – insbesondere kleinere Unternehmen – auf die Arbeitskraft angewiesen, 

d.h. ein Ausgleich in der Nacharbeitsphase hilft nicht, um das aktuelle Arbeitspensum zu schaffen 

(z.B. AG29). Daher bereiten Arbeitsunterbrechungen oder Zeitreduzierungen Unternehmen und Be-

hörden auch in der Planung des Einsatzes von Arbeitskräften zu große Schwierigkeiten (z.B. AG5).  
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  So wurde oben in Kapitel 3.5 auf die sehr große Zahl von Betrieben in Berlin und die fast verschwindend geringe Zahl 

von Betrieben hingewiesen, die durch das audit berufundfamilie für ihr Engagement zur Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf zertifiziert sind. 



Institut für Gerontologische Forschung e.V. 
Expertise zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf in Berlin Seite | 55 

 

Von den Berliner Pflegestützpunkten wird zusätzlich geäußert, dass sich die Inanspruchnahme der 

Familienpflegezeit in den Berufssparten schwierig gestalte, die von einem Fachkräftemangel betrof-

fen sind. Hier sei es nicht möglich, passendes Ersatzpersonal für einen befristeten Zeitraum zu ge-

winnen.  

Aber nicht nur die faktisch fehlende Arbeitskraft empfinden Unternehmen und Institutionen als Last, 

ebenso sind branchenspezifische Hürden für eine flexible Gestaltung von Arbeitszeiten erkennbar. 

So scheinen in Bereichen wie der Verwaltung Maßnahmen, wie die Reduzierung und Flexibilisierung 

der Arbeitszeit und bspw. Telearbeit, möglich zu sein, die anderswo (z.B. Lagerarbeiten, Müllabfuhr, 

Straßenreinigung) nicht umsetzbar sind (z.B. AG4).  

Ein befragtes Unternehmen schildert, dass es unter den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern „ein 

Tabuthema ist, über die Pflege von Angehörigen zu sprechen“ (AG14). Dies verhindere die Möglich-

keit, im Betrieb über die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf zu kommunizieren und Angebote auf 

Arbeitgeberseite zu entwickeln. 

Zudem sind die Situationen der Beschäftigten in der Angehörigenpflege sehr verschieden. Daher 

werden von den befragten Unternehmen die bestehenden gesetzlichen Möglichkeiten als zu wenig 

auf die verschiedenen Bedarfe der pflegenden Beschäftigten angepasst empfunden. Somit sind für 

Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber diese „allgemeinen Lösungen schwierig zu implementieren“ 

(AG27). 

Von den befragten Beratungseinrichtungen wird ferner die Schwierigkeit der Definition von Pflege-

bedürftigkeit hervorgehoben. Damit sind die „ganzen Unterstützungsleistungen, ohne dass eine 

Pflegestufe vorliegt“ (BE3), nicht eingeschlossen. Ein zu spätes Handeln der Arbeitgeberinnen und 

Arbeitgebern gegenüber ihren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sei vorprogrammiert (z.B.BE3). 

Die nach wie vor größte Hürde auf Arbeitgeberseite dürfte wohl darin zu suchen sein, dass eine ent-

sprechende allgemein anerkannte Unternehmenskultur fehlt, die Maßnahmen zur Vereinbarkeit 

von Pflege und Beruf integriert. 

Hürden für die Inanspruchnahme von Arbeitnehmer-Seite 

Die Hürden der Inanspruchnahme der Familienpflegezeit auf Arbeitgeberinnen- und Arbeitgeberseite 

gelten zum Teil ebenso für die Beschäftigtenseiten, z.B. zeitlich begrenzte Arbeitsverträge, die Unter-

nehmensgröße und Branche.  

Ferner wird eine Teilzeit-Anstellung als Hindernis gesehen, die eine Arbeitszeitreduzierung finanziell 

oft nicht ermöglicht (z.B. BE4). Seitens der befragten Pflegestützpunkte wird auf eine fehlende finan-

zielle Absicherung für gering Verdienende aufmerksam gemacht. Diese können sich Gehaltseinbu-

ßen „nicht leisten“ und „können einen Lohnverzicht nicht ausgleichen“ (AG4). Zudem sind nach An-

gaben der befragten Pflegestützpunkte viele der pflegenden Beschäftigten alleinlebend und auf ihr 

(meist geringes) Einkommen angewiesen. Das Pflegegeld wird dabei im Verhältnis zu den finanziellen 

Belastungen seitens der Pflegenden und der Pflegestützpunkte als zu gering eingeschätzt, wobei je-

doch nach Ansicht der Arbeitgeber das Pflegegeld z.T. auch als Kompensation zum geringen Gehalt 

genutzt wird (AG1). Wo finanzielle und zeitliche Kompensationen nicht möglich sind, lassen sich An-

gestellte auch krankschreiben, um ihre Angehörigen zu pflegen. Dies heben Pflegestützpunkte hervor 

(und z.B. auch Frau Schmid) und äußern, dass dieses Handeln den pflegenden Beschäftigten auch 
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selbst riskant erscheine, aber deren Lebensunterhalt sichere. Die befragten Pflegestützpunkte geben 

an, dass im Vergleich zu den gering Verdienenden die gut verdienenden Pflegenden „eher andere 

Formen der Betreuung vorziehen“ (BE22) als die familiäre häusliche Pflege. 

Ebenso wie auf Arbeitgeberseite ist es auch auf Arbeitnehmerseite kaum möglich, bei einem zeitlich 

befristeten Arbeitsvertrag Familienpflegezeit zu beanspruchen (vgl. oben: Hürden auf Arbeitgeber-

seite) 

Die befragten Pflegestützpunkte beschreiben auch, dass selbst bei Reduzierung von Arbeitszeit den-

noch die Doppelbelastung bestehe bleibe. Sie und z. B. auch Frau Meyer220 weisen darauf hin, dass 

sich die Belastungen noch verschärfen, wenn die pflegenden Angehörigen im Beruf die gleiche Arbeit 

in weniger Zeit schaffen müssen. Aufgrund bestehender Arbeitsverdichtungen sei es kaum möglich, 

die geforderte Arbeit in weniger Zeit zu bewerkstelligen. 

Demnach werden die beruflichen Rahmenbedingungen nicht auf die private Situation angepasst, um 

die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf zu ermöglichen. Dadurch entstehen Konflikte am Arbeits-

platz. Diese äußern sich nach Einschätzungen der Pflegestützpunkte und pflegenden Angehörigen 

darin, dass pflegende Beschäftigte ein schlechtes Gewissen gegenüber den Arbeitskollegen haben, da 

diese dann mehr arbeiten müssten, wenn trotz Arbeitsreduzierung keine Vertretung eingestellt wer-

de. Folglich haben pflegende Beschäftigte Sorge und Angst vor Reaktionen des Arbeitgebers und der 

Kolleginnen und Kollegen.  

Ebenso befürchten sie einen „Karriereknick“, bzw. am Arbeitsplatz als „gemindert leistungsfähig 

abgestempelt“ zu werden. Letztlich mündet diese als karrierehemmend gekennzeichnete Situation in 

eine Sorge um den Arbeitsplatz. Vor diesem Hintergrund verschweigen pflegende Angehörige gegen-

über Kollegen und Vorgesetzen ihre Situation, so dass sich Pflege von Angehörigen  als ein „Tabu-

Thema“ etabliert und darüber in den Unternehmen und Behörden nicht gesprochen wird (z.B. AG14). 

Folglich sind Stigma und Tabuisierung von „Pflege“ als Hürde für die Inanspruchnahme von Fami-

lienpflegezeit erkennbar (z.B. BE4).  

Darüber hinaus wird von den befragten Pflegestützpunkten der fehlende gesetzliche Anspruch (im 

FPfzG) als Hürde der Inanspruchnahme von Familienpflegezeit gesehen. Dies erschwert pflegenden 

Beschäftigten, ihr Anliegen einer Arbeitszeitreduzierung aufgrund von familiärer Pflege gegenüber 

ihrem Arbeitgeber anzubringen – vor allem vor dem Hintergrund einer mangelnden Akzeptanz in 

Unternehmen und Behörden.  

Neben diesen in der Arbeitswelt zu verortenden Hürden stellt sich auch die private Situation pfle-

gender Beschäftigter als Herausforderung dar, um Pflege und Beruf gut zu vereinbaren. So besteht 

z.T. neben den beruflichen Aufgaben nicht nur eine Pflege der Eltern, sondern auch die zeitgleiche 

Erziehung der Kinder oder – wie im Fall von Frau Meyer – mehrerer Pflegebedürftiger. Dadurch kön-

nen mehrere Verantwortungsübernahmen zeitlich parallel verlaufen. Zudem müssen die pflegen-

den Angehörigen auch erst in ihre Pflegeaufgaben wachsen, da bei dem Großteil der pflegenden 

Angehörigen keine Qualifikation in der Pflegearbeit besteht und sie sich diese erst aneignen müssen. 

Auch die Unsicherheit über die Pflegedauer, fehlende Kenntnisse über rechtliche Ansprüche und als 

                                                           

220
  in ihrer Falldarstellung 
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kompliziert wahrgenommene Antragsverfahren verhindern die Beanspruchung von Familienpflege-

zeit.  

Neben diesen Hürden der Inanspruchnahme wird die Ambivalenz pflegender Beschäftigter in Bezug 

auf den Wunsch berufstätig zu bleiben erwähnt. Viele der pflegenden Angehörigen mögen ihren 

Beruf und möchten gerne erwerbstätig bleiben, zugleich aber auch familiäre Verantwortung über-

nehmen (z.B. AG5). Neben dieser Ambivalenz treibt sie die Sorge vor sozialer Isolation aufgrund der 

Pflegeübernahme von Angehörigen. 

Die Übersicht über die Ergebnisse unserer Befragungen der Pflegestützpunkte, Personalverantwortli-

chen in Betrieben und Behörden und den weiteren Experten zeigt, dass keine genauen Daten über 

die Angebote und Beanspruchung der gesetzlichen Möglichkeiten zur Vereinbarkeit von Pflege und 

Beruf vorliegen, wohl aber Daten, Einschätzungen und Trendaussagen aus einzelnen Unternehmen, 

Behörden und Institutionen, von Beratungsdienstleistern sowie Pflegestützpunkten. Insgesamt wei-

sen unsere Ergebnisse darauf hin, dass Pflegezeit und Familienpflegezeit eine eher untergeordnete 

Rolle spielen, wenn es um die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf geht. Zwar gibt es darüber hinaus 

weitere Möglichkeiten der Flexibilisierung und Reduzierung von Arbeitszeit, die Hürden auch ihrer 

Beanspruchung sind jedoch zahlreich.  
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6. Zusammenfassung 

Bei der Bearbeitung der Thematik zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf in Berlin stellte sich heraus, 

dass die Datenlage bundesweit noch sehr eingeschränkt ist, da es z.B. noch keine allgemeingültige 

Unternehmenskultur zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf gibt, da es keine Registrierung von Be-

schäftigten mit einer Verpflichtung zur Pflege von Angehörigen gibt und es zwar eine vergleichsweise 

große Anzahl von empirischen Untersuchungen zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf gibt, dabei 

aber die Frage der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf erst allmählich aufgegriffen wird. Dies gilt 

auch für Berlin, so dass eine Regionalisierung (z.B. auf Bezirks- oder gar Planungsraumebene) in der 

Regel nicht möglich ist.  

Im Vergleich zur Datenlage des Familienberichtes 2011 des Berliner Beirats für Familienfragen haben 

sich die Ansätze der Darstellung noch nicht sehr viel weiterentwickelt: obwohl Erwerbstätige, die 

ihre Angehörigen pflegen, äußerst belastet sind, bleibt die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf noch 

zu häufig ihrer individuellen Verantwortung überlassen. 

Gesetzlicher Rahmen 

Die gesetzlichen Grundlagen für die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf sind u.a. seit dem 1.7.2008 

mit dem Pflegezeitgesetz gelegt: jeder Arbeitgeber muss in akuten Fällen von Pflegebedürftigkeit 

naher Angehöriger in deren häuslicher Umgebung seinen Beschäftigten einen unbezahlten Urlaub bis 

zu 10 Tagen gewähren. In Betrieben ab 15 Beschäftigten besteht ein Anspruch nach Antragstellung 

auf unbezahlte Pflegezeit bis zu 6 Monaten. In diesem Fall müssen Pflegebedürftigkeit und Ver-

wandtschaftsgrad nachgewiesen werden. 

Zur Verbesserung der Möglichkeiten der familiären Pflege in häuslicher Umgebung trat zum 1.1.2012 

das Familienpflegezeitgesetz in Kraft, nach dem Beschäftigte mit pflegebedürftigen nahen Angehöri-

gen eine Reduzierung ihrer Arbeitszeit für maximal 2 Jahre beantragen können, wenn ihr Arbeitgeber 

dies anbietet; die verbleibende Arbeitszeit muss mindestens 15 Wochenstunden umfassen. Das Ar-

beitsentgelt wird nicht im vollen Umfang, sondern um die Hälfte der Reduzierung gekürzt. In der 

Nachpflegephase muss der/die Beschäftigte zu den gekürzten Gehaltsbedingungen wieder zur ur-

sprünglichen Arbeitszeit zurückkehren, bis der beanspruchte Gehaltsvorschuss ausgeglichen ist. Des 

Weiteren müssen sich die Beschäftigten, die eine Familienpflegezeit beanspruchen, gegen einen Aus-

fall ihrer Nacharbeitsphase entweder selbst oder aber über den Arbeitgeber versichern. Es besteht 

im Gegensatz zur Pflegezeit kein Rechtsanspruch auf Familienpflegezeit.  

Neben diesen gesetzlichen Reglungen gibt es – zum Teil auch schon länger gültig – tarifliche Rege-

lungen sowie einzelbetriebliche und individuelle Absprachen, um die Vereinbarkeit von Pflege und 

Beruf zu erleichtern. 

Trotz der von der Politik vorangetriebenen Entwicklung eines gesetzlichen Rahmens zur Vereinbar-

keit von Pflege und Beruf wird dieser bislang kaum ausgeschöpft. Die tariflichen und innerbetriebli-

chen individuellen Absprachen hingegen werden im Gegensatz dazu wesentlich stärker genutzt. 

Dennoch wird an den gesetzlichen und tariflichen Regelungen zur Vereinbarkeit von Beruf und Pflege 

ersichtlich, dass die Möglichkeiten der Unterstützung pflegender  Beschäftigter noch stark ausbau-

fähig sind. Die gesetzlichen Vorgaben sind darauf ausgerichtet, dass die Arbeitgeberin bzw. der Ar-
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beitgeber kein Risiko tragen soll. Damit besteht das finanzielle und biographische Risiko überwie-

gend auf Arbeitnehmerseite. Eine Form von gesellschaftlicher Verantwortung, die von pflegenden 

Angehörigen übernommen wird, wird dadurch nicht gewürdigt. 

Daten zur Pflegebedürftigkeit 

Bundesweit gab es Ende 2011 rund 2,5 Millionen Menschen, die nach Maßgabe des Pflegeversiche-

rungsgesetzes als Pflegebedürftige gelten. Davon wurden 70 % (nämlich 1,76 Millionen) zu Hause 

versorgt. 47 % von allen Pflegebedürftigen wurden allein durch Angehörige oder sonstige Naheste-

hende gepflegt; und ein knappes Viertel erhielt entweder zusätzliche oder aber alleinige Hilfe von 

ambulanten Diensten.  

- Pflegebedürftigkeit ist in erster Linie ein – vorrangig weibliches - Altersrisiko ab 65 Jahren. 

- Knapp 6 % aller zu Hause betreuten Pflegebedürftigen sind Kinder unter 15 Jahren.  

- Rund ein Drittel der Pflegebedürftigen lebten 2010 allein. 

- Der Anteil von Pflegebedürftigen mit Migrationshintergrund an allen Pflegebedürftigen wird 

für 2010 auf etwa 8 % geschätzt. 

- Alle Prognosen gehen davon aus, dass die Zahl der Pflegebedürftigen in Zukunft wachsen 

wird. 

 

In Berlin gab es Ende 2011 knapp 108.000 Pflegebedürftige, von denen 75 % (nämlich 80.886) zu 

Hause versorgt wurden. Von allen Pflegebedürftigen wurden 50 % allein durch Angehörige bzw. Na-

hestehende (nämlich 54.488) gepflegt. Ein weiteres Viertel erhielt Hilfen von Angehörigen und zu-

sätzlich ambulanten Diensten oder nur von ambulanten Diensten. 

- Berlin  hat im bundesweiten Vergleich den größten Anteil an Ein-Personen-Haushalten, was 

sich auf die Brisanz der Pflegebedürftigkeit in Berlin auswirken dürfte, wobei Daten über al-

leinlebende Pflegebedürftige in Berlin fehlen.  

- Der Anteil von pflegebedürftigen Kindern an der Gesamtzahl der Pflegebedürftigen beträgt 

nicht ganz 5 %, ist also etwas geringer als der bundesweite Anteil. 

- Für Pflegebedürftige mit Migrationshintergrund gibt es in Berlin noch keine Daten. 

Insgesamt war Ende 2011 der Anteil häuslich versorgter, weiblicher wie männlicher Pflegebedürftiger 

in Berlin höher als im Bundesdurchschnitt. Hierfür dürften das höhere Armutsrisiko, eine höhere 

Arbeitslosenquote und höhere Transferleistungen in Berlin im Vergleich zum Bundesdurchschnitt 

eine Rolle spielen. Das bedeutet aber auch, dass der Unterstützung pflegender Angehöriger in Berlin 

im Vergleich zum Bundesgebiet eine noch stärkere Bedeutung zukommt.  

Pflegende erwerbstätige Angehörige 

Die Datenlage über Pflegende, die zugleich erwerbstätig sind, ist spärlich. Nach einer Sonderauswer-

tung des Sozio-ökonomischen Panels (SOEP) für das Bundesfamilienministerium aus dem Jahr 2007 

war fast die Hälfte der ca. 4,6 Millionen Personen, die sich bundesweit um hilfe- oder pflegebedürfti-

ge Angehörige kümmerten, berufstätig, nämlich 46 Prozent: demnach gab es 2007 in der Bundesre-

publik 2,1 Millionen erwerbstätige pflegende Angehörige. 

Ihr Anteil ist zwischen 1998 und 2010, und hier vorrangig der Teilzeit und Vollzeit Beschäftigten (im 

Vergleich zu den geringfügig Beschäftigten), erheblich gestiegen. Während 2010 berufstätige männ-
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liche Hauptpflegepersonen eher Vollzeit (mindestens 30 Stunden) beschäftigt sind (zu 72 %), trifft 

dies nur auf 40 % der berufstätigen weiblichen Hauptpflegepersonen, die eher Teilzeit arbeiten. 

Viele der erwerbstätigen pflegenden Angehörigen halten ihre Erwerbstätigkeit aus finanziellen 

Gründen aufrecht, aber auch deswegen, weil sie einen Ausgleich zu der belastenden Pflege suchen 

bzw. auf die Anerkennung im Beruf und ihre sozialen Kontakte nicht verzichten mögen. Bei der 

Entscheidung über die Aufrechterhaltung der Berufstätigkeit, die erwerbstätig sind, dürften auch 

Überlegungen eine Rolle spielen, in welchem Ausmaß sich eine Reduzierung der Berufstätigkeit auf 

die Ansammlung von Rentenansprüchen auswirkt. Personen, die nicht mehr als 30 Stunden pro Wo-

che arbeiten bzw. ihre Arbeitszeit entsprechend reduzieren, um zu pflegen, werden für ihre mehr als 

14 Stunden pro Woche übernommene Pflegetätigkeit durch die Pflegekasse in der Rentenversiche-

rung pflichtversichert. Allerdings wird bemängelt, dass die Abführung von Pflichtbeiträgen durch die 

Pflegeversicherung an die Rentenversicherung zu niedrig ausfalle. 

In Berlin gab es 11.015 pflegende Personen, die zum Jahresende 2011 nach dem SGB XI über die 

Pflegeversicherung in der Rentenversicherung pflichtversichert waren. Unter ihnen waren 25 %  

nicht berufstätig, fast 30 % weniger als 30 Stunden beschäftigt und 30 % bezogen Arbeitslosengeld II. 

Es ist davon auszugehen, dass dieser Personenkreis Pflegender eher in prekären Verhältnissen lebt 

(aufgrund von Teilzeitbeschäftigung bzw. Bezug von ALG II). Leider gibt es für Berlin keine Angaben 

zu den Vollzeit (mehr als 30 Stunden) erwerbstätigen pflegenden Angehörigen: bei 54.488 Pflegebe-

dürftigen in Berlin, die 2011 allein durch Angehörige versorgt wurden, muss ihre Zahl aber erheblich 

höher liegen als die Zahl der 11.015 über die Pflegeversicherung pflichtversicherten pflegenden An-

gehörigen (unsere Schätzung für Berlin: 67.000 bis 68.000 erwerbstätigen Pflegepersonen). 

Belastungen pflegender Erwerbstätiger 

Fast 80 % der Hauptpflegepersonen in Privathaushalten empfinden eine „eher starke“ bzw. „sehr 

starke“ Belastung. Als belastende Faktoren werden dabei an erster Stelle der hohe Zeitaufwand, 

dann gesundheitliche, körperliche und psychische Belastungen und eine hohe Pflegestufe der Pflege-

bedürftigen genannt. Männer fühlen sich seltener als Frauen belastet. So ist es nicht verwunderlich, 

dass in einer repräsentativen Untersuchung die Mehrzahl der befragten Frauen unter der Doppelbe-

lastung von Pflege und Beruf leidet bzw. die Vereinbarkeit mit dem Beruf als sehr bis eher schwer 

empfindet, zumal das Durchschnittsalter pflegender Frauen 2008 zwischen 50 bis 60 Jahren, bei pfle-

genden Männern bei 80 Jahren lag. Dieser Unterschied beruht darauf, dass pflegende Frauen im Ver-

gleich zu pflegenden Männern mehrheitlich sowohl pflegebedürftige Eltern wie Schwiegereltern 

pflegen, während pflegende Männer seltener die Generation der Eltern pflegt, sondern die eigenen 

Partnerinnen. 

Zur Entlastung haben nach einer Studie von TNS Infratest Sozialforschung zu den Auswirkungen des 

Pflege-Weiterentwicklungsgesetzes 2010 etwa sechs Prozent der Hauptpflegepersonen in Deutsch-

land die Möglichkeit einer kurzfristigen Freistellung von der Arbeit und etwa 4 % die Möglichkeit 

einer bis zu 6-monatigen Pflegezeit nach dem Pflegezeitgesetz genutzt. Insgesamt zeigen die Daten 

und Erhebungen für diese Expertise, dass die Pflegezeit trotz einer erheblichen Bedeutung von Ange-

hörigenpflege unter Beschäftigten nur selten genutzt wird, um die Belastungen der Pflege und die 

Vereinbarkeit von Pflege und Beruf besser zu bewältigen; dies gilt noch viel mehr für die Familien-

pflegezeit. Faktoren, die bei der Nicht-Nutzung eine Rolle spielen, sind – in abnehmender Bedeutung 
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– finanzielle Ängste, die Meinung, dass der Arbeitgeber eine solche Auszeit nicht genehmigen würde, 

ein befürchteter Karriereknick, und das Wissen, dass der Arbeitgeber schon ein flexibles Arbeitszeit-

Modell anbietet, damit u.a. auch Angehörige gepflegt werden können. So haben viele Pflegende ihre 

Arbeitszeit nach anderen Vereinbarungen reduziert oder sich darum bemüht, ihre Arbeitszeit fle-

xibler zu gestalten bzw. einen Teil der Arbeit zu Hause in Telearbeit zu erledigen. Dennoch hat die 

Hälfte der Hauptpflegepersonen die Arbeitszeit nach Übernahme einer Pflegeverpflichtung nicht 

geändert. Hierzu zählen vor allem Erwerbstätige in prekären Arbeitsverhältnissen, Männer häufiger 

als Frauen und Berufstätige, die ihre Arbeit zum Ausgleich für die häusliche Verpflichtung, aber auch 

aus Sorge vor sozialer Isolation aufrechterhalten. 

Angesichts der Zahlen von etwa 2,1 Millionen erwerbstätigen pflegenden Angehörigen in der Bun-

desrepublik (nach dem Sozio-ökonomischen Panel von 2007) bzw. von annähernd 67.000 bis 68.000 

erwerbstätigen Pflegepersonen in Berlin (2011) zeigt sich ein hoher Bedarf an (vernetzten) Angebo-

ten zur Entlastungen dieses Personenkreises. Die Forderung nach Entlastungsstrategien ist auch 

deswegen besonders dringlich, da zum einen die Anzahl von Privatpersonen, die sich in einem Pfle-

gearrangement um eine pflegebedürftige Person kümmern können, abnimmt. Zum zweiten aber 

stehen auch auf professioneller Ebene nicht genügend Fachkräfte zur Verfügung, die Pflegebedürf-

tige versorgen können. Dies gilt sowohl bundesweit als auch für Berlin (trotz der Berliner Kampagnen 

„Für ein gutes Leben im Alter“ und „Gepflegt in die Zukunft“). Angesichts der stetigen Zunahme von 

Pflegebedürftigen wird auch eine Verschärfung des Fachkräftemangels in der Pflege für die Zukunft 

vorausgesagt. 

Betriebliche Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf 

Um die Vereinbarkeit von Beruf und Familie und dann speziell Pflege zu unterstützen, sind vor allem 

die Unternehmen, Behörden und Institutionen als Arbeitgeber gefragt, aber auch die Vertretungen 

der (pflegenden) Erwerbstätigen, also die Gewerkschaften. Dies haben die großen Unternehmens- 

und Wirtschaftsverbände, aber auch - teilweise in Kooperation - die Gewerkschaften, Kranken- und 

Pflegekassen u.a. erkannt und zahlreiche Initiativen zur Entwicklung und Unterstützung entspre-

chender Unternehmenskulturen gegründet, in denen es nicht mehr nur um Kinderbetreuung, son-

dern mehr und mehr auch um die Unterstützung bei der Pflege und Betreuung von Angehörigen 

geht. 

Zu den familienfreundlichen Maßnahmen, die von Arbeitgeberseite genannt werden, zählen im Jahr 

2012 nach dem „Unternehmensmonitor Familienfreundlichkeit“ Teilzeitarbeit sowie individuell ver-

einbarte und/oder flexible Arbeitszeiten. Zahlen über Angebote von Arbeitgeberseite zur besseren 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf bzw. Pflege und Beruf sagen jedoch noch nichts darüber aus, 

inwiefern diese grundsätzlichen Möglichkeiten von Beschäftigen tatsächlich genutzt werden, und 

wie viele der tatsächlichen Beanspruchungen zu Gunsten von Angehörigenpflege verbucht werden 

können. So haben in den Jahren 2012 und 2013 weniger als 300 Männer und Frauen einen Antrag auf 

Familienpflegezeit gestellt. 

Es zeigt sich, dass auf Unternehmensseite einerseits durchaus schon Sensibilität für das Thema Beruf 

und Pflege vorhanden ist, dass es aber eine vergleichbar Zahl (im Verhältnis von etwa 50:50)  von 

Unternehmen geben dürfte, für die die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf ihrer Belegschaft „kein 

Thema“ ist. 
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Bei den Angeboten von Unternehmerseite handelt es sich eher noch um kurzfristige Einzellösungen 

und weniger um strategische Initiativen, in denen die überbetrieblichen und betriebliche Interessen 

an der Gewinnung und Pflege von Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, an betrieblicher Optimierung 

und gesellschaftlicher Verantwortung vorausschauend mit einander verknüpft werden. 

Informations- und Beratungslandschaft 

Insofern kommt der Informations- und Beratungslandschaft zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf, 

die sowohl für Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sowie für pflegende Beschäftigte auf bundesweiter 

Ebene und in Berlin verortet ist, eine hohe Bedeutung zu.  

Dazu gehören vom Bund und seinen Ministerien initiierte Initiativen, Broschüren, Links und Web-

Seiten. Arbeitgeber- und Unternehmensverbände ebenso wie Gewerkschaften beraten zur Verein-

barkeit von Pflege und Beruf. Die Initiative der Gemeinnützigen Hertie-Stiftung „berufundfamilie 

gemeinnützige GmbH“ hat ein audit geschaffen, mit dessen Hilfe Unternehmen, Institutionen und 

Hochschulen in Bezug auf eine gute Vereinbarkeit von Beruf und Familie bzw. Pflege unterstützt und 

zertifiziert werden können. 

Daneben gibt es privatwirtschaftlich organisierte Beratungsunternehmen und Dienstleister, die Ar-

beitgeber und Beschäftigte hinsichtlich der Vereinbarkeit beraten und unterstützen. Und schließlich 

werden Interessenvertretungen von und für pflegende Beschäftigte aufgezählt. 

Im Berliner Raum sind zusätzlich neben Angeboten von Senatsverwaltungen vor allem die derzeit 28 

Pflegestützpunkte zu nennen. Letzteren kommt auch die Aufgabe der Vernetzung bestehender Bera-

tungs- und Informations-Angebote zu. Darüber hinaus gibt es auch hier private Beratungsinitiativen 

und Interessenvertretungen für pflegende Beschäftigte. Ebenso gibt es beispielhafte Familienbüros 

und Web-Seiten von einzelnen Unternehmen/Institutionen, die über die Vereinbarkeit von Beruf und 

Pflege informieren bzw. Beratungsangebote aufzeigen. 

Insgesamt ist das Berliner Angebot an Informations- und Beratungseinrichtungen – auch im bun-

desweiten Vergleich – weit ausgebaut. Eine zentrale Vernetzung fehlt jedoch noch trotz des Auftra-

ges an die Pflegestützpunkte. 

Unterstützung von pflegenden Angehörigen in Berlin – Ergebnisse einer 

Befragung 

Die Expertise zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf in Berlin fußt des Weiteren auf der Befragung 

von drei pflegenden erwerbstätigen Angehörigen, von Personalverantwortlichen in Berliner Betrie-

ben und Behörden, von Vertreterinnen und Vertretern von Arbeitgeberverbänden, Gewerkschaften, 

Kranken- bzw. Pflegekassen und Fachberatungsstellen für pflegende Angehörige bzw. unternehmens-

externen Dienstleistern und Beratungsfirmen. Die Mehrheit der einbezogenen Unternehmen und 

Institutionen war nach dem audit der „berufundfamilie gGmbH“ der Hertie-Stiftung zertifiziert in 

Bezug auf die Vereinbarkeit von Familien und Beruf.  

Diese Erhebungen erbrachten zusammengefasst folgende Ergebnisse: 

Von den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern der befragten Unternehmen hat eine überwiegen-

de Mehrheit das Familienpflegezeitgesetz (noch) nicht beansprucht. Auch die Beanspruchung von 
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Pflegezeit hält sich in engen Grenzen, obwohl diese schon eher genutzt wurde. Allerdings räumt eine 

nicht unerhebliche Zahl der Unternehmen die Möglichkeit der Inanspruchnahme ein und informiert 

auch darüber. Bei anderen Unternehmen zeigt sich aber ein unzureichender Kenntnisstand. 

Ein Teil der befragten Unternehmen geht davon aus, dass im Betrieb niemand eine private Pflegever-

antwortung übernehme. Andere, wenige Unternehmen nutzen die Möglichkeit von Mitarbeiterbe-

fragungen, um einen entsprechenden Bedarf der Belegschaft zu ermitteln. Dennoch kann festgehal-

ten werden, dass sowohl der Bedarf an betrieblicher Unterstützung pflegender Erwerbstätiger als 

auch genaue Daten über die Beanspruchung der gesetzlichen Möglichkeiten zur Vereinbarkeit von 

Pflege und Beruf weitgehend unbekannt sind, obwohl sowohl von Unternehmensverbandseite, von 

Kranken- bzw. Pflegekassen, von Gewerkschaftsseite, der öffentlichen Verwaltung und der Politik  

darauf hingewiesen wird und auch Fragebögen zur Bedarfsermittlung im Internet bereitstehen. 

Es gibt jedoch in Berlin auch schon eine Reihe guter Beispiele betrieblicher Angebote zur Vereinbar-

keit von Pflege und Beruf. Neben der häufig individuell verabredeten Gestaltung der Arbeitszeit, 

ihrer Flexibilisierung und Reduzierung wird von Berliner Unternehmen Telearbeit zur Vereinbarkeit 

von Pflege und Beruf ermöglicht, also die Arbeit zu Hause und damit die flexible Gestaltung des Ar-

beitsortes. Letztere Möglichkeit gewinnt vor allem auch an Bedeutung, wenn der Arbeitsort der pfle-

genden Angehörigen und die Wohnung der Pflegebedürftigen (weit) voneinander entfernt liegen 

oder, wie z.B. bei Demenzerkrankungen, eine hohe Präsenz im Haushalt der Pflegebedürftigen erfor-

derlich ist.  

Um die Möglichkeiten der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf voran zu treiben, werden (inner- und 

überbetriebliche) Weiterbildungs- und Informationsveranstaltungen genannt, aber auch Anregun-

gen zu kollegialem Austausch und Selbsthilfe erwähnt. Andererseits ist die (betriebliche) Beratung 

zur Entlastung pflegender erwerbstätiger Angehöriger nicht immer ausreichend bzw. fehlen Kennt-

nisse über mögliche Hilfen. Arbeitgeber sind einerseits flexibel und entgegenkommend gegenüber 

den Anliegen pflegender Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, andererseits aber- selbst im Falle einer 

Zertifizierung als familienfreundlich - nicht immer bereit, pflegenden Angehörigen entgegen zu 

kommen.  

Alle angebotenen Möglichkeiten zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf, vor allem aber die Fami-

lienpflegezeit, werden in erster Linie aus finanziellen Gründen nicht genutzt. Auch die längerfristige 

Verpflichtung zur Nacharbeitszeit bedeutet eher ein Hemmnis, vor allem da nicht absehbar ist, wie 

lange die Pflegeverpflichtung dauern wird. Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass der notwen-

dige bürokratische Aufwand Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer daran hindere, Familienpflege-

zeit zu beantragen. Die Furcht vor einem Karriereknick wird ebenso erwähnt wie die Angst, sich ge-

genüber Vorgesetzten wie Kollegen zu offenbaren. Erwähnt wird auch die enorme Arbeitsverdich-

tung, die eine Reduzierung der Arbeit kaum ermögliche, vor allem in kleinen und mittleren Unter-

nehmen auch der Fachkräftemangel.  

So gibt es sowohl auf Arbeitgeber- wie Arbeitnehmerseite eine Reihe von Hürden für die Inan-

spruchnahme von Angeboten zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf. 

Insgesamt fehlt die nachhaltige Entwicklung einer Strategie zur Entlastung pflegender Erwerbstätiger 

und zur besseren Vereinbarkeit von Beruf und Pflege. Hierzu müssten Politik, Verwaltung, Unter-

nehmen und weitere Akteure ressortübergreifend, kontinuierlich und zielstrebig zusammen wirken. 
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7. Empfehlungen 

Die nachfolgenden Handlungsempfehlungen an mögliche Entscheidungsträger werden vor dem Hin-

tergrund gegeben, dass diese Expertise für den Berliner Beirat für Familienfragen ausgearbeitet wur-

de. Daher werden bundesweite (politische wie gesetzgeberische) Akteure, d. h. Empfehlungen zu 

gesetzlichen Veränderungen und bundespolitischen Initiativen nur ganz allgemein erwähnt. 

Die Thematik der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf ist erst in den letzten Jahren in den Blickpunkt 

geraten und wird zumeist im größeren Rahmen der Vereinbarkeit von Familie und Beruf abgehan-

delt. Dabei droht die Gefahr, dass der spezifische Charakter von „Pflege“ vernachlässigt und u. U. 

unter dem Aspekt der „Kinder“-Erziehung subsumiert wird. Das Besondere von Pflege ist die Unplan-

barkeit des Eintritts, ihre Dauer und Unabsehbarkeit im Verlauf; dabei häufig eine Zunahme des 

Schweregrades der Pflegebedürftigkeit und des Umfangs der Verpflichtungen der Pflegenden; Pfle-

geverantwortung wird zudem in der Regel nicht in der Gründung der Familienphase übernommen, 

sondern häufig erst in einer späteren Erwerbsphase (ab 50 Jahren), und da zwar zunehmend auch 

von Männern, aber immer noch vorrangig von Frauen. Nach wie vor ist die Datenlage dürftig und hat 

sich seit dem vorangehenden Familienbericht 2011 des Berliner Beirates für Familienfragen in der 

Ausschöpfung von Quellen nicht wesentlich verändert. Daraus ergeben sich folgende Empfehlungen: 

1. Die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf erfordert die Entwicklung einer spezifischen Pflege-

kultur und die Erweiterung des Familienbegriffes über das Modell „Vater-Mutter-Kind“ hin-

aus. 

2. Daraus ergeben sich besondere Anforderungen der Sensibilisierung für das Thema seitens 

der Öffentlichkeit, der Unternehmen wie der Beschäftigten und das Aufgreifen bereits exis-

tierender guter Beispiele 

a. Breite Diskussion der Thematik in der Öffentlichkeit; 

b. Entwicklung von betrieblichen Strategien/Unternehmenskulturen, die die Thematik 

der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf immer schon mitdenken; 

c. Aufgreifen der Thematik in Weiterbildungsveranstaltungen und systematischem Er-

fahrungsaustausch von Unternehmen und ihren Verbänden sowie von Gewerkschaf-

ten und Betriebsräten; 

d. Enttabuisierung (entgegen dem Nicht-darüber-Reden) und Entstigmatisierung (ent-

gegen Ängsten vor Karriereknick und Leistungshemmung) von Pflegeverpflichtungen 

in Betrieben und bei deren Beschäftigten sowie Anregung zu kollegialem Austausch 

über Pflegeverpflichtungen; 

e. Einschätzung des Bedarfs auf Seiten der Unternehmen (entsprechende Fragebogen 

sind bereits entwickelt). 

3. Breite Bündnisse der unterschiedlichen Akteure sind top-down voranzutreiben, da sowohl 

einzelne Akteursgruppen (z.B. nur Unternehmen) damit überfordert sind als auch Einzelak-

teure (z.B. einzelne betroffene Beschäftigte). Vorbild könnten z.B. die geriatrisch-geronto-

psychiatrischen Verbünde in Berlin sein.  

4. Dazu wird angeregt, eine Struktur von Beauftragten zu schaffen, die die top-down-

Organisation breiter Bündnisse auf lokaler, bezirklicher und betrieblicher Ebene in Berlin vo-

rantreiben. Diese Struktur muss seitens des Landes Berlin, der Kommune sowie der Wirt-

schaft langfristig und mit hoher Priorisierung und Verantwortungsübernahme unterstützt 

werden. 
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5. Die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf ist somit auch stark abhängig davon, wie Pflegekon-

zept und Unterstützung integriert sind in Sozialraum, Quartier und Kommune, um Entlastung 

für Pflegende zu schaffen.  

6. Bestehende Beratungsangebote (innerbetriebliche und externe Dienstleister für Unterneh-

men und Beschäftigte, Pflegestützpunkte und Selbsthilfeinitiativen pflegender Angehöriger 

etc.) sollten entsprechend besser vernetzt und bekannt gemacht werden (im Sinne von bot-

tom-up-Strukturierung und dem Aufgreifen von Case-Management). 

Da Pflege häufig plötzlich aktuell wird, ist zwar die durch das Pflegezeitgesetz ermöglichte unbezahlte 

Freistellung von Beschäftigten für maximal 10 Tage schon eine Hilfe.  

7. Wir empfehlen aber eine bezahlte Freistellung (in Anlehnung an die derzeit diskutierte beab-

sichtigte Bezahlung ab 2015), da eine plötzliche Hilfe- bzw. Pflegebedürftigkeit von Angehöri-

gen ohnehin große finanzielle Belastungen für das familiäre Budget verursachen (z.B. Reise-

kosten, Kosten für Informationseinholung, Behandlungen etc.).  

8. Zudem sollte die Pflegeübernahme nicht auch noch durch ein vielfaches und äußerst büro-

kratisches Antragswesen erschwert werden. 

Da Pflege häufig zunehmende und länger als zwei Jahre dauernde Verpflichtungen beinhalten kann, 

9. sollte das Modell der Familienpflegezeit für solche Fälle weiterentwickelt und Pflege auf loka-

ler Ebene durch einen Kranz von flankierenden entlastenden Angeboten erleichtert werden. 

Da Pflege vorrangig von älteren Beschäftigten und Frauen geleistet wird sowie starke Belastungen 

beinhaltet,  

10. sollten Angebote entlastender, kurativer und präventiver Form am Arbeitsplatz entwickelt 

werden (betriebliches Gesundheitsmanagement); 

11. sollten betriebliche Angebote zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf für männliche Beschäf-

tigte andere Akzente setzen als für weibliche Beschäftigte; 

12. sollten spezifische (z.B. tarifliche) Regelungen für die Wahrung bzw. Mehrung von Rentenan-

sprüchen gefunden werden; 

13. ist eine Einschränkung von gesetzlichen und betrieblichen Entlastungen auf die Hauptpflege-

person obsolet; 

14. sollten daher stärkere Akzente gesetzt werden für die Betrachtung von Pflege mit einem 

Netzwerk von (auch jüngeren) Familienangehörigen, aber auch Freunden, Nachbarn und Pro-

fessionellen. 

Da Pflege zunehmend auch von Beschäftigten mit Migrationshintergrund geleistet wird, 

15. sollten betriebliche Bedarfsermittlungen diese Thematik mit eruieren und ggf. dazu spezi-

fisch informieren. 

Da die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf von Menschen in prekären Verhältnissen besonders 

schwierig zu gestalten ist,  auch auf  finanzielle Möglichkeiten angewiesen ist  und Pflege ein zusätzli-

ches  Armutsrisiko darstellt, 
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16. sollten Gehalts- bzw. Lohnzahlungen für Beschäftigte in niedrigeren Lohn- und Gehaltsgrup-

pen bei einer Reduzierung der Arbeitszeit wegen Pflegeverpflichtungen einen höheren finan-

ziellen Ausgleich ermöglichen als für Gut-Verdienende; 

17. zudem sollte das finanzielle Risiko bei Pflegeübernahme nicht nur den Beschäftigten aufge-

bürdet werden. 

18. Es fehlen Modell-Berechnungen darüber, was Arbeitnehmern, die in unterschiedlichen Sze-

narien pflegen, an finanziellen Unterstützungen zukommen kann und was die Pflege und die 

Einschränkung der Berufstätigkeit sie andererseits kostet. Solche Modellrechnungen könnten 

z.B. Beratungsstellen und auch Unternehmen, die die Vereinbarkeit von Beruf und Pflege mit 

Maßnahmen unterstützen, zur Verfügung stellen. 

Da die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf erst seit kurzer Zeit thematisiert wird, gibt es nach wie vor 

unwägbare Risiken für Arbeitgeber/innen wie Arbeitnehmer/innen und Ängste, deren Berechtigung 

nicht abgeklärt ist. Hier zeigt sich Forschungsbedarf. 

19. Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen haben Angst, sich wegen ihrer Pflegeverantwortung 

gegenüber Arbeitgebern und Kollegen zu offenbaren. Sie befürchten Benachteiligungen im 

Beruf, auch einen Karriereknick und das Unverständnis der Kollegen sowie deren Ängste vor 

zusätzlichen Belastungen. Da die aufgezählten Ängste auch in Umfragen zum Ausdruck 

kommen, zeigt sich ein Forschungsbedarf, um deren Berechtigung bzw. Nicht-Berechtigung 

gegeneinander abwägen zu können. 

20. Insgesamt zeigen sich die Notwendigkeit einer Verbreiterung der Datenquellen  und der Da-

ten (z.B. in der Bevölkerungsstatistik die Zahl pflegender Erwerbstätiger, in der Wirtschafts-

statistik die Zahl von Betrieben mit entlastenden Angeboten) als auch ein Forschungsbedarf, 

um die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf nachhaltig gestalten zu können. 
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Anhang 

Abkürzungsverzeichnis 

BAFzA   Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben 

BBG   Bundesbeamtengesetz 

BBiG   Berufsbildungsgesetz 

BGB   Bürgerliches Gesetzbuch 

FPfZG   Familienpflegezeitgesetz 

IW   Institut der Deutschen Wirtschaft 

KfW   Kreditanstalt für Wiederaufbau 

KMU   Kleine und Mittelständische Unternehmen 

PflegeZG  Pflegezeitgesetz 

PNG   Pflege-Neuausrichtungsgesetz 

SGB XI   Elftes Sozialgesetzbuch – Pflegeversicherungsgesetz 

SOEP   Sozio-ökonomisches Panel 

TVöD   Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst 
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Glossar 

(Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2010, S. 22 und einzelne Passagen aus dem 

Pflegeversicherungsgesetz (SGB XI) 

„Pflegebedürftige 

Erfasst werden Personen, die Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch (SGB XI) erhalten. Generelle 

Voraussetzung für die Erfassung als Pflegebedürftige ist die Entscheidung der Pflegekassen bzw. des 

privaten Versicherungsunternehmens über das Vorliegen von Pflegebedürftigkeit und die Zuordnung 

der Pflegebedürftigen zu den Pflegestufen I bis III (einschließlich Härtefällen). 

Pflegebedürftig im Sinne des SGB XI sind Personen, die wegen einer körperlichen, geistigen oder 

seelischen Krankheit oder Behinderung für die gewöhnlichen und regelmäßig wiederkehrenden Ver-

richtungen im Ablauf des täglichen Lebens auf Dauer, voraussichtlich für mindestens sechs Monate, 

in erheblichem oder höherem Maße (§ 15) der Hilfe bedürfen (§ 14 SGB XI, Abs. 1). 

… durch Angehörige versorgt 

Hier werden die Pflegebedürftigen zugeordnet, die ausschließlich Pflegegeld für selbstbeschaffte 

Pflegehilfen nach § 37 SGB XI erhalten. 

… zusammen mit/durch ambulante Pflegedienste versorgt 

Hier werden die Pflegebedürftigen erfasst, die von einem nach SGB XI zugelassenen ambulanten 

Pflegedienst Pflegesachleistungen (einschließlich Kombinationsleistungen oder häusliche Pflege bei 

Verhinderung der Pflegeperson) erhalten. In der Regel erfolgt hierbei auch zusätzliche Pflege durch 

Angehörige.12) 

Pflegestufen 

Für die Gewährung von Leistungen nach diesem Gesetz sind pflegebedürftige Personen einer der 

folgenden drei Pflegestufen zuzuordnen (§ 15 SGB XI, Abs. 1): Pflegestufe I (erheblich Pflegebedürfti-

ge), Pflegestufe II (Schwerpflegebedürftige), Pflegestufe III (Schwerstpflegebedürftige).“ 221 

Pflegestufe 0  

Bei ‚eingeschränkte Alltagskompetenz‘ können seit 2008 bis zu 2400 € pro Jahr für die Nutzung ge-

rontopsychiatrischer Zusatzangebote in Anspruch genommen werden – auch wenn nicht die Pflege-

stufe I zugesprochen wurde. Mit dem Pflege-Neuausrichtungsgesetz können ab dem 1.1.2013 für 

diesen Personenkreis monatlich 120 € Pflegegeld / bis zu 225 € für Sachleistungen pro Monat gezahlt 

werden.“ 

  

                                                           

221
  Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2010, S. 22 

http://www.pflegestufe.info/pflege/demenz.html
http://www.pflegestufe.info/stichworte/pflegegeld.html
http://www.pflegestufe.info/stichworte/sachl.html
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